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Erste Schulreformen: Trendwende in der Bildungspolitik?

Aufgrund der schlechten Ergebnisse der deutschen Schüler bei den internationa-
len Vergleichsstudien ist eine breite Diskussion über das deutsche Bildungs-
system entstanden, und erste Schulreformen wurden in die Wege geleitet. Prof.
Dr. Johanna Wanka, Präsidentin der Kultusministerkonferenz, sieht hoffnungsvol-
le Ansätze und erste Erfolge. Dr. Ludwig Eckinger, Vorsitzender des Verbandes Bil-
dung und Erziehung, möchte den notwendigen Qualitätssteigerungsprozess im
deutschen Bildungssystem vor allem durch einen Paradigmenwechsel voranbrin-
gen, der unter der Überschrift »Weg von der Selektion – Stärker Fordern und För-
dern« steht und dessen Voraussetzung auch eine Reform der Lehrerausbildung
ist. Und Prof. Dr. Klaus Klemm, Universität Duisburg-Essen, weist in seinem Bei-
trag darauf hin, dass vor allem Ansätze, die auf Qualitätssteigerung abzielen, zu
erkennen sind, aber »die Zahl der Maßnahmen, die Chancenungleichheit abbau-
en könnten, bedenklich überschaubar (bleiben).« 

Bestätigung des leichten Absinkens der Mehrwertsteuer-
ausfallquote im Jahr 2005
Andrea Gebauer und Rüdiger Parsche

Das ifo Institut verfolgt seit geraumer Zeit intensiv die Aufkommensentwicklung der
Steuern vom Umsatz. Diese schien über Jahre hinweg nicht besonders problema-
tisch zu sein. Im Jahre 2001 brach das Aufkommen jedoch völlig überraschend ein
und blieb auch in den Folgejahren mehr oder weniger von der wirtschaftlichen Ent-
wicklung abgekoppelt. Dadurch stieg die vom ifo Institut quantifizierte Mehrwert-
steuerausfallquote in 2001 sprunghaft an und pendelte sich in den folgenden Jahren
auf einem deutlich höheren Niveau ein. Anfang 2005 konnte erstmals seit längerem
auf der Basis der geschätzten wirtschaftlichen Eckwerte ein gewisses Absinken der
Quote für das laufende Jahr festgestellt werden. Dieser sich im Frühjahr andeutende
Rückgang scheint sich nun im letzten Quartal 2005 anhand der jetzt vorliegenden
statistischen Daten bzw. der erforderlichen Resteschätzungen zu bestätigen.

Wie lässt sich die Ungleichheit der Bildungschancen verringern?
Gabriela Schütz und Ludger Wößmann

In allen nationalen und internationalen Schülerleistungstests erweist sich nahezu
ausnahmslos der familiäre Hintergrund der Schülerinnen und Schüler als der bei
weitem stärkste Einflussfaktor auf ihre erzielten Leistungen. Daher befasst sich der
vorliegende vierte und letzte Beitrag zum Abschluss der Serie »Ökonomische Bei-
träge zur Schuldebatte« mit der Frage, welchen Einfluss die Bildungspolitik auf die
Gleichheit von Bildungschancen ausüben kann. Dazu werden Ergebnisse mikro-
ökonometrischer Studien anhand internationaler Schülerleistungstests vorge-
stellt, welche nun den Bestimmungsgründen für internationale Unterschiede in der
Ungleichheit der Bildungschancen für Kinder mit unterschiedlichen familiären Hin-
tergründen nachgehen. Es zeigt sich, dass der Leistungsunterschied zwischen
Kindern gut ausgebildeter Eltern und Kindern aus bildungsferneren Schichten in
Ländern mit einem ausgebauten System frühkindlicher Bildung und mit einer spä-
ter einsetzenden Selektion in unterschiedliche Schultypen systematisch geringer
ist – ohne dass dort das Leistungsniveau niedriger wäre. Demgegenüber findet die
Untersuchung keinen systematischen Zusammenhang zwischen Ganztagsschul-
systemen und der Leistungsungleichheit. 
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Was bedeutet E-Business in Industrie und Handel?
Michael Reinhard und Hans Schedl

Im ifo Schnelldienst, Nr. 19 vom Oktober 2004 wurde detailliert über den Messan-
satz der EU-Studie B2B Metrics berichtet. In diesem Beitrag wird ein Teil der Er-
gebnisse der Studie vorgestellt. Der Schwerpunkt liegt auf den Befunden zur Nut-
zung von B2B-Anwendungen in der Automobilwirtschaft und dem Handel. 

Automobilindustrie: stark reduzierte Wertschöpfungsquote 
und gebremste Produktivitätsentwicklung
Reinhard Hild

Die größte deutsche Industriegruppe, die Automobilindustrie, durchlief in den letz-
ten zehn Jahren einen dynamischen Wachstumsprozess, ihr Anteil am Output des
Verarbeitenden Gewerbes nahm dementsprechend deutlich zu. Überlagert war
diese Entwicklung von einer Reihe struktureller Verschiebungen, die im Ergebnis
zu einer erheblichen Verringerung der Fertigungstiefe und einer relativen Ver-
schlechterung der Beschäftigtenproduktivität im Vergleich zu der des Verarbeiten-
den Gewerbes insgesamt führten. 

Eine Anmerkung zum ifo Geschäftsklima im Großhandel
Klaus Abberger

Das ifo Institut führt seit 1951 seine Konjunkturumfragen auch im Großhandels-
bereich durch. Die Antworten der befragten Großhandelsunternehmen gehen
unter anderem in den ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft
ein. Stellt man den Verlauf des Geschäftsklimas im Großhandelsbereich den
Zeitreihen der amtlichen Statistik gegenüber, sieht man, dass das ifo Ge-
schäftsklima ein geeigneter Indikator für die konjunkturelle Entwicklung im
Großhandel ist. Es besitzt im Vergleich zu Zahlen der amtlichen Statistik einen
»Publikationsvorsprung«, d.h. es wird zeitnaher veröffentlicht, und es wird nicht
nachträglich revidiert.

ifo Konjunkturtest Oktober 2005 in Kürze
Hans G. Russ

In der gewerblichen Wirtschaft Deutschlands hat sich im Oktober das Ge-
schäftsklima deutlich verbessert. Die Unternehmen schätzten nicht nur ihre Ge-
schäftsaussichten für das kommende halbe Jahr zuversichtlicher ein, sie beur-
teilten auch ihre aktuelle Lage deutlich besser als im Vormonat. Bei den Indus-
trieunternehmen hat sich vor allem auch der Optimismus hinsichtlich der künfti-
gen Chancen auf den ausländischen Märkten verstärkt. Die Weichen für eine
Fortsetzung der konjunkturellen Erholung sind demnach gestellt, wenngleich die
Wachstumsintensität noch nicht ausreichen wird, um auf dem Arbeitsmarkt eine
fühlbare Entlastung herbeizuführen.
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Erste Schulreformen: 
Hoffnungsvolle Ansätze in
der Bildungspolitik

Das deutsche Bildungssystem befindet
sich derzeit in einem Prozess grundlegen-
der Veränderungen. In der öffentlichen De-
batte wird die Bedeutung guter Bildung
höher eingeschätzt als noch vor fünf Jah-
ren. Die Ergebnisse von TIMSS, PISA und
IGLU haben uns deutlich vor Augen ge-
führt, dass die in Deutschland bis dahin
vorrangig an politisch-administrativen Vor-
gaben orientierte Steuerung nicht zu den
erwünschten Ergebnissen im Bildungs-
system geführt hat. Hinzu kommen müs-
sen die Festlegung und Überprüfung der
erwarteten Leistungen. Die in der Kultus-
ministerkonferenz zusammengeschlosse-
nen Länder haben daher einen Paradig-
menwechsel in der Bildungspolitik im Sin-
ne von »Outcome-Orientierung«, Rechen-
schaftslegung und Systemmonitoring ein-
geleitet. Kernelemente dieser an Ergeb-
nissen orientierten Steuerung im Schul-
bereich sind nationale Bildungsstandards
und die Bildungsberichterstattung als Teil
eines umfassenden Bildungsmonitoring.
Dieser Umsteuerungsprozess hat gerade
erst begonnen und muss kontinuierlich
überprüft und justiert werden, beispiels-
weise über die Normierung, Überprüfung
und Weiterentwicklung der Bildungsstan-
dards, aber auch über die vorgesehene
weitere Teilnahme an PISA und IGLU.

Bildungsstandard

Die Kultusministerkonferenz hat im De-
zember 2003 bundesweit geltende Bil-
dungsstandards für die Fächer Deutsch,
Mathematik und Erste Fremdsprache
(Englisch/Französisch) für den Mittleren
Schulabschluss (Jahrgangsstufe 10) be-
schlossen. Im Oktober 2004 hat sie für
eben diese Fächer Bildungsstandards für

den Hauptschulabschluss (Jahrgangsstu-
fe 9) sowie Bildungsstandards für den Pri-
marbereich (Jahrgangsstufe 4) in Deutsch
und Mathematik verabschiedet. Im De-
zember 2004 hat die Kultusministerkon-
ferenz schließlich Bildungsstandards für
den Mittleren Schulabschluss (Jahrgangs-
stufe 10) in den Fächern Biologie, Che-
mie, Physik beschlossen. Die Bildungs-
standards für den Mittleren Schulab-
schluss in den Fächern Deutsch, Mathe-
matik und Erste Fremdsprache sind zu
Beginn des Schuljahres 2004/2005 in den
Schulen aller Länder als Grundlagen der
fachspezifischen Anforderungen für den
Mittleren Schulabschluss übernommen
worden. Die Bildungsstandards für den
Primarbereich, für den Hauptschulab-
schluss und für die naturwissenschaftli-
chen Fächer sind zu Beginn des Schul-
jahres 2005/2006 in allen Ländern ver-
bindlich eingeführt worden. 

Mit der Einführung nationaler Bildungs-
standards kann die Qualitätsentwicklung
in den Schulen aller Länder in der Bun-
desrepublik Deutschland zum ersten Mal
an einem gemeinsam vereinbarten Maß-
stab, und zwar in Form von abschlussbe-
zogenen Regelstandards, verortet wer-
den. Bildungsstandards benennen Ziele
für die pädagogische Arbeit, ausgedrückt
als zu erwartende Lernergebnisse der
Schülerinnen und Schüler. Damit konkre-
tisieren Standards den Bildungsauftrag,
den allgemein bildende Schulen zu erfül-
len haben Sie erlauben gleichzeitig die
Überprüfung der gestellten Anforderun-
gen und ermöglichen insofern festzustel-
len, inwieweit das Bildungssystem seinen
Auftrag erfüllt. Bildungsstandards stan-
dardisieren aber nicht die schulischen
Lehr- und Lernprozesse. Sie definieren ei-
ne normative Erwartung, auf die Schule
hin erziehen und bilden soll. Die Wege

Erste Schulreformen: Trendwende in der Bildungspolitik?

Aufgrund der schlechten Ergebnisse der deutschen Schüler bei den internationalen Vergleichs-

studien ist eine breite Diskussion über das deutsche Bildungssystem entstanden, und erste Schul-

reformen wurden in die Wege geleitet. Ist dies bereits die notwendige Trendwende in der Bil-

dungspolitik?

Johanna Wanka*

* Prof. Dr. Johanna Wanka ist die Präsidentin der Kul-
tusministerkonferenz.



Zur Diskussion gestellt

dorthin, die genaue Einteilung der Lernzeit, der Umgang
mit personellen Ressourcen sowie die Implementation von
Standards und die notwendigen Unterstützungsmaßnah-
men der Schulen bleiben den Ländern überlassen. So ge-
sehen sind Standards, die die Schulen auf Ergebnisse ver-
pflichten, die Voraussetzung für die Gewährung von mehr
Eigenverantwortung der Schulen, z.B. im Bereich von Un-
terrichtsplanung, Personaleinsatz und -auswahl oder in der
Gestaltung von Integrations- und Fördermaßnahmen. Eine
solche Vorgehensweise, also den Schulen mehr Eigenstän-
digkeit zu gewähren bei gleichzeitiger Vorgabe verbindlicher
Standards und regelmäßiger Evaluation, hat sich auch in den
bei PISA erfolgreichen Staaten bewährt.

Standards für Lehrerausbildung

Einen weiteren Beitrag zu dieser Qualitätsentwicklung hat
die Kultusministerkonferenz mit den Standards für die Leh-
rerbildung geleistet. Diese formulieren Kompetenzen in den
Bildungswissenschaften für die berufliche Ausbildung und
den Berufsalltag der Lehrkräfte. Sie tragen damit wesent-
lich zur weiteren Stärkung der Professionalität des Lehrer-
berufs bei, wie es eines der sieben von der Kultusminister-
konferenz nach PISA 2000 beschlossenen Handlungsfelder
als Zielsetzung beschreibt.

Die Kultusministerkonferenz hat immer betont, dass die jetzt
vorliegenden Bildungsstandards ein erster Schritt in einem
Prozess sind, der fortgesetzt werden muss. Deswegen sind
zunächst auch Regelstandards und keine Mindeststandards
beschrieben worden. Es kommt nun vor allem darauf an, die
Bildungsstandards zu implementieren, also die an Schule
Beteiligten für die Arbeit mit den Bildungsstandards zu ge-
winnen und zu qualifizieren. Darüber hinaus soll die Einhal-
tung der Standards sowohl landesweit als auch länderüber-
greifend überprüft werden. Die Arbeiten zur Normierung
der Testinstrumente für den späteren Einsatz zur Überprü-
fung der Einhaltung der nationalen Bildungsstandards sind
bereits aufgenommen worden. Hierzu ist im Juni 2004 zum
ersten Mal in der Geschichte der Kultusministerkonferenz
ein bundesweit tätiges, von den Ländern gemeinsam getra-
genes »Institut zur Qualitätsentwicklung im Bildungswesen
– Wissenschaftliche Einrichtung der Länder an der Hum-
boldt-Universität zu Berlin« (IQB) gegründet worden. Haupt-
aufgabe des IQB ist die Normierung, Überprüfung und Wei-
terentwicklung der Bildungsstandards. Hierdurch können
die Anforderungen systematisch in Abstufungen und Ent-
wicklungsverläufen dargestellt werden. Am weitesten fort-
geschritten sind hierzu die Arbeiten für das Fach Mathema-
tik, die im Rahmen von PISA 2006 aufgenommen worden
sind. Die Normierungsergebnisse werden Ende 2007 vor-
liegen. Erste Normierungsergebnisse für die anderen Fächer
werden frühestens 2008 erwartet. Die Ermittlung von em-
pirisch validierten Kompetenzstufen wird es möglich ma-

chen, für alle (d.h. für die Lehrkräfte, für die Lernenden und
für die Eltern) festzustellen, in welchem Maße die gesetzten
Standards erreicht werden. Parallel hierzu müssen Lehrer-
fortbildungsprogramme, Unterrichtsentwicklungsprogram-
me, Vermittlung von Kenntnissen im Umgang mit den Er-
gebnissen und Förderprogramme bei dem Nicht-Erreichen
von Standards durchgeführt werden. Allerdings möchte ich
auch darauf hinweisen, dass die vorliegenden Bildungsstan-
dards bereits jetzt durchaus geeignet sind, einen wesentli-
chen Beitrag zur Qualitätsentwicklung des Unterrichts zu
leisten: Sie haben insbesondere die Funktion eines Diagno-
se- und Vergleichsinstruments. Die Auseinandersetzung mit
den Aufgaben und den Anforderungsbereichen der Bildungs-
standards gibt darüber hinaus vielfache Impulse für die Etab-
lierung einer neuen Lehr- und Lernkultur. 

In der Gesamtheit aller Anstrengungen zur Sicherung und
Steigerung der Qualität schulischer Arbeit stellen die Bil-
dungsstandards nach übereinstimmender Ansicht der Län-
der ein zentrales Gelenkstück dar. Sie sichern die Vergleich-
barkeit der in unterschiedlichen Schularten erworbenen
schulischen Abschlüsse. In der Bildungspolitik besteht Kon-
sens zwischen allen Ländern in der Bundesrepublik
Deutschland, dass zur Qualitätsentwicklung des Bildungs-
wesens auch die Beobachtung von Bildungssystemen und
-prozessen zum unentbehrlichen Instrument geworden ist.
Das Systemmonitoring wird durch die Teilnahme an inter-
nationalen Schulleistungsvergleichen wie PISA und PIRLS,
an der nationalen Untersuchung DESI (Deutsch-Englisch-
Schülerleistungen international) sowie durch die Durchfüh-
rung weiterer länderübergreifender und landesspezifischer
Schulleistungsuntersuchungen gestützt. Ein weiterer we-
sentlicher Baustein des Bildungsmonitorings ist die Einrich-
tung einer kontinuierlichen Berichterstattung über Bildung
in Deutschland.

Auf der Basis der konzeptionellen Vorarbeiten des von der
Kultusministerkonferenz in Auftrag gegebenen Bildungsbe-
richts 2003 und der von Bundesseite in Auftrag gegebenen
Expertisen verständigten sich Bund und Länder im März
2004 darauf, künftig im Zweijahresrhythmus einen gemein-
samen Bildungsbericht für Deutschland herauszugeben. Die-
ser gemeinsame Bildungsbericht von Ländern und Bund
wird alle bildungsbiographischen Etappen – vom Elemen-
tarbereich bis zur Erwachsenenbildung – umfassen und In-
formationen über Kontexte, Prozesse und Wirkungen von
Bildung in Deutschland bereitstellen. Neben den indikato-
renbasierten Kapiteln enthalten künftige Bildungsberichte
ein Schwerpunktthema. Für den ersten Bericht wurde das
Thema »Integration von Kindern, Jugendlichen und Erwerbs-
tätigen mit Migrationshintergrund im Bildungswesen« ver-
einbart. Durch die regelmäßige Vorlage eines Bildungsbe-
richtes kommen die Länder und der Bund ihrer Pflicht zur
Information und Rechenschaftslegung nach und liefern ei-
nen wichtigen Beitrag zur Transparenz wesentlicher Entwick-
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Zur Diskussion gestellt

lungen im Bildungsbereich. Die Veröffentlichung des nächs-
ten Bildungsberichts ist für das Frühjahr 2006 vorgesehen.

Erste Leistungsverbesserungen

Die Kultusministerkonferenz wird auch in den nächsten Jah-
ren den eingeschlagenen Reformweg zur nachhaltigen Qua-
litätsentwicklung im Schulbereich konsequent fortsetzen.
Die in der zweiten PISA-Studie (PISA 2003) für Deutsch-
land festgestellten Leistungsverbesserungen in den Berei-
chen Mathematik und Naturwissenschaften können als ein
ermutigendes Signal und eine Bestätigung für die Arbeit
der deutschen Schulen in den vergangenen Jahren gese-
hen werden. Die jüngst vorgestellten Ergebnisse des zwei-
ten Vergleichs der Länder in Deutschland (PISA-E 2003) ha-
ben darüber hinaus gezeigt, dass sich die Leistungen in den
letzten Jahren in allen Ländern nicht nur stabilisiert, sondern
in vielen Fällen signifikant verbessert haben, in manchen
Kompetenzbereichen und Ländern deutlicher und früher, als
man erwarten konnte. Offenbar hat sich ein Mentalitätswech-
sel vollzogen, der Früchte trägt und so schon kurzfristig zu
Verbesserungen geführt hat. Dies ist ein gemeinsames Ver-
dienst von Schülerinnen und Schülern, Eltern, Lehrkräften,
der Öffentlichkeit und von Bildungspolitik und Bildungsver-
waltung. Es wird nun vor allem darauf ankommen, die rich-
tigen und angemessenen Konsequenzen aus den Ergeb-
nissen von PISA 2003 zu ziehen. Hierbei stimmen die Län-
der darin überein, dass besondere Anstrengungen darauf
verwendet werden müssen, die Leistungen der Schülerin-
nen und Schüler mit schwachen Kompetenzen und der Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund zu verbessern, also
die Chancengerechtigkeit zu erhöhen. In diesem Zusam-
menhang sieht die Kultusministerkonferenz in folgenden Be-
reichen prioritäre Herausforderungen:

– Verbesserung des Unterrichts zur gezielten Förderung
in allen Kompetenzbereichen, insbesondere in den Be-
reichen Lesen, Geometrie und Stochastik.

– Frühzeitige gezielte Förderung von Kindern und Jugend-
lichen, die aus sozial schwierigem Umfeld stammen oder
einen Migrationshintergrund haben, und gezielte Aus-
gleichsmaßnahmen bei ungünstigen Entwicklungen in der
Bildungsbiographie.

– Weiterentwicklung der Lehreraus- und -fortbildung ins-
besondere im Hinblick auf den Umgang mit Heterogeni-
tät, eine Verbesserung der Diagnosefähigkeit und eine
gezielte Unterstützung der einzelnen Schülerinnen und
Schüler.

Hierzu sind bereits folgende Maßnahmen getroffen wor-
den: Im Schuljahr 2003/2004 haben knapp 962 700 Schü-
lerinnen und Schüler am Ganztagsschulbetrieb teilgenom-
men. Das bedeutet eine Steigerung gegenüber dem Vor-
jahr um 12%. Da sich das Ganztagsschulsystem in Deutsch-

land erst im Aufbau befindet, ist davon auszugehen, dass
sich der Anteil von Teilnehmerinnen und Teilnehmern am
Ganztagsschulbetrieb in den nächsten Jahren deutlich er-
höhen wird.

Bei der Unterstützung der Kinder und Jugendlichen mit Lern-
problemen und sozialen Benachteiligungen werden Schule
und Jugendhilfe ihre Zusammenarbeit intensivieren und wei-
terentwickeln, insbesondere beim Übergang von der Schu-
le in die Berufsausbildung und bei Schulverweigerern.

Besonders begabte Schülerinnen und Schüler sollen nach
einer Empfehlung der Kultusministerkonferenz künftig bun-
desweit die Möglichkeit erhalten, ohne förmliche Zulassung
als Frühstudierende an Lehrveranstaltungen der Hochschu-
len teilzunehmen. Erworbene Studien- und Prüfungsleistun-
gen sollen bei einem späteren Studium nach Maßgabe der
fachlichen Gleichwertigkeit an allen Hochschulen anerkannt
werden.

Eine Bildungsreform kann jedoch nur so erfolgreich sein
wie die Beteiligten aktiv daran mitwirken. Es hängt also im
verstärktem Maße auch von der Bereitschaft der Schüler, ih-
rer Eltern, der Lehrerinnen und Lehrer, der ausbildenden Uni-
versitäten, und der Öffentlichkeit ab, diesen Prozess zur Qua-
litätssicherung und Qualitätssteigerung im Bildungsbereich
nach Kräften zu unterstützen.
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Nachhaltige individuelle Förderung 
notwendig

Mit den Ergebnissen der internationalen Vergleichsstudien
ist in den vergangenen Jahren eine breite Diskussion über
das deutsche Bildungssystem entstanden. Durch diese Si-
tuation ergaben sich neue Herausforderungen, neue The-
men und neue Chancen. Die letzten Jahre waren aber zu-
gleich von einer besonderen Finanznot der öffentlichen Haus-
halte gekennzeichnet. Das ist die dunkle Kehrseite der ge-
wachsenen Bildungsdiskussion.

Soziale Herkunft entscheidend

Keine Studie hat der bildungspolitischen Debatte der ver-
gangenen Jahre so ihren Stempel aufgedrückt wie PISA.
PISA (Programme for international student assessment) war
nach TIMSS (Third international mathematics and science
study) die zweite große internationale Studie, die die Leis-
tungen deutscher Schülerinnen und Schüler als mäßig bis
schlecht bezeichnete. 

Die zentralen Ergebnisse waren damals niederschmet-
ternd. Deutschland lag in der Gesamtleistung deutlich un-
ter dem OECD-Mittel. Unter den 32 teilnehmenden Län-
dern lag Deutschland im Bereich Lesekompetenz zwischen
Rang 21 und 25. Der Anteil der 15-Jährigen, die nicht ein-
mal die unterste Kompetenzstufe erreichten oder ledig-
lich die Kompetenzstufe 1, war in Deutschland außeror-
dentlich hoch. Damit ergab sich für Deutschland, dass fast
20% eines Schülerjahrgangs als funktionale Analphabeten
gelten können. PISA E, das schwerpunktmäßig die deut-
sche Situation in den Blick nahm, bestätigte das von PI-

SA gezeichnete Bild und wies zusätzlich auf große Unter-
schiede zwischen den Bundesländern, vor allem auch bei
der Bildungsbeteiligung und bei der Integration ausländi-
scher Kinder und Jugendlicher hin.

Ein weiteres zentrales Ergebnis von PISA war und ist, dass
das deutsche Schulsystem von einer scharfen sozialen Se-
lektion gekennzeichnet ist. In Deutschland schlägt der so-
ziale Hintergrund besonders stark durch. Es gelingt dem
deutschen Schulsystem vergleichsweise schlechter, sozial
und familiär bedingte ungünstige Schülervoraussetzungen
auszugleichen. Gute Schüler sind an guten Schulen bes-
ser, als sie es an schlechten wären. Schlechte Schüler sind
an schlechten Schulen schlechter, als sie es an guten sein
könnten. Besonders betroffen sind Jungen aus sozial nied-
rigem Herkunftsmilieu und Ausländerkinder. In Deutschland
ist dieses »social clustering« durch verschiedene Schulfor-
men stärker ausgeprägt als in anderen Ländern. Nach wie
vor entscheidet beim gegliederten Schulsystem in Deutsch-
land die soziale Herkunft weitgehend über Schulleistungen
und Bildungsweg. 

In den vergangenen Jahren hat es freilich immer wieder auch
Kritik an PISA gegeben. Es gab immer wieder Stimmen,
die fragten, ob PISA den Schwerpunkt nicht zu sehr auf
messbare Unterrichtsinhalte lege. Es ist deshalb sinnvoll, vor
einer Verkürzung von Bildung zu warnen. Die persönliche
und politische Bildung darf dem »Fitmachen« für den Wirt-
schaftsstandort Deutschland nicht geopfert werden. Ande-
rerseits müssen wir die Ergebnisse von PISA wirklich ernst
nehmen. 

Inzwischen liegen auch die Ergebnisse von PISA II vor.
Für Deutschland ergab sich nur ein Hauch an Verbesse-
rung. Mit PISA II zeigte sich dagegen noch einmal das
drängendste Problem des deutschen Bildungssystems,
die hohe Leistungsstreuung. Sie spiegelt sich besonders
in großen Leistungsunterschieden zwischen den Schul-
formen wider. Diese Situation hat sich von PISA I zu PI-
SA II dadurch verschärft, dass die leichten Verbesserun-
gen bei PISA II vor allem auf das Konto der Gymnasias-
ten gingen. 

Erst allmählich kristallisierte sich in der »Nach-PISA-Dis-
kussion« die Ganztagsschule als wirklich neuer bildungs-
politischer Beitrag heraus. Doch sehr schnell wurde klar,
dass dieser Vorschlag in erster Linie sozialpolitisch akzen-
tuiert war. Doch die Ganztagsschule kann nicht allein die
Aufgabe haben, dem gesellschaftlichen Trend einer Ver-
lagerung der Erziehungsfunktion aus dem Elternhaus in
die Schule zu entsprechen. Die Ganztagsschule sollte
mehr sein. Sie sollte mit einer wirklich pädagogischen Op-
tion gestaltet werden. Sie muss kognitives und soziales
Lernen verbinden. Sie ist keine in die Länge gezogene
Halbtagsschule. Mit Blick auf die unterschiedlichen Wün-
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sche der Eltern kann die Ganztagsschule zudem nur als
ein Angebot aufgefasst werden. Die Ganztagsschule bie-
tet darüber hinaus die Möglichkeit, für die Förderung von
Beeinträchtigten, Migranten und Begabten mehr Zeit auf-
zuwenden. Sie darf keine Verwahranstalt sein.

Entwicklung von Bildungsstandards

Ein weiterer substantieller Vorschlag waren seitens der
Bildungspolitik die von der KMK entwickelten Bildungs-
standards in Verbindung mit einer entsprechenden Eva-
luation. Doch sehr schnell zeigte sich, dass Bildungsstan-
dards wie Janusköpfe sind. Sie haben zwei Gesichter.
Wer sich auf sie einlässt, muss wissen, in welche Rich-
tung er will. Denn schon der Begriff Standard umfasst
auf der einen Seite die Norm wie beim Standardbrief und
auf der anderen Seite das Niveau wie beim Lebensstan-
dard. Norm und Niveau sind deshalb die beiden Pole, zwi-
schen denen sich die Einführung von Bildungsstandards
auch in Deutschland bewegte und aller Voraussicht nach
bewegen wird. 

Inzwischen hat die KMK eine ganze Reihe von Bildungs-
standards beschlossen. Außerdem hat die KMK an der
Humboldt-Universität in Berlin das Institut zur Qualitäts-
entwicklung im Bildungswesen (IQB) eingerichtet. Daran
zeigt sich, wie substantiell und wie schnell in den vergan-
genen Jahren die Diskussion über Bildungsstandards ge-
führt wurde.

Wie sollten Bildungsstandards beschaffen sein? Bildungs-
standards sind nur dann wirklich sinnvoll, wenn nicht nur
überprüft wird, sondern gleichzeitig auch klare Hinweise
zur Förderung der Schülerinnen und Schüler gegeben wer-
den. Dies setzt wiederum voraus, dass die dazu notwen-
digen Ressourcen wie ausreichende Unterrichtsversor-
gung, Sachmittelausstattung, Fortbildung der Lehrerin-
nen und Lehrer und weitere Unterstützungssysteme ge-
sichert sind. Dieser Anspruch ist bislang nicht erfüllt. Vor
allem sind für die Implementierung von Bildungsstandards
und für deren Weiterentwicklung die Lehrerinnen und Leh-
rer noch gar nicht gewonnen worden. Lehrerfortbildungs-
einrichtungen, Universitäten, Schulaufsicht, Schulleitun-
gen und Verbände müssen im Prozess der Umsetzung ei-
ne neue Aufgabe erhalten. Die KMK hat bislang noch zu
wenig den Prozess der Implementierung der Bildungs-
standards in den Schulen in den Blick genommen. Der-
zeit sind die Bildungsstandards in der Praxis noch gar nicht
angekommen. 

Inzwischen wird dagegen das Thema Evaluation immer
stärker ins Spiel gebracht. Für viele scheint sie das geeig-
nete Mittel zu sein, um mit einer Mischung aus Anreizen
und Sanktionen den Qualitätssteigerungsprozess im Bil-

dungswesen voranzutreiben. Doch wer sein Hauptaugen-
merk auf die Evaluation legt, könnte am Ende feststellen,
dass von Bildungsstandards nur noch die Standardisie-
rung übrig geblieben ist. Viel wird deshalb davon abhän-
gen, ob die Evaluation der Schulen nur als »Knecht« der
Administration daherkommt oder ob sie Teil der Schulent-
wicklung wird, ihre Ergebnisse also in die Beratung von
Schulen einfließen. In jedem Fall ist klar, dass das Thema
Evaluation mit dem Thema Bildungsstandards in einer Ein-
heit zu sehen ist. Bildungsstandards machen nur dann Sinn,
wenn der Grad ihrer Erreichung mit Hilfe von Evaluation
überprüft wird. 

Zurzeit hat es den Anschein, als breite sich geradezu eine
Art Evaluationsgläubigkeit aus. Evaluation, eigentlich als hilf-
reiche und konstruktiv-kritische Begleitung zur Weiterent-
wicklung von Bildungseinrichtungen gedacht, entwickelt sich
unter der Hand zu einem Disziplinierungsinstrument der
Schuladministration. Dass Evaluation eigentlich nur Daten
und Fakten für eine fundierte Diagnose und Förderung lie-
fern sollte, tritt immer mehr in den Hintergrund. 

Stärker Fordern und Fördern

Wichtiger ist aber, sich jetzt darüber zu verständigen, wie
der mehr als notwendige Qualitätssteigerungsprozess im
deutschen Bildungssystem jenseits von Standardisierung
und Evaluation in Gang gesetzt und weiter voran gebracht
werden kann. Hier ist insbesondere an den Paradigmen-
wechsel zu denken, der sich fast zwangsläufig aus den Er-
gebnissen internationaler Vergleichsstudien ergibt und un-
ter der Überschrift »Weg von der Selektion – Stärker For-
dern und Fördern« steht. PISA hat gezeigt, dass das deut-
sche Schulwesen unterschiedliche Startchancen der Kinder
nicht ausgleicht und kaum für Bildungsgerechtigkeit sorgt.
In Deutschland wird eben gerade nicht wie in anderen Län-
dern gefordert und gefördert, sondern frühzeitig, nachhal-
tig und folgenschwer selektiert.

Alle internationalen Vergleichsstudien haben uns gezeigt,
wie wichtig es ist, nicht nur »Spreu von Weizen« zu tren-
nen, sondern durch gezielte individuelle Förderung gleich-
zeitig eine größere Zahl junger Menschen zu qualifizieren.
Wir müssen uns entscheiden. Entweder begreifen wir die
Einführung von Bildungsstandards als Chance für einen
nachhaltigen Qualitätssteigerungsprozess des deutschen
Bildungssystems, oder wir ordnen die Bildungsstandards
der Evaluation unter, mit der Folge, dass die bekannte Se-
lektion weiterlebt.

Die Selektionsmechanismen, die die internationalen Ver-
gleichsstudien dem deutschen Bildungssystem bescheinigt
haben, wirken nach wie vor. Sie sind in breiterem Umfang bis-
lang nicht einmal thematisiert, geschweige denn problema-
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tisiert. Stattdessen konzentriert sich die Bildungspolitik zu-
nehmend einseitig auf Maßnahmen zur Qualitäts- und Leis-
tungssteigerung, mit der Folge, dass soziale Selektion ver-
schärft wird. Aspekte einer nachhaltigen Förderung benach-
teiligter Schülerinnen und Schüler werden vernachlässigt. 

Was ist die Alternative? Wer Gerechtigkeit in der Bildung her-
stellen, wer Förderaspekte betonen möchte, muss Bildung
als einen ganzheitlichen Prozess in den Blick nehmen. Viel
wichtiger als Strukturüberlegungen und Leistungsverschär-
fungen ist es, den individuellen Bildungsgang jeder Schüle-
rin, jedes Schülers als Einheit und kontinuierlichen Prozess
zu begreifen. 

Ein weiterer Baustein für moderne Bildung ist die frühe
Förderung. Auf den Anfang organisierter Bildungsprozes-
se kommt es an. In Deutschland haben wir bis heute ei-
nen allgemein zu spät einsetzenden systematischen Bil-
dungs- und Erziehungsprozess, für den Elternhaus, Ele-
mentar- und Primarbereich des Bildungssystems entschei-
dend sind. Eine Folgerung muss die Verzahnung von Ele-
mentar- und Grundschulerziehung, die Intensivierung der
Zusammenarbeit von Sozialpädagogen, Sonderpädago-
gen und Grundschullehrern in einer neu gestalteten Schul-
eingangsphase für alle Kinder ab dem fünften Lebens-
jahr sein. Damit erhalten Lehrerinnen und Lehrer die drin-
gend notwendige Zeit für Diagnose und Förderung und
können begabungsgerechte und integrative Wege ein-
schlagen, auch unter dem Aspekt der Migration. Die Ziel-
perspektive muss darin bestehen, in der Grundschule ei-
ne Diagnose-, Förder- und Evaluationskultur zu etablie-
ren. Damit wäre die Grundlage für die Erstellung individu-
eller, auf Stärken und Schwächen des Einzelnen abge-
stimmter, Förder- und Trainingsprogramme, die ständig
zu evaluieren sind, geschaffen.

Reform der Lehrerausbildung

Unbedingte Voraussetzung hierfür ist eine Reform der Leh-
rerbildung. Reformen dürfen nicht länger nur beschworen,
sie müssen jetzt mutig umgesetzt werden. Leider verschob
sich in den letzten Jahren die Debatte von den notwendi-
gen inhaltlichen Reformen auf die Strukturfragen von Ba-
chelor- und Masterabschlüssen. Die zugrunde liegenden
Vorgaben von Bologna stehen zwar im Einklang mit den Zie-
len einer Europäisierung der Lehrerbildung, die damit ein-
hergehenden Gefahren der Dequalifizierung dürfen aber nicht
übersehen werden. 

Die gesamte Lehrerbildung muss wissenschaftlich blei-
ben. Sie darf bei keinem Lehramt mit dem Bachelor en-
den. Die Masterphase muss zwei Jahre umfassen. Aus-
bildungsort muss die Universität bleiben. Die Unsicherheit
darüber, zu welcher Berufsqualifikation ein BA im Lehr-

amtsstudium führt, kann nicht dahingehend aufgelöst wer-
den, dass »Schnell- oder Billiglehrer« produziert werden.
Keinesfalls dürfen BA/MA-Strukturen dazu führen, dass
wieder nach »niederen« und »höheren« Lehrämtern unter-
schieden wird. Auch Quereinsteiger in den Lehrerberuf
über eine MA-Phase müssen die absolute Ausnahme blei-
ben und sind nur als eine Reaktion auf den enormen Leh-
rermangel und die Direkteinstellungen ohne Vorbereitung
zu verstehen. Die Reform der Lehrerbildung ist einer der
entscheidenden Bausteine für eine Reform des Bildungs-
systems.

Strukturell im Mittelpunkt muss dabei eine grundständige
und pädagogische Lehrerbildung stehen, die ganz eindeu-
tig die Professionalisierung des Lehrerberufs zum Ziel hat.
Dazu gehört eine Erziehungswissenschaft, die sich in For-
schung und Lehre als Berufswissenschaft versteht, eine
Integration der Fächer, die sich mit Lehrerbildung beschäf-
tigen, und eine Verbindung von erster, zweiter und dritter
Phase. 

An den Universitäten sollte ein »Haus der Lehrerbildung« ent-
stehen, das allen Lehramtsstudenten eine Heimat bietet, sie
begleitet, berät und neue, selbstbestimmte Arbeitsformen
im Sinne eines forschenden Lernens einführt. Dazu gehören
notwendigerweise Kooperationsschulen, in denen die Theo-
rie verankert und mit der Praxis verbunden werden kann. 

Inzwischen gibt es erste hoffnungsvolle Zeichen für eine
Reform der Lehrerbildung. Die KMK hat am 16. Dezem-
ber 2004 Standards für die Lehrerbildung vorgelegt. Die-
se Standards für die Bildungswissenschaften stellen ei-
nen Fortschritt gegenüber bisherigen Modellen der Stan-
dardisierung dar. Wobei vor allem zwei Punkte positiv her-
vorzuheben sind. Die Standards sind zum einen erstmals
eindeutig kompetenzorientiert formuliert. Die Standards de-
cken zum anderen umfassend alle wichtigen Kompetenz-
bereiche des Lehrerberufs ab und sind klar daran orien-
tiert. Doch auch in Zukunft muss die Professionalisierung
der Lehrerinnen und Lehrer als Prozess gelten, der sie zu
Experten für Unterricht und Erziehung macht, auf der Ba-
sis einer fundierten Berufswissenschaft und mit einer kla-
ren Berufsethik. Das Ziel ist eine Professionalität mit pä-
dagogischem Schwerpunkt. 

Es kann nicht mehr genügen, Lehrerinnen und Lehrer nur
entlang der bestehenden Fachwissenschaften auszubilden.
Es muss eine fächerübergreifende Sichtweise einkehren, die
sich an neuen Bildungsinhalten orientiert. Die Fachwissen-
schaften sind aufgefordert, sich an den Bedürfnissen der
Lehrerbildung zu orientieren. Die fachdidaktische Forschung
muss verstärkt spezifische und übergreifende Lehr- und Lern-
verfahren entwickeln. Die Professionalisierung des Lehrer-
berufs bedingt die enge Verbindung von Theorie und Pra-
xis. Nur die Begründungsmöglichkeit des praktischen Han-
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delns durch Theoriebezüge sichert die akademische Pro-
fession und den wissenschaftlichen Status. 

Was wir derzeit in Deutschland erleben, ist tatsächlich so
etwas wie eine bildungspolitische Trendwende. Das zeigt
schon die enorm an Breite und Tiefe gewachsene Debat-
te über Bildung. Erste Reformen deuten in die richtige Rich-
tung. Es kommt jetzt darauf an, die Weichen endgültig rich-
tig zu stellen. Die Qualität des deutschen Bildungssystems
wird sich auf Dauer nur dann verbessern, wenn es ge-
lingt, Schülerleistungen nicht nur im Spitzenbereich aus-
zubauen. Wir brauchen eine Verbesserung im mittleren und
vor allem im unteren Leistungsbereich. Das beinhaltet ei-
ne gezielte individuelle Förderung und Forderung vieler,
auch und gerade benachteiligter, Schülerinnen und Schü-
ler. Hier liegt der eigentliche Paradigmenwechsel im deut-
schen Bildungsdenken. Weg von der Selektion, hin zum
Prinzip des Förderns und Forderns. Doch dieser Wechsel
steht noch aus.

Mangel an qualifizierten Erwerbstätigen
werden die Schulreformen befördern

Wer sich mit der nahen und fernen Zukunft des deutschen
Schulsystems beschäftigt und dabei nicht in tagesaktuel-
len Problemen – so wichtig und erdrückend sie im Augen-
blick sein mögen – verliert, erkennt drei zentrale Herausfor-
derungen:

– Die Qualität des deutschen Schulsystems kann – zumal
im internationalen Vergleich – nicht zufriedenstellen.

– Der permanente Bruch des Chancengleichheitsverspre-
chens, das unsere Verfassung gibt, ist nicht länger hin-
nehmbar.

– Die demographische Verknappung, auf die Deutschland
zusteuert, ist bedrohlich.

Diese drei Herausforderungen sowie ihr interner Zusammen-
hang sollen in einem ersten Schritt knapp erläutert werden,
um so eine Folie für die Einordnung und Einschätzung ak-
tueller Tendenzen der Schulreform zu gewinnen. 

Die Qualität stimmt nicht

Die großen internationalen Leistungsstudien, an denen sich
Deutschland seit den neunziger Jahren wieder beteiligt, be-
legen: Im internationalen Vergleich sind Deutschlands Schü-
lerinnen und Schüler in zentralen Kompetenzbereichen wie
Leseverständnis, Mathematik und Naturwissenschaften al-
lenfalls mittelmäßig. Wenn man dieses Pauschalurteil aus-
differenziert, so sind die folgenden Beobachtungen beson-
ders bemerkenswert:

– Deutschlands Schülerinnen und Schüler sind – im inter-
nationalen Vergleich – seit den sechziger Jahren nicht
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schlechter geworden. Aber: Die Schüler vieler entwickel-
ter Staaten haben beachtliche Fortschritte gemacht, wäh-
rend bei uns Stillstand herrschte.

– Auf den verschiedenen Alters- und Bildungsstufen tref-
fen wir auf unterschiedliche Ausprägungen der Konkur-
renzfähigkeit unserer Kinder, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen: Unsere Grundschüler »rangieren« interna-
tional im oberen Drittel – und dies als Schüler einer Schu-
le, in der alle gemeinsam lernen. Unsere Fünfzehnjähri-
gen dümpeln, was ihre Leistungsfähigkeit angeht, im
OECD-Mittelfeld; dies gilt auch für unsere Jugendlichen
in den unterschiedlichen Bildungswegen der Sekundar-
stufe II. Zur Qualität in der Dualen Ausbildung und in der
universitären Ausbildung können wir international Verglei-
chendes nicht sagen. Da uns belastbare Studien fehlen,
glauben wir einstweilen an den Mythos der Überlegen-
heit der Dualen Ausbildung.

– Unsere Jugendlichen sind nicht nur im Durchschnitt –
was ihre kognitiven Kompetenzen angeht – Mittelmaß,
sie sind es auch im Spitzenbereich und erst recht im un-
teren Leistungsbereich. Obwohl wir uns ein, was das An-
spruchsniveau angeht, hierarchisch gegliedertes Schul-
system leisten, schaffen wir es nicht, das leistungsstärks-
te Viertel unserer Jugendlichen, das überwiegend in Gym-
nasien lernt, an international führende Vergleichsgruppen
heranzuführen. Unser schwächstes Viertel zählt weitge-
hend oder komplett zu der »Risikogruppe«, die nach dem
Urteil der PISA-Autoren unsere Schulen ohne die Kom-
petenzen verlässt, die zum Erlernen eines zukunftsfähi-
gen Berufs unerlässlich sind.

– Und nicht zuletzt: Auf ihrem im internationalen Vergleich
mäßig erfolgreichen Weg sind unsere Jugendlichen am
Ende der Schulpflichtzeit, beim Erreichen der Hochschul-
reife, beim Abschluss der beruflichen Ausbildung im Dua-
len System oder in Hochschulen recht alt. Deutschlands
Bildungssystem geht mit der Lebenszeit seiner Heran-
wachsenden erstaunlich verschwenderisch um.

Chancengleichheit ist wie eh und je nicht 
gegeben

Mitte der sechziger Jahre machten Autoren wie Ralf Dah-
rendorf mit der Kunstfigur vom »katholischen Arbeitermäd-
chen auf dem Lande« auf das Ausmaß von Chancenun-
gleichheit, an dessen Herstellung und Vererbung das Bil-
dungssystem beteiligt ist, aufmerksam. Während die darin
angesprochenen geschlechts-, konfessions- und regional-
spezifischen Dimensionen der Ungleichheit inzwischen ge-
mindert, zum Teil auch vollständig abgebaut werden konn-
ten, ist der Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und
Bildungsteilhabe nahezu unverändert geblieben. Hinzuge-
kommen ist seither die Ungleichheit der Bildungschancen,
die zwischen Jugendlichen ohne und solchen mit Migrati-
onshintergrund besteht. 

Ausweislich der jüngsten PISA-Studie (PISA 2003) klafft zwi-
schen den durchschnittlichen Mathematikleistungen des so-
zial schwächsten Viertels unserer Fünfzehnjährigen und de-
nen des sozial stärksten Viertels eine Differenz von 102 Test-
punkten. Das ist das Zweieinhalbfache des Leistungsun-
terschieds zwischen Deutschland und Finnland. Von allen
OECD-Ländern wird Deutschland dabei nur von Belgien
übertroffen. Der OECD-Durchschnittswert liegt bei 92, der
Wert Finnlands bei 61. 

In Deutschland haben etwa ein Fünftel aller Fünfzehnjähri-
gen, im Gebiet der alten Bundesländer mehr als ein Viertel,
in Nordrhein-Westfalen oder in Hessen etwa ein Drittel aller
Fünfzehnjährigen einen Migrationshintergrund. Diese Ju-
gendlichen gehören aufgrund ihrer Migrationsgeschichte in
Deutschland zur Minorität, sie sind aber in ihrer Mehrheit zu-
gleich auch Angehörige der sozial schwachen Bevölkerung.
Vereinfacht kann man sagen: Als Kinder einer Minorität und
der Unterschicht fällt ihnen schulisches Lernen besonders
schwer, oder auch: wird ihnen schulisches Lernen beson-
ders schwer gemacht. 

Eine demographische Verknappung zeichnet 
sich ab

Deutschlands demographische Perspektiven sind von
schrumpfenden Bevölkerungszahlen geprägt. Die Zahl der
heute unter Einjährigen liegt nur noch bei 75% derer, die heu-
te 20 Jahre alt sind. In Folge des darin zum Ausdruck kom-
menden Geburtenrückgangs wird in den Jahren bis 2030
von heute an die Zahl der erwerbsfähigen Menschen, also
die der 20- bis unter 65-Jährigen, von mehr als 51 Mill. um
etwa 5 Mill. auf unter 46 Mill. absinken – mit danach weiter
fallender Tendenz. In dieser Gruppe der potentiell Erwerbs-
tätigen verschieben sich zudem stark die Altersgewichte:
Während derzeit nur 30% unter ihnen älter als 50 Jahre sind,
werden dies dann, im Jahr 2030, bereits 37% sein. Die Grup-
pe der künftig Erwerbsfähigen wird wie auch die gesamte
Bevölkerung kleiner, multikultureller und im Durchschnitt auch
älter sein als heute.

Es gibt einen inneren Zusammenhang zwischen
den drei skizzierten Herausforderungen

Die Brisanz dieser Herausforderungen wird erst recht deut-
lich, wenn man sich ihr Zusammenwirken vor Augen führt:
Eine insgesamt knapp werdende Erwerbsbevölkerung ist
im internationalen Vergleich nicht so gebildet und ausge-
bildet, wie sie es – folgte das Land internationalen Bei-
spielen – sein könnte. Verbunden ist dies mit einer Ver-
geudung menschlicher Möglichkeiten, die in den Reihen
der sozial schwachen Bevölkerung und insbesondere bei
den Menschen mit Migrationshintergrund in den Schulen
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nicht zur Entfaltung kommen. Das hier zum Ausdruck kom-
mende Zusammenspiel von Verknappung und Vergeudung
weist aber auch den Weg aus der demographisch indu-
zierten Krise: Wenn Gleichheits- und Gerechtigkeitsüber-
legungen schon nicht ausreichen, den Angehörigen der so-
zial schwächeren Schichten und der Migranten im Bildungs-
system die Chancen zu eröffnen, die ihnen grundgesetz-
lich doch verbürgt sind, dann sollte die ökonomische Pers-
pektive, die in dem heraufziehenden Mangel qualifizierter
Erwerbstätiger aufscheint, die noch fehlende Schubkraft
für die überfällige Weiterentwicklung unseres Schulsystems
bieten.

Entwicklungen im Schulsystem: Begonnenes, 
Angekündigtes, Gefordertes

Bei aller Kritik an Details und an der Langsamkeit, mit der
Reformen nur vorankommen: Im Vergleich zu dem, was
von 1970 bis 2000 alles nicht geschehen ist, verändert sich
die deutsche Schullandschaft derzeit mit einem nahezu
atemberaubenden Tempo. Dies soll nicht nur behauptet,
sondern auch belegt werden. Dazu werden die wesentli-
chen Elemente der aktuellen Weiterentwicklung des Schul-
systems so sortiert, dass sie den drei beschriebenen Her-
ausforderungen – Qualitätsmängel, Ungleichheit der Bil-
dungschancen, demographische Verknappung – zuzuord-
nen sind. Doppelzuordnungen werden sich dabei zwangs-
läufig ergeben. 

Die qualitätssteigernden Ansätze zielen nicht auf
die Gesamtheit der Heranwachsenden

Die Intention, die Qualität der Arbeit in den Bildungseinrich-
tungen auf allen Stufen des Bildungswesens so zu stei-
gern, dass die Lernergebnisse verbessert werden, durch-
zieht die Mehrheit der neueren Ansätze zur Weiterentwick-
lung des Vorschul- und Schulsystems:

– Im Elementarbereich gab die Jugendministerkonferenz
mit ihrem Dokument »Gemeinsamer Rahmen der Län-
der für die frühe Bildung in Kindertageseinrichtungen«
im Jahr 2004 länderübergreifend eine Entwicklungsrich-
tung vor, die dazu führte, dass inzwischen alle Bun-
desländer »Bildungspläne« für die Kindertagesstätten
vorbereitet haben bzw. vorbereiten. Diesen Bildungs-
plänen ist gemeinsam, dass deutlicher als in der Ver-
gangenheit schulvorbereitende bzw. die Schulfähigkeit
fördernde Elemente in den Kindertagesstätten verstärkt
werden (sollen). In diese Entwicklung passt sich die Po-
litik einzelner Bundesländer ein, die die immer noch
bestehende »Gebührenbarriere«, die Teile der Bevöl-
kerung davon abhält, ihre Kinder zum Kindergarten zu
schicken, abbauen will. Das Saarland hat für das letz-

te Vorschuljahr die Kindergartengebühren abgeschafft,
Rheinland-Pfalz hat dies ebenfalls beschlossen, in den
Programmen einzelner Parteien wird dies als Ziel pro-
klamiert. 

– Der Übergang aus den Kindergärten in die Grundschu-
len soll dadurch verbessert werden, dass Sprach-
standsfeststellungen und – wenn dies als erforderlich
erkannt wird – daran anschließende Sprachförderungs-
programme sicher stellen, dass Kinder bei der Einschu-
lung über die sprachlichen Mittel verfügen, die zum ver-
stehenden Mitarbeiten im Unterricht unerlässlich sind.
Begleitet wird dies in einzelnen Ländern, so in Baden-
Württemberg und in Nordrhein-Westfalen, durch eine
geänderte Schuleingangsphase, die geeignet sein soll,
das Einschulungsalter und das Tempo des Fortschrei-
tens während der ersten Grundschuljahre den in-
dividuellen Gegebenheiten anzupassen. Curricular wird
das Grundschulprogramm in nahezu allen Bundes-
ländern derzeit durch die Hereinnahme von Englisch
(vom ersten bzw. vom dritten Schuljahr an) ausge-
weitet. 

– In der Primarstufe wie auch in den Schulen der Sekun-
darstufe I wird bundesweit das Förderpotential der Schu-
len durch den schrittweisen Ausbau der Ganztagsschu-
le verstärkt. Auch wenn sich die realisierten Ganztags-
angebote in ihrer pädagogischen Qualität deutlich von-
einander unterscheiden, so zielen sie doch alle in eine
Richtung, die schließlich der Schule ein geändertes Zeit-
gefäß für eine förderlichere Pädagogik bietet. 

– Für alle Stufen des Schulsystems zeichnet sich bun-
desweit eine Abkehr von der tradierten Steuerungsphi-
losophie ab: Während ehedem darauf gesetzt wurde,
dass durch möglichst detaillierte Vorgaben für die »In-
puts« und den »Prozess« des Bildungssystems die er-
warteten Ergebnisse zu sichern seien, setzt die neue-
re Schulpolitik parteiübergreifend, wenn auch mit Nu-
ancierungen zwischen den Ländern, darauf, Qualität
durch einen verstärkten Rückzug aus detaillverliebten
Allmachtsphantasien der Administration und eine
gleichzeitig gestärkte Überwachung der Ergebnisse
schulischen Arbeitens zu sichern und, wenn möglich,
zu steigern. Die darauf gerichteten Instrumente hei-
ßen »Selbständige Schule«, »Bildungsstandards«,
»Lernstandserhebungen« sowie »zentrale Abschluss-
prüfungen«.

So bundesweit konsensual und so in sich geschlossen das
hier skizzierte Repertoire neuerer Schulpolitik auch sein mag:
Auffallend ist, dass all die eingeleiteten Maßnahmen wenig
geeignet erscheinen, den Schülerinnen und Schülern Hil-
fen anzubieten, die ihre Kindergartenzeit hinter sich haben,
die nicht in den Genuss einer Ganztagsbetreuung kom-
men und die in Haupt-, Gesamt- und in den Grundkursen
der Gesamtschulen längst auf dem Weg in die Risikogrup-
pe sind! 
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Zur Diskussion gestellt

Bei der Chancenförderung bleibt die 
Schulstrukturfrage ausgespart

Wer das bundesweit präsentierte Maßnahmenbukett darauf
hin durchsieht, welche Instrumente geeignet erscheinen, die
Reproduktion sozialer Chancen durch das Bildungssystem
abzuschwächen, der muss ernüchtert feststellen: Im Ver-
gleich zu den Ansätzen, die auf Qualitätssteigerung abzie-
len, ist die Zahl der Maßnahmen, die Chancenungleichheit
abbauen könnten, bedenklich überschaubar: 

– Ganz fraglos können die schon erwähnten Sprachförder-
programme, die auf der Grundlage vorschulischer
Sprachstandsfeststellungen einsetzen, die eklatantere
Benachteiligung der Heranwachsenden mit Migrations-
hintergrund abschwächen helfen. Das Gleiche gilt für
die Ausbreitung der Ganztagsschulen mit ihrem gestei-
gerten Förderpotential: Ganztagsschulen können Kindern
und Jugendlichen aus sozial schwachen Familien und
auch aus den Familien mit Migrationshintergrund Hilfen
für ihre Schulkarriere bieten, die sie zu Hause nicht fin-
den. Allerdings muss gesehen werden, dass die über-
aus begrenzten Ressourcen bei den Sprachförderpro-
grammen ebenso wie bei den Ganztagsschulangebo-
ten die Reichweite dieser Programme als eher begrenzt
erscheinen lassen: Derzeit lernen weniger als 10% der
Kinder und Jugendlichen im Schulpflichtalter in Ganz-
tagsschulen, eine Steigerung auch nur um ein Drittel kä-
me einer Sensation gleich.

– Während im Feld der verbesserten Förderung durch
Sprachförderprogramme und ganztägige Schulangebo-
te wenigstens die Richtung der Politik stimmt, wird die
große Barriere, die einem spürbaren Abbau der Ungleich-
heit der Chancen im Wege steht, weiterhin auf breiter
Front tabuisiert: Die Aufteilung der Kinder im Anschluss
an ihre Grundschulzeit auf unterschiedlich anspruchsvol-
le Bildungswege, die so früh und so radikal kaum ein
anderes entwickeltes Land vornimmt und die einher geht
mit der Herausbildung von ungleich verteilten Bildungs-
chancen, steht nicht ernsthaft zur Disposition.

So bemerkenswert es ist, dass nahezu alle öffentlichen Äu-
ßerungen zur Schulpolitik das Maß der Chancenungleich-
heit und die Hintanstellung der Lernenden mit Migrations-
hintergrund beklagen, so ernüchternd ist die Feststellung,
dass das Interesse daran, hier Abhilfe zu schaffen, eher un-
terentwickelt ist.

Verknappungsängste steuern mit

Wer einmal aufmerksam geworden ist auf den Zusammen-
hang zwischen den die künftige Entwicklung prägenden de-
mographischen Grundströmungen und der Schulentwick-
lung, der erkennt in aktuellen Ansätzen zur Weiterentwick-

lung unserer Schulen die demographiegetriebene Hand-
schrift: Die frühere Einschulung, die im Rahmen der neuen
Eingangsphase eröffnet werden soll, der schnellere Durch-
lauf durch die Grundschule in drei statt vier Jahren, die Ver-
kürzung der Schuljahre bis zum Abitur von 13 auf 12 Jah-
re: Diese Verkürzungen von Bildungszeiten sollen dazu bei-
tragen, die Zahl der Erwerbsjahre im Verlauf eines Lebens
wieder zu erhöhen. Dies wird flankiert und in der Wirkung
verstärkt durch den Ausbau vorschulischer Betreuungsan-
gebote in Horten und in Kindergärten sowie durch die Aus-
weitung ganztägiger Schulangebote, die helfen sollen, die
Erwerbsarbeit von Müttern und Vätern gleichermaßen zu er-
möglichen. 

Allerdings: Wer Bildungszeiten verkürzen will, ohne dies mit
qualitativen Abstrichen zu erkaufen, wer ganztägige Ange-
bote ausbauen und Krippen und Horte vermehren will, der
muss dazu auch die erforderlichen investiven Mittel bereit-
stellen.
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Das ifo Institut verfolgt seit geraumer Zeit intensiv die Auf-
kommensentwicklung der Steuern vom Umsatz.1 Diese
schien über Jahre hinweg nicht besonders problematisch
zu sein. Im Jahre 2001 brach das Aufkommen jedoch völ-
lig überraschend ein und blieb auch in den Folgejahren mehr
oder weniger von der wirtschaftlichen Entwicklung abge-
koppelt. Dadurch stieg die vom ifo Institut quantifizierte Mehr-
wertsteuerausfallquote2 in 2001 sprunghaft an und pendel-
te sich in den folgenden Jahren auf einem deutlich höheren
Niveau ein. Anfang 2005 konnte erstmals seit längerem auf
Basis der geschätzten wirtschaftlichen Eckwerte ein ge-
wisses Absinken der Quote für das laufende Jahr festge-
stellt werden.3 Dieser sich im Frühjahr andeutende Rück-
gang scheint sich nun im letzten Quartal 2005 anhand der
jetzt vorliegenden statistischen Daten bzw. der erforderli-
chen Resteschätzungen zu bestätigen. 

Bezüglich der folgenden Quantifizierungsergebnisse ist dar-
auf hinzuweisen, dass bei früheren ifo-Berechnungen die
aus Insolvenzen resultierenden Steuerausfälle zu einem ge-
wissen Teil als überschlägiger Korrekturposten4 direkt vom
theoretischen Aufkommen abgezogen wurden, da verstärkt
auf die Steuerhinterziehung abgestellt wurde. Im Gegen-
satz dazu sollen künftig die Ausfälle bei der Mehrwertsteu-
er schlechthin im Fokus stehen. Deshalb werden im Fol-
genden die gesamten aus Insolvenzen resultierenden Steu-
erausfälle (d.h. sowohl die auf berechtigten Steuerkorrek-
turen infolge ausgefallener Forderungen gegenüber insol-
venten Vertragspartnern beruhenden als auch die direkt bei
insolventen Unternehmen anfallenden Ausfälle) bei der Be-
rechnung der Steuerausfallquote berücksich-
tigt. Dies führt im Vergleich zu den Ergebnis-
sen aus früheren Veröffentlichungen dazu, dass
das aus den Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen abgeleitete hypothetische Steu-
eraufkommen nun höher ausfällt. Als Folge
dessen ergibt sich auch eine erhöhte Ausfall-
quote.

Sieht man von dieser Modifizierung des An-
satzes ab, so entsprechen sich die Werte je-
doch weiterhin. D.h. die im Folgenden ausge-
wiesene Ausfallquote von 11,1% für 2005 stellt
nur die nach dem eben dargelegten Prinzip abgeänderte
Quote von 9,5% aus den Berechnungen zu Jahresbeginn

dar.5 Dieser Änderung trägt auch die Tatsache Rechnung,
dass nun nicht mehr von einer Steuerhinterziehungsquote,
sondern von einer Steuerausfallquote die Rede ist, da – wie
dargelegt – eben nicht nur die auf betrügerischen Aktivitä-
ten beruhenden Ausfälle im Rahmen der Mehrwertsteuer
abgebildet werden.

Dass durch diese veränderte Betrachtung auch die ausge-
wiesenen absoluten Ausfallwerte gestiegen sind, liegt auf
der Hand. Für 2005 war in der im Frühjahr durchgeführten
Quantifizierung ein Betrag von rund 15 Mrd. € ausgewie-
sen worden. Im Rahmen der modifizierten Quantifizierung
liegt der neue Wert für 2005 bei rund 17 Mrd. €, wofür aber
– wie oben ausführlich dargelegt – lediglich die modifizier-
te Berücksichtigung der Insolvenzausfälle und nicht ein Steu-
erhinterziehungsanstieg verantwortlich ist. Alles in allem
ergeben sich die Mehrwertsteuerausfälle in Höhe von
17 Mrd. € einerseits als Folge schattenwirtschaftlicher und
gezielt steuerbetrügerischer Aktivitäten; andererseits schla-
gen sich aber eben in diesem Betrag auch unvermeidbare
Steuerausfälle infolge von Insolvenzen, Rechtsprechung
(-sänderungen) und Sonstigem nieder. Allein anhand dieser
Aufteilung kann man erkennen, dass keine staatliche Maß-
nahme und damit auch keine Systemänderung in der La-
ge sein wird, diesen Betrag insgesamt in die Kassen des
Staates zu spülen.

Die aktuellen ifo-Quantifizierungen ergeben den folgenden
Verlauf der modifizierten Mehrwertsteuerausfallquote seit
dem Jahr 1997:

Das für das Jahr 2005 festzustellende leichte Absinken der
Mehrwertsteuerausfallquote könnte – wie bereits im Früh-
jahr angemerkt – darauf hindeuten, dass nun doch mit Zeit-
verzögerung die vom Gesetzgeber in den letzten Jahren
ergriffenen Maßnahmen in gewissem Maße helfen, das Mehr-
wertsteueraufkommen zu stabilisieren. 

ausfallquote im Jahr 2005 

Andrea Gebauer und Rüdiger Parsche

Bestätigung des leichten Absinkens der Mehrwertsteuer-

Jahre 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Quote 
(in %) 81/2 8 7a) 9 11 111/2 111/2 111/2 11

a) Der vorübergehende Rückgang der Hinterziehungsquote im Jahr 1999 geht auf steu-
errechtliche Änderungen in diesem Jahr zurück, die zu Mehreinnahmen führten. Die-
se Steuereffekte konnten makroökonomisch nicht erfasst werden. Dadurch sank die
Steuerhinterziehungsquote.

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

1 Im Folgenden mit Mehrwertsteuer bezeichnet.
2 Die vom ifo Institut berechnete Mehrwertsteuerausfallquote ermittelt sich

im Wesentlichen durch einen Vergleich des tatsächlichen Aufkommens
(in Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen) mit dem
theoretischen Aufkommen (abgeleitet aus der volkswirtschaftlichen Be-
messungsgrundlage), wobei gewisse Korrekturen vorgenommen werden.
Somit ergibt sich: 
Mehrwertsteuerausfallquote (in %) = 

100 – Kassenmäßiges Aufkommen (VGR) • 100.
Theoretisches Aufkommen

3 Vgl. A. Gebauer und R. Parsche, Leichtes Absinken der Mehrwertsteuer-
hinterziehungsquote im Jahr 2005, ifo Schnelldienst. 58. Jg., Nr. 9/2005, 12.

4 Bisher wurde versucht, die aus nicht betrügerischen Insolvenzen resultie-
renden Ausfälle auf Seiten des insolventen Unternehmens bereits im Rah-
men der Quotenberechnungen zu eliminieren, während die restlichen in-
solvenzbedingten Ausfälle weiterhin in der Differenz zwischen theoretischem
und tatsächlichem Steueraufkommen enthalten waren.

5 Vgl. A. Gebauer und R. Parsche, a.a.O.
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In diesem Zusammenhang sind insbesondere das Steu-
erverkürzungsbekämpfungsgesetz, aber auch das Steu-
eränderungsgesetz 2003 (vor allem mit Maßnahmen zur
Vermeidung von Steuerausfällen bei Globalzessionen und
bei Leasing- sowie Mietkaufmodellen) und das Haushalts-
begleitgesetz 2004 (Maßnahmen zur Vermeidung von Steu-
erausfällen bei Grundstückslieferungen und zur Sicher-
stellung des Steueranspruchs in der Baubranche) zu nen-
nen. Zudem sind von der Bundesregierung zahlreiche Maß-
nahmen zur direkten bzw. indirekten Eindämmung schat-
tenwirtschaftlicher Aktivitäten ergriffen worden. Exempla-
risch sei nur an die Tarifsenkungen der Steuerreform 2000,
das Gesetz zur Intensivierung der Bekämpfung der
Schwarzarbeit und vor allem die intensivierten Kontrollak-
tivitäten, die sowohl auf Entdeckung als auch Abschre-
ckung zielen, erinnert.

Trotz allem ist die Mehrwertsteuerausfallquote mit rund 11%
immer noch sehr hoch und weiterhin mit enormen Steuer-
ausfällen verbunden, was auf Dauer nicht tolerierbar ist. Es
erscheint daher erforderlich, die Aktivitäten zur Eindämmung
von Steuerhinterziehung (insb. durch verstärkte Kontrollen,
bessere Zusammenarbeit der einzelnen Verwaltungsebenen
sowie Investitionen in Personal und IT-Anlagen) weiter zu
verstärken und vor allem ein effizientes Risikomanagement
zu installieren; auch wenn all dies einiges kosten wird. 

Durch diese Maßnahmen würde jedoch nicht nur den Steu-
erbetrügern ihr »Handwerk« deutlich erschwert und somit
die Steuergerechtigkeit im Bereich Mehrwertsteuer erhöht,
sondern diese Ausgaben generieren spätestens in den Fol-
gejahren auch zusätzliche Steuereinnahmen. Wenngleich
man sich immer bewusst sein muss, dass dieses wohl
nur im einstelligen Milliardenbereich anzusiedeln sein wer-
den, da eben das Gesamtausfallvolumen – wie zuvor be-
reits erläutert –, auch viele uneinbringlichen Ausfälle um-
fasst. Insbesondere wird eine wirkungsvolle Bekämpfung
des in den Medien viel zitierten Karussellbetrugs lediglich
1 bis 2 Mrd. € in die Kassen des Fiskus spülen, da die
daraus resultierenden Ausfälle (nicht zuletzt infolge ver-
stärkter Kontrollen) in den letzten Jahren deutlich zurück-
gegangen zu sein scheinen.

Alles in allem gibt es somit nach wie vor Handlungsbedarf,
das deutsche Mehrwertsteuersystem durch eine wirkungs-
vollere Bekämpfung der infolge schattenwirtschaftlicher und
betrügerischer Aktivitäten entstehenden Ausfälle zu ver-
bessern, doch muss vor blindem Aktionismus und über-
höhten Erwartungen an solche Maßnahmen dringend ge-
warnt werden.
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Die vorhergehenden Beiträge der Serie
»Ökonomische Beiträge zur Schuldebat-
te« haben sich in erster Linie mit den Be-
stimmungsgründen des durchschnittli-
chen Niveaus der Schülerleistungen be-
fasst. Neben einem hohen Leistungsni-
veau wird es aber auch oft als Ziel des Bil-
dungssystems angesehen, eine möglichst
hohe Chancengleichheit für Kinder aus
unterschiedlichen Elternhäusern zu ver-
wirklichen. In der Tat ist die Streuung der
Bildungsleistungen sehr eng mit der spä-
teren Streuung des wirtschaftlichen Wohl-
stands in einer Gesellschaft verbunden.
So können internationale Unterschiede in
der Ungleichheit der Einkommen weitge-
hend auf Unterschiede in der Ungleich-
heit der als Testergebnisse gemessenen
Bildungsleistungen zurückgeführt werden
(Nickell 2004). Darum ist es von großem
Interesse, ob und wie die Bildungspolitik
die Ungleichheit von Bildungschancen
verringern kann. 

Dabei ist zu bedenken, dass Bildung nicht
nur in der Schule erzeugt wird, sondern
in ganz erheblichem Maße auch zu Hau-
se. Dies gilt schon, bevor die Schulzeit
überhaupt beginnt, indem Eltern in unter-
schiedlichem Maße das spielende Lernen
ihrer Kinder in der Vorschulzeit fördern.
Auch während der Schulzeit kommt es im
Elternhaus zu starker Unterstützung des
Lernens, etwa durch Hausaufgabenbe-
treuung, Nachhilfe oder auch einfach
durch die Vermittlung von Lernmotivati-

on, Wertschätzung von Bildung und Dis-
kussion bildungsrelevanter Themen. Des-
halb ist es nicht verwunderlich, dass die
in den internationalen Leistungstests ge-
messenen Schülerleistungen sehr eng mit
dem familiären Hintergrund der Schüler
– gemessen etwa durch Bildungsstand,
Einkommen und Beruf der Eltern, Anzahl
der Bücher im Haushalt, Familienstruktur
oder Migrationshintergrund – verbunden
sind (vgl. z.B. Wößmann 2003; 2004). 

Allerdings ist die Stärke des familiären Ein-
flusses nicht unabänderlich. Wie wir im
nächsten Abschnitt zeigen, unterscheidet
sie sich wesentlich zwischen verschiede-
nen Ländern. Betrachtet man die Stärke
des familiären Einflusses als Maß für die
Chancengleichheit, die ein Bildungssys-
tem Kindern aus verschiedenen familiä-
ren Verhältnissen gewährt, so scheinen
verschiedene Länder diese Chancen-
gleichheit in unterschiedlichem Maße zu
erreichen. Der vorliegende Beitrag unter-
sucht, ob diese internationalen Unter-
schiede in der Chancengleichheit syste-
matisch mit der in den Ländern verfolg-
ten Schulpolitik zusammenhängen. Dabei
konzentrieren wir uns insbesondere auf
die Einflüsse des Umfangs des vorschu-
lischen Bildungssystems und der Mehr-
gliedrigkeit des weiterführenden Schul-
systems, betrachten aber auch solche
Faktoren wie Ganztagsschulen, Ausga-
benniveau und private Beteiligung im
Schulsystem. Während wir uns hier auf

verringern?

Gabriela Schütz und Ludger Wößmann

Wie lässt sich die Ungleichheit der Bildungschancen

In allen nationalen und internationalen Schülerleistungstests erweist sich nahezu ausnahmslos

der familiäre Hintergrund der Schülerinnen und Schüler als der bei weitem stärkste Einflussfak-

tor auf ihre erzielten Leistungen – gerade in Deutschland. Daher befasst sich der vorliegende

vierte und letzte Beitrag zum Abschluss der Serie »Ökonomische Beiträge zur Schuldebatte« mit

der Frage, welchen Einfluss die Bildungspolitik auf die Gleichheit von Bildungschancen ausüben

kann. Dazu stellen wir wiederum Ergebnisse mikroökonometrischer Studien anhand internationa-

ler Schülerleistungstests vor, welche nun den Bestimmungsgründen für internationale Unterschie-

de in der Ungleichheit der Bildungschancen für Kinder mit unterschiedlichen familiären Hinter-

gründen nachgehen. Es zeigt sich, dass der Leistungsunterschied zwischen Kindern gut ausge-

bildeter Eltern und Kindern aus bildungsferneren Schichten in Ländern mit einem ausgebauten

System frühkindlicher Bildung und mit einer später einsetzenden Selektion in unterschiedliche

Schultypen systematisch geringer ist – ohne dass dort das Leistungsniveau niedriger wäre. Dem-

gegenüber findet die Untersuchung keinen systematischen Zusammenhang zwischen Ganztags-

schulsystemen und der Leistungsungleichheit. 



Forschungsergebnisse

bildungspolitische Einflüsse beschränken,
sollte nicht unerwähnt bleiben, dass auch
verschiedene familienpolitische Maßnahmen
geeignet sein könnten, die Zielerreichung
gleicher Bildungschancen zu beeinflussen. 

Die Stärke des familiären Einflusses auf die
Leistungen der Schüler kann auch als Maß
der intergenerativen Mobilität einer Gesell-
schaft angesehen werden. Sie gibt an, wie
stark der Bildungserfolg der Kinder – und
damit auch ihre Zukunftsaussichten – vom
sozioökonomischen Status ihrer Eltern ab-
hängen. Es mag sein, dass neben der el-
terlichen Unterstützung die genetische Ver-
erbung von Fähigkeiten bei der intergene-
rativen Mobilität eine Rolle spielt. Die rela-
tive Bedeutung von Vererbung und Erzie-
hung in der Stärke des familiären Einflus-
ses muss beim derzeitigen Stand der For-
schung jedoch als unbeantwortet gelten (vgl. etwa Gold-
berger und Manski 1995).1 Unabhängig davon, was die
wichtigsten Kräfte der intergenerativen Vermittlung sind,
lässt sich aber die empirische Fragestellung untersuchen,
ob Länder mit unterschiedlicher Bildungspolitik sich sys-
tematisch in der Stärke der intergenerativen Mobilität un-
terscheiden.2

Ungleichheit von Bildungschancen: ein 
internationaler Vergleich 

Die in einem Schulsystem bestehende Ungleichheit der Bil-
dungschancen zwischen Kindern unterschiedlicher fami-
liärer Herkunft lässt sich empirisch mit Hilfe der Daten in-
ternationaler Schülerleistungsstudien als die Stärke des
Einflusses des familiären Hintergrundes auf die Testleistung
schätzen. Schulsysteme können so als ihren Schülern im
internationalen Vergleich relativ viel oder relativ wenig Chan-
cengleichheit bietend beschrieben werden. Für unsere Ana-
lyse kombinieren wir den internationalen Schülerleistungs-
test TIMSS (»Third International Mathematics and Science
Study«) von 1995 mit seiner Wiederholungsstudie TIMSS-
Repeat von 1999. Dadurch ist es uns möglich, reprä-
sentative Stichproben von Schülern in 54 Ländern zu be-
trachten (vgl. Schütz et al. 2005 für Details zu diesem Da-
tensatz). 

Neben Informationen zur Testleistung enthält der Daten-
satz auch Informationen zum familiären Hintergrund der
Schüler. Dadurch ist es möglich, für jedes Land die Stärke
des Einflusses des familiären Hintergrundes auf die Test-
leistung zu schätzen und diese Ergebnisse miteinander zu
vergleichen. Als ein international vergleichbares Maß für den
sozioökonomischen Hintergrund verwenden wir dabei die
Anzahl der Bücher im Haushalt der Familie, die von jedem
Schüler in fünf Antwortkategorien von weniger als 11 Bü-
chern bis zu über 200 Büchern abgefragt wurde.3 Abbil-
dung 1 zeigt die Verteilung der fünf Antwortkategorien exem-
plarisch für Deutschland, England und Frankreich. In allen
betrachteten Ländern findet sich in jeder der fünf Katego-
rien eine nicht zu vernachlässigende Anzahl von Schülern. 

Die im Haushalt der Familie verfügbaren Bücher sind ein in
der soziologischen Literatur häufig verwendeter Indikator für
den familiären Hintergrund (vgl. etwa De Graaf 1988; Esping-
Andersen 2004), den wir aus mehreren Gründen alternati-
ven Maßen – wie etwa dem elterlichen Bildungsstand – vor-
ziehen. Erstens hat sich die Anzahl der Bücher regelmäßig
als derjenige Einzelfaktor erwiesen, der die Leistungsunter-
schiede von Schülern am besten erklären kann, in PISA
genauso wie in TIMSS. Zweitens hat die Büchervariable die
äußerst attraktive Eigenschaft, dass ihre Korrelation mit dem
Haushaltseinkommen nicht zwischen verschiedenen Län-
dern variiert (vgl. dazu Schütz et al. 2005). Sie kann also als
guter international vergleichbarer Näherungswert für die Ein-
kommensposition der Familie gelten, welche aus ökonomi-
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Anteil der Schüler in den fünf Kategorien der im Haushalt verfügbaren Bücher (von 0–10 Bücher bis mehr als 
200 Bücher) an der Gesamtpopulation der Schüler.

Bücher

Abb. 1

1 Vgl. Behrman und Rosenzweig (2002), Sacerdote (2002) und Plug (2004)
für Versuche, die relative Bedeutung von Vererbung und Erziehung ausein-
ander zu halten.

2 Dagegen wäre die relative Stärke von Vererbung und Erziehung von zent-
raler Bedeutung für die Wirksamkeit einer Politik, die am Bildungsstand
der Eltern ansetzt. Wäre die intergenerative Mobilität ausschließlich gene-
tisch bedingt, so würde eine solche Politik die intergenerative Mobilität
nicht beeinflussen, während sie dies bei erzieherischer Bedingtheit durch-
aus könnte.

3 Die entsprechende Frage im Hintergrundfragebogen der Schüler lautete:
»Wie viele Bücher gibt es bei Dir zu Hause (ausgenommen Zeitschriften,
Zeitungen und Schulbücher)?« Dafür waren die folgenden fünf Antwortka-
tegorien vorgegeben: »keine oder sehr wenige (0–10 Bücher)«; »genug,
um ein Regalbrett zu füllen (11–25 Bücher)«; »genug um, ein Bücherregal
zu füllen (26–100 Bücher)«; »genug, um zwei Bücherregale zu füllen (101–
200 Bücher)«; »genug, um drei oder mehr Bücherregale zu füllen (mehr
als 200 Bücher)«.



Forschungsergebnisse

scher Sicht als ein ideales – aber in den Schülerdatensät-
zen zumeist nicht verfügbares – Maß des familiären Hin-
tergrundes angesehen werden kann. Drittens besteht beim
internationalen Vergleich des alternativen Maßes des elter-
lichen Bildungsstandes das Problem, dass sich spezifische
Bildungsniveaus oft stark zwischen Ländern unterscheiden,
so dass dasselbe elterliche Bildungsniveau in verschiede-
nen Ländern oft ganz unterschiedliche Wissensniveaus wi-
derspiegelt. Viertens bestehen bei der Bücheranzahl weit
geringere Probleme mit fehlenden Antworten in den Schü-
lerfragebögen als bei anderen möglichen Maßen des fami-
liären Hintergrundes. So fehlen in TIMSS z.B. im Durchschnitt
der westeuropäischen Länder weniger als 3% der Beobach-
tungen über die Anzahl der Bücher, verglichen mit circa ei-
nem Drittel der Beobachtungen über die Bildung der Eltern.4

Aus diesen Gründen erscheint es sinnvoll, das Bücher-Maß
in der vorliegenden Studie anderen möglichen Maßen des
familiären Hintergrundes wie der Bildung oder dem Berufs-
stand der Eltern oder auf letzteren beruhenden Indices vor-
zuziehen. 

Wie bereits in den vorherigen Beiträgen der Serie »Ökono-
mische Beiträge zur Schuldebatte« diskutiert, ist es bei der
Schätzung von Einflüssen bestimmter Faktoren auf die Schü-
lerleistungen von großer Bedeutung, die Einflüsse anderer
wichtiger Faktoren herauszurechnen. Bei der Schätzung der
Stärke des Einflusses des sozioökonomischen Familien-
hintergrundes scheint es besonders wichtig, dass diese nicht
durch die Einflüsse unterschiedlicher Immigrationsbevölke-
rungen in den betrachteten Ländern beeinflusst wird. Da Im-
migrationsstatus und familiärer Hintergrund in den meisten
Ländern eng zusammenhängen, würden einfache bivariate
Betrachtungen des Zusammenhangs zwischen Schülerleis-
tungen und familiärem Hintergrund zum Teil auch den Zu-
sammenhang zwischen Schülerleistungen und Immigrati-
onsstatus widerspiegeln. Deshalb haben wir – im Gegen-
satz zu den offiziellen TIMSS-Veröffentlichungen – multiva-
riate Analysen (vgl. den zweiten Beitrag der Serie für nähe-
re Erläuterungen) durchgeführt, die bei der Schätzung des
familiären Einflusses den Einfluss des Immigrationsstatus
des Schülers, der Mutter und des Vaters jeweils konstant
halten. Durch die Aufnahme eines Interaktionsterms zwi-
schen der Büchervariablen und den Immigrationsvariablen
berücksichtigen unsere Analysen darüber hinaus auch, dass
sich die Größe des Familieneinflusses zwischen einheimi-
schen und eingewanderten Familien unterscheiden kann.
Damit geben unsere Schätzungen nur an, wie groß der Zu-
sammenhang zwischen Schülerleistungen und familiärem
Hintergrund in der einheimischen Bevölkerung eines jeden
Landes ist. Unabhängig von dieser für eine sinnvolle inter-

national vergleichende Analyse notwendigen thematischen
Einschränkung ist eine gezielte Analyse der relativen Leis-
tungen von Schülern mit Migrationshintergrund natürlich von
höchstem Interesse (vgl. dazu Entorf und Minoiu 2005; Am-
mermüller 2005b). Schließlich rechnen unsere Schätzungen
auch noch die Effekte von Alter, Geschlecht und Familien-
status (ob mit beiden Elternteilen zusammenlebend) der
Schüler heraus (vgl. Schütz et al. 2005 für Details der Schätz-
gleichung).5

Unser Maß für die Chancenungleichheit in einem Land ist
die Stärke des Einflusses des familiären Hintergrundes auf
die mathematischen und naturwissenschaftlichen Schüler-
leistungen. Abbildung 2 stellt die Ergebnisse unserer Schät-
zungen für die Stichprobe der OECD-Länder dar (für die
Ergebnisse der weiteren der insgesamt 54 Länder vgl. Schütz
et al. 2005). Die Ergebnisse belegen zum einen den auch
aus anderen Studien bekannten Befund, dass zwischen fa-
miliärem Hintergrund und Schülerleistungen ein starker po-
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Internationale Unterschiede in der Chancenungleichheit 

im Schulsystem

Geschätzte Stärke des Einflusses des familiären Hintergrundes auf die TIMSS-
Schülerleistungen

Selektion mit 10 Jahren
Selektion mit 11–12 Jahren
Selektion mit 14–18 Jahren

Abb. 2

4 Ein fünfter Grund besteht noch in dem TIMSS-spezifischen Datenproblem,
dass sich das Maß der elterlichen Bildung zwischen der 1995er und der
1999er Ausgabe des Tests aufgrund von Anpassungen in der internatio-
nalen Klassifikation leicht unterscheidet, während die Frage zur Bücher-
anzahl in identischer Weise gestellt wurde.

5 Als spezifischen Aspekt der Familienstruktur befassen sich Wolter und
Vellacott (2003) mit Effekten der Rivalität zwischen Geschwistern.
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sitiver Zusammenhang besteht. In jedem der betrachteten
Länder weisen Schüler mit höherem familiären Hintergrund
einen statistisch signifikanten Leistungsvorsprung gegen-
über Schülern mit niedrigem familiären Hintergrund auf.6

Zum anderen zeigen die Ergebnisse aber auch deutliche Un-
terschiede in der Chancengleichheit zwischen den betrach-
teten Ländern. 

Unsere Schätzungen geben Auskunft darüber, um wie viele
Punkte sich die Testergebnisse der Schüler in dem jeweili-
gen Land durchschnittlich zwischen den fünf Kategorien der
Bücher-Variablen unterscheiden. Die geschätzte Stärke des
Einflusses des familiären Hintergrundes für Deutschland von
25,6 ist demnach so zu interpretieren, dass ein Unterschied
des familiären Hintergrundes, der etwa zwischen Familien mit
einem Regal voll Bücher und zwei Regalen voll Bücher be-
steht, sich für die betreffenden Kinder in der Testleistung mit
einem Unterschied von 25,6 TIMSS-Punkten bemerkbar
macht. Für eine Abschätzung der Größe dieses Effekts lässt
er sich mit dem durchschnittlichen Leistungsunterschied zwi-
schen der siebten und achten Klasse vergleichen, welcher in
Deutschland 25 TIMSS-Punkte beträgt. Dieses »Jahrgangs-
stufenäquivalent« gibt an, wie viel die Schüler im Durchschnitt
in einem Schuljahr lernen. Der durchschnittliche Unterschied
in der Testleistung von zwei Kindern, deren Familien ein Re-
gal bzw. zwei Regale voll Bücher besitzen, ist in Deutsch-
land also etwas mehr als das, was Schüler durchschnittlich
in einem ganzen Schuljahr lernen. 

Wie aus Abbildung 2 hervorgeht, liegt Deutschland damit an
vierter Stelle der ungleichsten OECD-Länder. Wie auch aus
PISA bekannt, weist Deutschland also im internationalen
Vergleich eine besonders große Abhängigkeit der Leistun-
gen der Schüler von ihrem sozioökonomischen Hintergrund
auf. Eine noch stärkere Chancenungleichheit zwischen ein-
heimischen Schülern weisen nur England (29 TIMSS-Punk-
te), Schottland (27) und Ungarn (26) auf. Auch in den USA
(23) herrscht eine relativ große Chancenungleichheit. Am un-
teren Ende der Skala befinden sich als Länder mit den ge-
ringsten geschätzten Leistungsunterschieden zwischen ein-
heimischen Schülern mit unterschiedlichem Familienhinter-
grund Frankreich (8), Kanada (10), Portugal (10) und das flä-
mische Schulsystem in Belgien (11). Auch das oft diskutier-
te Finnland (14) liegt im untersten Viertel der chancengleichs-
ten Länder. 

Vergleicht man unser Maß der Chancenungleichheit für aus-
gewählte Länder mit dem Konzept des sozialen Gradienten,
das in Publikationen zu PISA häufig berichtet wird (etwa Bau-

mert und Schümer 2001; OECD 2004a), so zeigt sich ein
recht ähnliches Bild. Die Steigung des sozialen Gradienten
gibt an, wie stark die Schülerleistungen mit dem von PISA de-
finierten Index des wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Status der Schüler variieren. Je größer die Steigung in einem
Land, desto stärker ist dort der Einfluss des familiären Hin-
tergrundes auf die Testleistungen der Schüler, und desto
weniger wird das Prinzip der Chancengleichheit verwirklicht.
Die Gradienten im Vereinigten Königreich (Großbritannien und
Nordirland), Ungarn und Deutschland, die nach unserem Maß
die größte Chancenungleichheit aufweisen, weisen auch in
Abbildung 3 eine hohe Steigung auf. Für Frankreich, Kana-
da und Portugal, nach unserer Schätzung die OECD-Länder
mit der größten verwirklichten Chancengleichheit, zeigen sich
auch in Abbildung 3 relativ flach verlaufende Gradienten. Auch
der Verlauf der Gradienten in den USA und Finnland steht
mit unseren Ergebnissen in Einklang. Allerdings ist zu be-
denken, dass die berichteten sozialen Gradienten nur eine bi-
variate Betrachtungsweise sind, die nicht für weitere poten-
tielle Einflussfaktoren kontrollieren, so dass sie etwa durch
Unterschiede in der Immigrationsbevölkerung beeinflusst wer-
den, was bei unserem Maß nicht der Fall ist. 

Bestimmungsgründe der Chancenungleichheit:
die methodische Herangehensweise 

Die Feststellung, dass der familiäre Hintergrund der Schü-
ler in den verschiedenen Ländern einen unterschiedlich gro-
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6 Die einzige Ausnahme unter allen 54 Ländern ist Kuwait, dessen Schät-
zer nur auf dem 14%-Niveau statistische Signifikanz erreicht. Der Schät-
zer für Kolumbien ist auf dem 5%-Niveau statistisch signifikant, während
die Schätzer für alle anderen Länder auf dem 1%-Niveau statistisch sig-
nifikant sind, sich also statistisch mit 99%iger Wahrscheinlichkeit von null
unterscheiden. 



Forschungsergebnisse

ßen Einfluss auf den schulischen Erfolg der Kinder hat, führt
fast zwangsläufig zu der Frage nach den Ursachen dieser
Unterschiede. Wie kommt es, dass die Chancengleichheit
für Kinder aus verschiedenen Familienverhältnissen in den
betrachteten Ländern so unterschiedlich stark ausgeprägt
ist? Um mögliche bildungspolitische Bestimmungsgründe
für die zwischen den Ländern bestehenden Unterschiede
in der Chancengleichheit empirisch zu analysieren, sind zwei
Vorgehensweisen denkbar. 

Die einfachste Vorgehensweise besteht darin, das gera-
de besprochene und in Abbildung 2 berichtete Maß des
Einflusses des familiären Hintergrundes in den verschie-
denen Ländern zu deren bildungspolitischen Systemmerk-
malen in Zusammenhang zu setzen. Solche Systemmerk-
male, die möglicherweise einen Einfluss auf die Chan-
cenungleichheit haben könnten, wären etwa der Umfang
des Systems frühkindlicher Bildung, die Selektion im wei-
terführenden Schulsystem, Ganztagsschulen und der-
gleichen. 

Die zweite, elegantere Vorgehensweise besteht darin, die
Zusammenhänge zwischen Chancenungleichheit und Merk-
malen des Schulsystems direkt auf Schülerebene im inter-
nationalen Datensatz zu analysieren. Dazu nutzt man eine
empirische Spezifikation, die es erlaubt, dass die Größe
des Effektes des familiären Hintergrundes auf die Schüler-
leistungen in systematischer Weise mit den bildungspoliti-
schen Systemmerkmalen der einbezogenen Länder variiert.
Eine solche Spezifikation betrachtet nicht nur den (auf Schü-
lerebene variierenden) familiären Hintergrund und die (auf
Länderebene variierenden) Systemmerkmale als Bestim-
mungsfaktoren der Schülerleistungen, sondern auch einen
Interaktionsterm zwischen den beiden. Der geschätzte Ef-
fekt dieses Interaktionsterms gibt an, ob und wie stark sich
der Einfluss des familiären Hintergrundes auf die Schüler-
leistungen zwischen Ländern mit unterschiedlichen Ausprä-
gungen der Systemmerkmale unterscheidet.7

Bei beiden Vorgehensweisen berücksichtigen wir wiederum
die Einflüsse verschiedener Systemmerkmale gleichzeitig.
Im umfassendsten Modell sind dies Besuchsquoten und
Dauer der vorschulischen Bildung, Alter der ersten schuli-
schen Selektion, Länge des Schultages, Niveau der staat-
lichen Bildungsausgaben, durchschnittliche Testleistung des
Landes, wirtschaftliches Entwicklungsniveau und Anteil pri-
vater Schulträgerschaft und -finanzierung. Die Daten über
diese Merkmale stammen überwiegend aus statistischen
Jahrbüchern und Datensammlungen von internationalen Or-
ganisationen wie der UNESCO und der OECD sowie aus
gezielten länderspezifischen Anfragen. 

Unsere Ergebnisse zeigen, dass beide beschriebenen Vor-
gehensweisen zu den gleichen qualitativen Resultaten über
die Einflüsse der bildungspolitischen Systemmerkmale auf
die Chancenungleichheit führen. Daher berichten wir im Fol-
genden nur die Ergebnisse der aus methodischen Grün-
den präferierten zweiten Vorgehensweise (vgl. Schütz et al.
2005 für weitere Details zu Methoden, Daten und Ergeb-
nissen). 

Frühkindliche Bildung und Chancenungleichheit 

Wir beginnen die Diskussion der Ergebnisse mit dem Ein-
fluss des Ausmaßes des frühkindlichen Bildungssystems in
einem Land auf die Chancengleichheit. Bevor Kinder zum
ersten Mal formale Bildungseinrichtungen besuchen, ist ihr
Bildungsniveau vor allem durch ihre Familien bestimmt. So-
bald sie jedoch formale Bildungseinrichtungen besuchen,
können diese einen zusätzlichen und möglicherweise aus-
gleichenden Effekt auf die Lernfortschritte der Kinder aus-
üben. Deshalb ließe sich vermuten, dass die Gleichheit der
Bildungschancen in einem Schulsystem umso höher ist, je
früher dieser ausgleichende Effekt einsetzt und je mehr Kin-
der – speziell aus Familien mit geringem sozioökonomischem
Status – ihn erfahren. Daher sind Umfang und Dauer des
Systems frühkindlicher Bildung wichtige Systemmerkmale,
die die erzielte Chancengleichheit beeinflussen könnten. 

Der Zusammenhang zwischen der so genannten Besuchs-
quote im Vorschulbereich – also dem Anteil an Kindern,
die vorschulische Bildungsinstitutionen (alle formalen Ein-
richtungen vor der Schule, also etwa auch die deutschen
Kindergärten) besuchen – und der Chancenungleichheit
ist aber nicht unbedingt eindeutig. Bei geringen Besuchs-
quoten könnte es sein, dass es aufgrund finanzieller Zwän-
ge vor allem Kinder aus wohlhabenden Familien sind, die
den Kindergarten und andere vorschulische Einrichtungen
besuchen. Daher könnte eine höhere vorschulische Be-
suchsquote anfänglich durchaus mit größerer Chancen-
ungleichheit einhergehen. Erst wenn ein substantieller An-
teil der Kinder in der entsprechenden Altersstufe, und da-
mit auch Kinder aus weniger begünstigten Familien, vor-
schulische Bildungseinrichtungen besucht, kann die vor-
schulische Erziehung auch für diese Kinder einen positi-
ven und damit insgesamt ausgleichenden Effekt erzielen
(vgl. Schütz et al. 2005 für eine modelltheoretische Dar-
stellung dieses Zusammenhalts, sowie auch der im Fol-
genden betrachteten Effekte der frühen Schulselektion).
Daher erlaubt unsere empirische Spezifikation, dass der
Effekt der Besuchsquote im Vorschulbereich auf die Chan-
cenungleichheit sich für verschiedene Niveaus der Be-
suchsquote unterscheiden kann. 

Tatsächlich führen unsere Schätzungen zu dem Ergebnis,
dass ein statistisch hoch signifikanter Zusammenhang zwi-
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7 Darüber hinaus rechnet unsere Spezifikation sämtliche Niveauunterschie-
de zwischen Ländern durch fixe Ländereffekte heraus und erlaubt, dass
sich die Effekte aller anderen Faktoren in jeglicher Weise zwischen den
Ländern unterscheiden können.
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schen der Besuchsquote im vorschulischen Bereich und der
Größe des Einflusses des familiären Hintergrundes in dem
Land besteht, der genau diesen Verlauf eines umgekehrten
U aufweist. Wie in Abbildung 4 dargestellt, steigt die Chan-
cenungleichheit zunächst mit steigender vorschulischer Be-
suchsquote an. Erst wenn die vorschulische Besuchsquo-
te ein gewisses Niveau überschritten hat, führen weitere Stei-
gerungen zu einer Verringerung der Chancenungleichheit.
Man kann also nicht pauschal sagen, dass die Chancen-
gleichheit im Schulsystem mit steigenden Besuchsquoten
im Vorschulbereich wächst. Vielmehr ergibt sich – vermut-
lich als Folge einer nicht zufälligen Selektion von Schülern
mit »gutem« familiärem Hintergrund in Vorschulprogramme –
zunächst der umgekehrte Zusammenhang. Erst wenn ein
substantieller Anteil der Kinder vorschulische Einrichtungen
besucht, so dass auch Kinder aus Familien mit »schlechte-
rem« sozioökonomischen Hintergrund darunter sind, begin-
nen sich höhere Besuchsquoten im Vorschul-
bereich negativ auf den geschätzten Einfluss
des Familienhintergrundes – also positiv auf
die Chancengleichheit – auszuwirken. 

Im Detail ergibt sich auf der Grundlage un-
serer Schätzungen, dass bis zu einer Be-
suchsquote von rund 60% die Bildungschan-
cen mit steigenden Besuchsquoten unglei-
cher werden. Oberhalb dieses Schwellen-
wertes sinkt die Chancenungleichheit mit
weiter steigenden Besuchsquoten. Die Grö-
ße dieses Effektes lässt sich bemessen,
wenn wir etwa den Einfluss einer Änderung
der vorschulischen Besuchsquoten von 60%
(z.B. in der Schweiz oder den USA) auf 100%
(z.B. in Dänemark oder den Niederlanden)
betrachten. Eine solche Änderung würde
durchschnittlich mit einer Verringerung der
Stärke des Einflusses des familiären Hinter-

grundes um 4,4 Punkte einhergehen. Diese
Veränderung entspricht etwa 17% des ge-
samten familiären Einflusses in Deutschland
(von 25,6 Punkten, vgl. Abb. 2). 

Auch die Dauer des Vorschulprogramms zeigt
den vermuteten Effekt. Die Stärke des Einflus-
ses des familiären Hintergrundes auf die Schü-
lerleistungen sinkt unter Herausrechnung des
Effekts der Besuchsquote in statistisch signi-
fikanter Weise mit zunehmender offizieller Dau-
er des Vorschulprogramms. Je länger der Vor-
schulzyklus, desto geringer ist also die Chan-
cenungleichheit. Pro zusätzliches Jahr, um
das die Dauer der vorschulischen Erziehung
steigt, verringert sich die Stärke des familiä-
ren Einflusses um 1,3 Punkte. 

Die Effekte sowohl der Erhöhung der Be-
suchsquote als auch der Dauer der vorschulischen Bildung
werden in Abbildung 5 nochmals veranschaulicht. Die Er-
gebnisse zeigen, dass der Einfluss des familiären Hintergrun-
des auf die erzielten Schülerleistungen, der im Durchschnitt
der OECD-Länder 17,7 beträgt, durch eine Erhöhung der
Besuchsquote im Vorschulbereich von 60 auf 100% um
4,4 und durch eine Verlängerung der Dauer der formalen
vorschulischen Bildung um ein Jahr um 1,3 gesenkt werden
könnte. 

Der Einfluss der Dauer der vorschulischen Bildung ist na-
türlich nur sinnvoll zu interpretieren, wenn gleichzeitig Ef-
fekte des Alters, zu dem die Schulpflicht einsetzt, heraus-
gerechnet werden. Unsere Ergebnisse zeigen aber keinen
signifikanten Zusammenhang zwischen Einschulungsalter
und Chancengleichheit (nachdem wiederum der Einfluss der
Dauer der vorschulischen Bildung konstant gehalten wur-
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Besuch von vorschulischen Bildungseinrichtungen und Chancenungleichheit

Einfluss des familiären Hintergrundes 
auf die TIMSS-Leistungen

Geschätzte Stärke des familiären Hintergrundes auf die TIMSS-Schülerleistungen in Abhängigkeit vom Anteil der 
Kinder, die vorschulische Bildungseinrichtungen besuchen. Geschätzt als Interaktionseffekt des familiären 
Hintergrundes mit der Besuchsquote im vorschulischen Bereich sowie der quadrierten Besuchsquote in einer 
multivariaten Regressionsanalyse.

Besuchsquote im Vorschulbereich (in %)

Abb. 4
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Bildungspolitik und Chancenungleichheit

Einfluss d. familiären
Hintergrundes

Geschätzter Effekt von drei bildungspolitischen Maßnahmen auf die Chancenungleichheit (gemessen als Stärke 
des Einflusses des familiären Hintergrundes auf die TIMSS-Schülerleistungen), gegenübergestellt zur gesamten 
Stärke der Chancenungleichheit in ausgewählten OECD-Ländern.
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de).8 Die Ergebnisse für die Dauer der vorschulischen Bil-
dung erweisen sich als vom Einschulungsalter unabhängig. 

In Bezug auf das Ziel einer höheren Chancengleichheit un-
termauern unsere Befunde die Empfehlung des Sachver-
ständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung (2004) zum »Ausbau eines kostenlosen, aber
auch verpflichtenden Förder- und Betreuungsangebots im
Vorschulbereich«. Nationale Befunde aus den USA und Groß-
britannien weisen ebenfalls darauf hin, dass frühkindliche
Bildungsinterventionen in Form vorschulischer Programme
sehr effektiv in der Förderung langfristiger Bildungs- und
Arbeitsmarkterfolge sein können, gerade für Kinder aus pro-
blembeladenen familiären Verhältnissen (vgl. Currie 2001;
Carneiro und Heckman 2003; Feinstein 2003). Dagegen fin-
den Spiess et al. (2003) in einer deutschen Analyse nur für
Immigrantenkinder einen Zusammenhang zwischen Kinder-
gartenbesuch und der Wahl der weiterführenden Schule,
nicht aber für den Großteil der Kinder. Dies könnte aber
darauf zurückzuführen sein, dass die Krippen und Kinder-
gärten in Deutschland nach allgemeiner Einschätzung kaum
einen Bildungsauftrag wahrnehmen, sondern hauptsächlich
eine Betreuungsfunktion ausüben (vgl. etwa OECD 2004b).

Aufgrund der Ergebnisse der US-amerikanischen Untersu-
chungen geht der Nobelpreisträger Heckman davon aus,
dass Bildung ein synergistischer Prozess ist, das heißt, dass
frühes Lernen die Effektivität späteren Lernens erleichtert.
Deshalb leitet er einen »Lebenszyklus der Bildungspolitik«
ab, der letztlich besagt, dass die Erträge bildungspolitischer
Maßnahmen umso höher sind, je eher sie einsetzen (vgl.
Carneiro und Heckman 2003). Diese Analyse wird von un-
serem Befund der ausgleichenden Wirkungen eines um-
fassenden Vorschulsystems untermauert. 

Spätere Selektion und Chancenungleichheit 

Ein weiteres wichtiges Systemmerkmal, das zwischen den
betrachteten Ländern erheblich variiert, ist das Alter der
Schüler zum Zeitpunkt der ersten schulischen Selektion.
Schulische Selektion bedeutet hier, dass die Schüler nach
ihrer individuellen Leistungsfähigkeit in unterschiedliche
Schulformen oder Laufbahnen aufgeteilt werden, wie zum
Beispiel in Deutschland zwischen Hauptschule, Realschu-
le und Gymnasium. 

In vielen Ländern findet eine solche Selektion erst im Alter
von 14 Jahren oder später statt, so dass die Schüler in die-

sen Ländern zum Zeitpunkt der TIMSS-Tests (bei denen
die meisten Schüler 13 Jahre alt sind) noch keine Selekti-
onsstufe durchlaufen haben. In diesen Ländern werden zu-
meist nicht nur in der Grundschule, sondern auch danach
noch alle Schüler in derselben Schule unterrichtet. Diese
Systeme bestehen also etwa bis in die achte oder zehnte
Schulklasse ausschließlich aus Gesamtschulen, ohne dass
eine Mehrgliedrigkeit zwischen verschiedenen Schultypen
bestünde. Im Gegensatz dazu findet in manchen Ländern,
wie auch in den meisten deutschen Bundesländern, be-
reits im Alter von zehn Jahren die erste schulische Selekti-
on statt. Da zu vermuten ist, dass die schulische Leistung
der Schüler umso stärker von ihrem familiären Umfeld be-
einflusst wird, je jünger sie sind, wird eine frühe Selektion in
unterschiedliche Schullaufbahnen vor allem Schülern aus
sozioökonomisch schwachen Familien schaden und so die
Gleichheit der Bildungschancen verringern.9

Eine erste Gegenüberstellung der Chancengleichheit mit
dem Alter der Schüler bei der ersten schulischen Selektion
wurde bereits in Abbildung 2 geliefert. Dort wird deutlich,
dass Länder, die ihre Schüler schon mit zehn Jahren unter-
schiedlichen Schulformen zuweisen, ausschließlich in der
oberen Hälfte der ungleichsten Schulsysteme liegen. Dem-
gegenüber befinden sich im unteren Drittel der chancen-
gleichsten Schulsysteme ausschließlich solche Länder, die
ihre Schüler erst mit 14 Jahren oder später selektieren. 

Dieser Zusammenhang zwischen Chancenungleichheit und
dem Alter der Schüler zu Beginn der Mehrgliedrigkeit bestä-
tigt sich in unserer umfassenderen multivariaten Analyse. Die
Chancenungleichheit sinkt in statistisch signifikanter Weise
mit zunehmendem Alter der Schüler bei der ersten schuli-
schen Selektion. Je früher Schüler also in unterschiedliche
Schulformen selektiert werden, umso größer ist der familiä-
re Einfluss auf die erzielten Schülerleistungen.10

Jedes Jahr, um das die Selektion von Schülern in verschie-
dene Schulformen aufgeschoben wird, verringert sich die
Stärke des familiären Einflusses auf die Testleistungen um
etwas mehr als einen Punkt. Verschiebt man das Alter der
Schüler zum Zeitpunkt der ersten schulischen Selektion al-
so um vier Jahre (etwa von 10 Jahren wie in Deutschland
auf 14 Jahre wie in vielen anderen Ländern), so sinkt die
Stärke des Einflusses des familiären Hintergrundes auf die
Testleistungen um 4,3 Punkte (vgl. Abb. 5). Dies entspricht
ungefähr einem Viertel des gesamten Einflusses des fami-
liären Hintergrundes auf die Schülerleistungen im Durch-
schnitt der OECD-Länder (17,7). 
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8 Der Grund für den nicht eindeutigen Zusammenhang zwischen Chan-
cengleichheit und Beginn der Schulpflicht hängt wohl auch damit zusam-
men, dass das Alter zu Beginn der Schulpflicht zwischen den Ländern
nicht stark variiert (zwischen fünf und sieben Jahren). In einer deutschen
Analyse finden Fertig und Kluve (2005) auch keinen Effekt des Einschu-
lungsalters auf Klassenwiederholung und Bildungsabschluss.

9 So zeigt Dustmann (2004), dass die Wahl des Schultyps am Ende der
Grundschulzeit in Deutschland stark vom familiären Hintergrund abhängt
und später zu substantiellen Einkommensunterschieden im Berufsleben
führt.

10 Zu ähnlichen Befunden kommen Ammermüller (2005a) auf der Basis der
internationalen IGLU- und PISA-Daten und Bauer and Riphahn (2005)
auf der Basis eines Vergleichs zwischen Schweizer Kantonen. 
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Zusätzliche Evidenz zur späteren Selektion

Lässt sich dieser Zusammenhang zwischen Chancenun-
gleichheit und früherer Selektion tatsächlich auf einen ur-
sächlichen Effekt der Selektion zurückführen? Oder könn-
te es auch einfach nur so sein, dass Länder, die generell
schon eine höhere Ungleichheit aufweisen, aus irgendei-
nem Grund früher die Mehrgliedrigkeit einführen? Um die-
se Frage beantworten zu können, haben Hanushek und
Wößmann (2006) eine speziell zur Schätzung von Effekten
der schulischen Selektion entwickelte Methodik vorgeschla-
gen, deren Ergebnisse die berichtete Evidenz zusätzlich un-
termauern. 

Der Ausgangspunkt der zusätzlichen Überlegungen besteht
darin, dass in allen Ländern die Schüler in den ersten vier
Schuljahren (der deutschen Grundschule) in einem einheit-
lichen Schultyp unterrichtet werden. Erst danach setzt in
einigen Ländern die Selektion ein und in anderen nicht. Des-
halb kann ein Vergleich der Veränderung der Ungleichheit
zwischen Ende der Grundschule und später Mittelstufe ro-
bustere Aussagen über mögliche Auswirkungen der frühen
Selektion machen. Das Ausmaß an Ungleichheit, das in ei-
nem Land bereits im vierten Schuljahr besteht, kann nicht
durch die Mehrgliedrigkeit hervorgerufen sein. Daher bietet
es sich an, dieses generelle Niveau der Ungleichheit heraus-
zurechnen und nur die nach der vierten Klasse einsetzende
Veränderung der Ungleichheit zu betrachten (vgl. Hanushek
und Wößmann 2006 für Details dieser Schätzmethode so-
wie zahlreiche weitere detaillierte Ergebnisse). 

Im Kern läuft diese Methode auf eine Betrachtung des in Ab-
bildung 6 dargestellten Zusammenhangs hinaus. Auf der
rechten Seite wird dort die Ungleichheit der Leistungsergeb-
nisse in der PISA-2003-Studie für die Länder abgetragen,
die sowohl in IGLU als auch in PISA 2003 teilgenommen ha-
ben.11 Sowohl IGLU als auch PISA haben die Lesekompe-
tenzen von Schülern untersucht. Die PISA-Studie hat Schü-
ler im Alter von 15 Jahren, also gegen Ende der Mittelstu-
fe, getestet. Wie aus der Abbildung ersichtlich, weist
Deutschland unter den betrachteten Ländern die größte Un-
gleichheit der erzielten Leistungen auf. Auf der linken Seite
der Abbildung ist die Ungleichheit der Leistungsergebnisse
in der IGLU-Studie angegeben, die die Leseleistungen von
Schülern in der vierten Klasse misst. Zu diesem Zeitpunkt
weist Deutschland offensichtlich durchaus noch keine au-
ßergewöhnliche Ungleichheit der Schülerleistungen auf: In
der vierten Klasse befindet sich Deutschland noch in der un-
teren Hälfte der Länder mit relativ ausgeglichenen Schüler-
leistungen. 

Die Essenz der Analyse besteht nun in einem systemati-
schen Vergleich der Veränderung der Ungleichheit, die zwi-
schen Grundschule und Mittelstufe eintritt, zwischen Län-
dern mit und ohne schulische Selektion in diesem Zeitraum.
Bei der Betrachtung der Veränderung bleibt der Teil der Un-
gleichheit am Ende der Mittelstufe, der schon am Ende der
Grundschule bestand, unberücksichtigt. Die Veränderung
wird durch die Linien wiedergegeben, die die beiden Punk-
te eines jeden Landes verbinden. Für Länder mit früher Se-
lektion sind diese Verbindungslinien blau gezeichnet, für Län-
der ohne Selektion vor dem PISA-Alter rot. Es fällt sofort auf,
dass nahezu alle blauen Linien nach oben zeigen, wohin-
gegen so gut wie alle roten Linien nach unten zeigen. Das
heißt: In Ländern, die ihre Schüler in verschiedene Schul-
formen aufteilen, nimmt die relative Ungleichheit systema-
tisch zu, während sie in Ländern, die ihre Schüler nicht se-
lektieren, systematisch abnimmt. Deutschland erweist sich
dabei als das Land, in dem die Ungleichheit zwischen dem
Ende der Grundschule und dem Ende der Mittelstufe am
stärksten von allen betrachteten Ländern ansteigt. 

Hanushek und Wößmann (2006) transformieren die graphi-
sche Betrachtungsweise in ökonometrische Schätzungen,
die belegen, dass die frühe Selektion in der Tat zu einer sta-
tistisch signifikanten Erhöhung der Ungleichheit der Schü-
lerleistungen zwischen Ende der Grundschule und Ende der
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11 Als Maß der Ungleichheit der Leistungsergebnisse wird hier die Standard-
abweichung der Testergebnisse der Schüler jeden Landes gewählt; al-
ternative Maße wie etwa die Leistungsdifferenz zwischen den besten
und den schlechtesten 5% (oder auch 25%) der Schüler führen zu ganz
ähnlichen Ergebnissen (vgl. Hanushek und Wößmann 2006).
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Mittelstufe führt. Dieses Ergebnis erweist sich als robust in
verschiedenen alternativen Modellspezifikationen und in der
Analyse zahlreicher weiterer Paare internationaler Schüler-
leistungstests in der Grund- und Sekundarschule (etwa auch
in TIMSS und TIMSS-Repeat). Gleichzeitig zeigen die Be-
funde von Hanushek und Wößmann (2006) auch, dass die
frühe Selektion wohl nicht mit einem höheren durchschnitt-
lichen Leistungsniveau der Schüler einhergeht. 

Kaum Effekte anderer Merkmale von 
Schulsystemen

Bisher haben wir die Effekte von drei Systemmerkmalen
auf die Chancenungleichheit betrachtet: Besuchsquote im
vorschulischen Bildungssystem, Dauer des vorschulischen
Bildungssystems und frühe Selektion in unterschiedliche
Schultypen. Zusammengenommen können diese drei Merk-
male der Schulsysteme 40% der gesamten internationalen
Variation in unserem Maß der Chancenungleichheit erklä-
ren (vgl. Schütz et al. 2005, Tab. 5). 

Über diese drei Merkmale hinaus deuten die Ergebnisse aber
auf kaum weitere signifikante Zusammenhänge hin. So ste-
hen weder die aggregierten Bildungsausgaben pro Schüler
noch das durchschnittliche Leistungsniveau in den TIMSS-
Studien noch das Bruttonationaleinkommen pro Kopf ei-
nes Landes in einem statistisch signifikanten systematischen
Zusammenhang mit der Chancengleichheit. 

Auch zwischen der Länge des Schultages in einem Schul-
system und der Stärke des Einflusses des familiären Hin-
tergrundes auf die Schülerleistungen findet keine unserer
Modellvarianten einen statistisch signifikanten Zusammen-
hang. Es scheint also kein systematischer Unterschied in
der Chancengleichheit zu bestehen zwischen Ländern mit
einem Ganztags- und Ländern mit einem Halbtagsschulsys-
tem. Allerdings lagen international vergleichbare Informa-
tionen über Ganztags- versus Halbtagsunterricht nur für
34 Schulsysteme vor, und die verfügbaren Daten lassen auch
keine Aussage darüber zu, ob nachmittags Unterricht statt-
findet oder ob nur eine optionale Betreuung der Schüler
angeboten wird.12

Der einzige weitere statistisch signifikante Zusammenhang,
den wir zwischen Systemmerkmalen und Chancengleich-
heit finden, bezieht sich auf das Ausmaß privater Schulträ-
gerschaft und -finanzierung. Es zeigt sich, dass die Stärke
des Einflusses des familiären Hintergrundes statistisch sig-
nifikant mit dem Anteil der aus privaten Quellen stammen-
den Bildungsausgaben an den gesamten Bildungsausga-
ben steigt. Demgegenüber sinkt sie statistisch signifikant mit

dem Anteil der Schüler, der in privat geleiteten Schulen un-
terrichtet wird.13 Bildungssysteme, die einen höheren Anteil
privater Bildungsausgaben aufweisen, weisen also eine hö-
here Ungleichheit auf, während ein höherer Anteil von Schu-
len in privater Trägerschaft die Ungleichheit zu reduzieren
scheint. Wie schon bei den im vorherigen Beitrag der Serie
»Ökonomische Beiträge zur Schuldebatte« betrachteten Ni-
veaueffekten ergibt sich also ein diametraler Unterschied in
den Effekten von privater Finanzierung und privater Träger-
schaft. Während private Finanzierung die Chancen von Kin-
dern aus ärmeren Familien verringert und damit sowohl die
Ungleichheit zu erhöhen als auch das durchschnittliche Leis-
tungsniveau zu senken scheint, scheint eine – separat be-
trachtete – private Leitung der Schulen eher dazu beizutra-
gen, dass gerade auf die Leistungen der benachteiligten
Schüler geschaut wird, so dass sowohl das durchschnittli-
che Niveau höher als auch die Ungleichheit geringer ist. 

Zusammenfassung und Ausblick 

Es bestehen enorme internationale Unterschiede in der Un-
gleichheit der Bildungschancen in Abhängigkeit vom fami-
liären Hintergrund der Kinder. Während Deutschland mit
Großbritannien zu den Ländern zählt, in denen die Leistun-
gen der Schüler am stärksten von ihrem familiären Hinter-
grund abhängen, weisen Länder wie Kanada und Frankreich
wesentlich ausgeglichenere Bildungschancen auf. Die hier
berichteten internationalen empirischen Untersuchungen le-
gen nahe, dass ein umfassendes System der frühkindli-
chen Bildung und eine spätere schulische Selektion der
Schüler die Ungleichheit der Bildungschancen verringern
können. Demgegenüber scheinen allgemeine Ausgabener-
höhungen und die Einführung eines Ganztagsschulsystems
in keinem systematischen Zusammenhang mit der erziel-
ten Chancengleichheit zu stehen. 

Sowohl Länder mit einer nahezu vollständigen Besuchsquo-
te im Vorschulbereich als auch Länder mit einer längeren
Dauer der formalen vorschulischen Bildung weisen signifi-
kant ausgeglichenere Bildungschancen auf. Dies weist nicht
nur auf die ausgleichende Wirkung eines alle sozialen Schich-
ten umfassenden Systems frühkindlicher Bildung hin. Es
deutet auch die Chancen an, die aus einem stärkeren Bil-
dungsauftrag der Kindergärten und -horte entstehen könn-
ten, wie er etwa im umfassenden System der »Ecoles ma-
ternelles« in Frankreich gegeben ist. Demgegenüber ver-
weist etwa die OECD (2004b) darauf, dass in Deutschland
in vielen Bereichen des frühkindlichen Bildungssystems er-
hebliche Mängel vorliegen, so etwa bei der Klarheit und Über-
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12 Demgegenüber findet Ammermüller (2005a) in einzelnen Spezifikationen
einen negativen Zusammenhang zwischen jährlicher Unterrichtszeit und
Ungleichheit. 

13 Allerdings liegen internationale Daten über den privaten Anteil an Schulfi-
nanzierung und -trägerschaft nur für die Hälfte der 54 Länder vor. Am-
mermüller (2005a) findet im Gegensatz zu unseren Ergebnissen einen
negativen Zusammenhang zwischen Chancengleichheit und Privatschul-
anteil, was aber darauf zurückgeführt werden könnte, dass seine Analy-
se nicht separat die Effekte privater Finanzierung herausrechnet. 
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prüfung von Zielen und Standards, bei der Vorbereitung auf
die Schule und bei der Kontinuität der Lehrpläne zwischen
Kindergarten und Grundschule. Es könnte also sein, dass
das Potential, dass Kinder im frühkindlichen Bildungsbereich
vieles »spielend lernen« können, im deutschen System früh-
kindlicher Betreuung nicht zur Genüge ausgeschöpft wird. 

Bei der ausgleichenden Wirkung einer späteren Aufteilung
der Schüler auf unterschiedliche Schultypen sollte betont
werden, dass es prinzipielle Unterschiede gibt zwischen ei-
nem allgemeinen Gesamtschulsystem und den in Deutsch-
land anzutreffenden Gesamtschulen. Die deutschen Ge-
samtschulen treten ja als weiterer Schultyp neben die an-
deren bestehenden Schultypen, wodurch im Zweifelsfall ei-
ne noch stärkere spezifische Selektion der Schüler auf un-
terschiedliche Schultypen gegeben ist. Demgegenüber be-
ziehen sich die ausgleichenden Wirkungen auf ein einglied-
riges System, das eben nicht so früh wie in Deutschland in
unterschiedliche Schultypen selektiert. Ein erster, wenn auch
vielleicht nur kleiner Schritt in eine solche Richtung könnte
schon darin bestehen, durch entsprechende Regelungen
den Übertritt zwischen den verschiedenen Schultypen wei-
ter zu erleichtern. 

Schließlich liefern die Ergebnisse keinen Beleg dafür, dass
ausgeglichenere Bildungschancen mit einem niedrigeren
Leistungsniveau erkauft werden müssten. Unter den OECD-
Ländern besteht kein systematischer Zusammenhang zwi-
schen dem durchschnittlichen Leistungsniveau und der Stär-
ke des familiären Einflusses. Zwischen Effizienz im Sinne
einer hohen durchschnittlichen Testpunktzahl und Gleich-
heit im Sinne eines geringen Einflusses des familiären Hin-
tergrundes auf die Schülerleistungen gibt es also keinen Ziel-
konflikt. Gleiches gilt auch für die meisten bildungspoliti-
schen Optionen. Eine institutionelle Gestaltung des Schul-
systems, die sich positiv auf das Leistungsniveau auswirkt,
wirkt sich üblicherweise nicht negativ auf die Chancengleich-
heit aus, und gleichheitsfördernde Institutionen scheinen sich
nicht mindernd auf das Leistungsniveau auszuwirken. Ganz
im Gegenteil deuten etwa die Befunde zu den Auswirkun-
gen einer privaten Beteiligung im Schulsystem sogar da-
rauf hin, dass die Verbindung von öffentlicher Finanzierung
mit privater Leitung der Schulen sowohl das Leistungsni-
veau als auch die Chancengleichheit erhöhen kann. Dass
zwischen Effizienz und Chancengleichheit also durchaus
kein zwingender Zielkonflikt besteht, belegen ja auch füh-
rende PISA-Länder. Wenn Schulen alle Schüler zur Errei-
chung ihres höchsten Potentials herausfordern, kann ein ef-
fizientes Bildungssystem auch gleichheitsfördernd sein (vgl.
Peterson und Wößmann 2006). 

Abschließend sei noch einmal betont, dass sich die in der
Serie der »Ökonomischen Beiträge zur Schuldebatte« be-
richteten Analysen – vor allem mangels alternativer Daten –
ausschließlich auf die Bestimmungsgründe von kognitiven

Schülerleistungen in Mathematik, Naturwissenschaften und
Lesen konzentriert haben. Wie im ersten Beitrag der Serie
berichtet, bestehen dafür gute Gründe, denn diese kogniti-
ven Fähigkeiten haben sich als von entscheidender Bedeu-
tung für die zukünftigen wirtschaftlichen Perspektiven von
Individuen und Volkswirtschaften erwiesen. Sofern nicht-ko-
gnitive Fähigkeiten wie etwa Teamfähigkeit, soziale Kom-
petenz, Verlässlichkeit, Beharrlichkeit, Selbstdisziplin oder
Unterlassen kriminellen Verhaltens als weitere wichtige Zie-
le des Schulsystems betrachtet werden, sollte zukünftig auch
versucht werden, die Bestimmungsfaktoren solcher nicht-
kognitiven Fähigkeiten empirisch zu untersuchen. 

Wir hoffen, dass die kleine Beitragsserie gezeigt hat, wie
erkenntisbringend die Daten der internationalen Schülerleis-
tungstests für politisch relevante Analysen eingesetzt wer-
den können. Umso trauriger ist es, dass im Gegensatz zu
den internationalen Daten kein freier Zugang zu den Schü-
lerleistungsdaten der Bundesländer im Rahmen von TIMSS
und PISA-E besteht. Interessierten Forschern ist es im All-
gemeinen verwehrt, die existierenden Mikrodaten für Bun-
desländer- und Schulformvergleiche einzusetzen (vgl. auch
Machin und Puhani 2005). Das ist besonders schade, da
aufgrund der Bildungshoheit der Bundesländer bekannter-
maßen durchaus erhebliche Unterschiede in Bildungspoli-
tik und Bildungsergebnissen bestehen. Nur indem sich die
Bundesländer dem Wettbewerb um das »beste« Schulsys-
tem offen stellen, können sie lernen, was in der Bildungs-
politik wirklich funktioniert und was nicht. Die Handhabung
des Datenzugangs in Deutschland scheint einer offenen Ge-
sellschaft im Sinne von Popper (1957) nicht angemessen. 
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B2B-Anwendungen und 
Unternehmensstrategien

Als E-Business-Anwendungen haben wir
die elektronische Übermittlung geschäft-
licher Daten von (1) Menschen an Com-
puter oder (2) zwischen Computern de-
finiert (vgl. Schedl und Sülzle 2004). Zur
ersten Gruppe gehören überwiegend
Transaktionen, die für den Nutzer der
Software (oder B2B Anwendung) nicht
mit anderen Prozessen im Unternehmen
verbunden sind wie elektronischer Bank-
verkehr, die Bestellung aus elektronischen
Katalogen mit standardisierten Bestell-
formularen oder die Nutzung eines frem-
den elektronischen Marktplatzes. Zur
zweiten Gruppe zählen Prozesse, bei de-
nen mehrere Schritte im Rahmen eines
automatischen Datenaustausches zwi-
schen den Geschäftspartnern abgewi-
ckelt werden. Beispielhaft lässt sich hier-
für die Bestellabwicklung über Electro-
nic Data Interchange (EDI) anführen. 

Die Unterscheidung dieser zwei Arten von
E-Business ist wegen ihrer Konsequen-

zen für den Innovationsprozess und die
wirtschaftlichen Auswirkungen bedeut-
sam: Im ersten Fall entfällt zusätzlicher In-
vestitionsaufwand in Form von Standar-
disierung, Softwareentwicklung und or-
ganisatorischer Änderung nur auf den An-
bieter der Leistung, im zweiten Fall müs-
sen mehrere Unternehmen die Standards
übernehmen und entsprechende Investi-
tionen in die informationstechnische Ab-
wicklung (»Back Office«) tätigen. Die wirt-
schaftlichen Auswirkungen steigen im
zweiten Fall deutlich: Mit steigenden In-
vestitionen erhöhen sich auch die poten-
tiellen Einsparungseffekte.

Ziel von E-Business-Anwendungen ist es,
die beschriebenen Transaktionen oder
Prozesse zwischen Unternehmen und ih-
ren Geschäftspartnern informationstech-
nisch so zu unterstützen, dass die ange-
strebten Markt- und Kostenziele erreicht
werden. Einspareffekte werden vor allem
bei sinkenden Einkaufspreisen, Lagerhal-
tungs- und Personalkosten sowie bei ver-
ringerten Durchlaufzeiten gesehen. Die
Marktziele richten sich vor allem auf Erhö-
hung von Reichweite und Kundenbindung
sowie Verbesserung der Produkt- und
Dienstleistungsqualität. 

In der Vergangenheit waren informations-
technische Anwendungen in Unterneh-
men in erster Linie auf die Unterstützung
der internen Geschäftsprozesse gerich-
tet. Die hierfür zur Verfügung stehenden
Softwarelösungen werden unter dem Be-
griff »Enterprise Ressource Planning
(ERP)« zusammengefasst. Große Unter-
nehmen betreiben zum Teil mehrere ERP-
Systeme, die nicht unbedingt miteinan-
der kompatibel sind (vgl. Abb. 1). Der
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Grund liegt häufig in dezentralen Entscheidungsstruktu-
ren, die in Abhängigkeit von der funktionalen, regionalen
oder geschäftsfeldorientierten Organisationsstruktur sowie
unterschiedlicher Beschaffungszeitpunkte zu der Einfüh-
rung unterschiedlicher ERP-Systeme geführt haben. Es ist
gegenwärtig eine der vorrangigen Aufgaben der IT-Abtei-
lungen großer Unternehmen, die Integration der vorhan-
denen ERP-Anwendungen als Voraussetzung für weiterrei-
chende E-Business-Lösungen herzustellen.2

Die externe Vernetzung unterschiedlicher ERP-Anwendun-
gen erfolgt gegenwärtig hauptsächlich durch EDI-Verbin-
dungen. EDI ist ein Verfahren, das Computern aufgrund stan-
dardisierter Beschreibungssätze die Kommunikation mit-
einander ermöglicht. Aufgrund des hohen Investitions- und
Implementierungsaufwandes für EDI-Systeme werden sie in
der Regel nur in der Großserien- und Massenproduktion zwi-
schen Herstellern, Zulieferern, Logistik und Handel einge-
setzt. Früher waren EDI-Anwendungen auf private Netze be-
grenzt; die Internettechnologie hat die Vernetzbarkeit von
Unternehmen entscheidend erweitert. 

Die Implementierung vernetzter E-Business-Anwendungen
erfolgt in der Regel so, dass bestehende IuK-Strukturen
(ERP, EDI etc.) nicht ersetzt werden, sondern mit den neu-
en E-Business-Lösungen über Schnittstellen verbunden wer-
den (Web-Enabling). 

Mittlerweile existieren auf dem E-Business-Markt für nahe-
zu alle Geschäftsprozesse entsprechende Softwarelösun-
gen. Je nach Anbieter decken die einzelnen Lösungen be-
triebliche Abläufe in unterschiedlicher Intensität und Breite
ab. Die Differenzen resultieren dabei auch aus unterschied-
lichen Vorstellungen über organisatorische Strukturen und
Abläufe unternehmerischer Prozesse. Die Terminologie ein-
zelner E-Business-Anwendungen und -tools ist äußerst viel-
fältig und resultiert primär aus den verschiedenartigen Kon-
zepten und Marketingstrategien von Softwareanbietern und
Beratungsunternehmen. Auch im wissenschaftlichen Be-
reich besteht hierüber ein großer Begriffspluralismus. Ein
allgemein akzeptierter Begriffsapparat, der sich in Wissen-
schaft und Praxis durchgesetzt hat, existiert gegenwärtig
noch nicht. 

Aus der Vielzahl der Geschäftsprozesse eines Unterneh-
mens (vgl. Abb. 1) wurden im Rahmen des vorliegenden Pro-
jektes vier Bereiche für B2B-Anwendungen ausgewählt,
die von zentraler Bedeutung sind:

– Einkauf/Beschaffung,
– Produktionsplanung, Warenwirtschaft und Logistik

(Supply Chain Management),

– Produktentwicklung und
– Vertrieb (Kundenbeziehungsmanagement).

In allen ausgewählten Geschäftsprozessen wurden die Ver-
wendung einzelner Anwendungen und die weitergehende
Integration von Prozessen ermittelt. Darüber hinaus wur-
de nach zusätzlich notwendigen Innovationen bei der Ein-
führung von B2B-E-Business und messbaren Wirkungen
gefragt. 

Einkauf/Beschaffung

Beschaffungsprozesse können sehr unterschiedlich durch
informationstechnische Anwendungen organisiert und un-
terstützt werden. Im einfachsten Fall wird das Internet
für Lieferantenrecherchen und Bestellungen per E-Mail3

oder Online-Bestellungen auf der Lieferanten-Website
(E-Shops) genutzt. Die Rationalisierungspotentiale bei den
beschaffenden Unternehmen sind in diesem Fall eher
gering. Entscheidend für eine Steigerung der Effizienz von
Beschaffungsprozessen sind die Integration von internet-
basierten Lösungen in die betriebswirtschaftliche Sys-
teminfrastruktur (ERP) sowie organisatorische Verände-
rungen. Organisatorische Veränderungen und die damit
verbundenen Effizienzsteigerungen könnten teilweise auch
ohne E-Business-Anwendungen durchgeführt werden. In
den Unternehmen bedarf es aber oftmals des Anstoßes
technischer Veränderungen, um die Organisation z.B. im
Einkauf grundlegend umzustrukturieren. 

Bei Katalogsystemen werden die zu beschaffenden Arti-
kel in einen elektronischen Katalog eingestellt und über
das Internet den Nachfragern zugänglich gemacht. Infra-
ge kommen in der Regel nur standardisierbare Güter wie
Hilfs- und Betriebsstoffe, Normteile, Werkzeuge, Büroge-
räte etc. Die betrieblichen Wirkungen von E-Ordering-Sys-
temen resultieren zum einen aus der Anwendung der Tech-
nik (standardisierte Kataloge, direkte Vernetzung zwischen
Lieferanten und Bedarfsträgern) als auch aus organisato-
rischen Veränderungen im Unternehmen. Häufig werden
dezentrale Beschaffungsstrukturen eingeführt. Hierfür er-
halten die Bedarfsträger feste Einkaufsbudgets, in deren
Rahmen die Bedarfsträger über ein Intranet auf die Kata-
loge zugreifen und direkt ohne Einschaltung der Einkaufs-
abteilung bestellen. Lieferung und Wareneingangsprüfung
können ebenfalls dezentral erfolgen. Auf diese Weise ent-
fallen diverse Schritte des herkömmlichen Beschaffungs-
prozesses, was zu Minderungen der Personal- und La-
gerkosten sowie einer Verkürzung der Prozesszeiten füh-
ren kann.

2 Die Verknüpfung unterschiedlicher EDV-Systeme und -anwendungen in
einem Unternehmen wird auch als »Enterprise Application Integration (EAI)«
bezeichnet (vgl. Puschmann et. al. 2001). 3 Beide Varianten rechnen wir nicht zu E-Business-Anwendungen.
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Bei Ausschreibungs- und Preisbestimmungssystemen geht
es darum, die Beschaffung von höherwertigen, standardi-
sierbaren Artikeln oder von komplexen Zeichnungsteilen von
der Ausschreibungserstellung über die Verhandlung der An-
gebote bis zur wettbewerblichen Preisbestimmung zu un-
terstützen. Die Funktionalität solcher Softwaresysteme be-
steht in der standardisierten Strukturierung der relevanten
Daten (Produktdaten, Lieferantendaten, Spezifikationen) in
den Ausschreibungs- und Angebotsunterlagen sowie in der
elektronischen, papierlosen Kommunikation zwischen dem
beschaffenden Unternehmen und den Lieferanten. Dadurch
werden zahlreiche Abläufe im Auschreibungsprozess (Schrei-
ben, Kopieren, Versenden, Ablegen, Auswerten, Nachver-
handeln) obsolet oder zumindest verkürzt. Als Folge wird
entweder dringend benötigte Personalkapazität für andere
Aufgaben frei, oder es kann zu Personalfreistellungen kom-
men. Zusätzlich vermindert sich die Dauer von Ausschrei-
bungsprozessen deutlich.

Ein neues Instrument, das erst durch die Internetanwendung
entstanden ist, sind Kaufauktionen (Reverse Auctions), in
denen Lieferanten, die in der Regel die genauen Spezifika-
tionen der Ausschreibung bereits kennen, Preisgebote ab-
geben. Zu unterscheiden sind Angebotsabgaben ohne wie-
derholte Gebotsrunden (Sealed Bid Auctions), wenn der
Preis ein Entscheidungskriterium unter anderen ist, und Auk-
tionen mit offenen Geboten und mehreren Runden4 für stan-
dardisierte Massenprodukte. Hier kann der Lieferant das
Bietverhalten anhand des jeweils niedrigsten Preises am
Computerbildschirm verfolgen. Entsprechend muss er sei-
ne Preisstrategie online modifizieren, wenn er an dem Auf-
trag weiterhin interessiert ist. Der positive Effekt solcher Auk-
tionstools liegt auf der Einkaufsseite in der großen Zeitver-
kürzung des Preisverhandlungsprozesses und im tenden-
ziell niedrigeren Preisabschluss. Hinzu kommt, dass in Auk-
tionen mit größerer Rationalität und Transparenz verhandelt
wird, so dass negative Effekte persönlicher Beziehungen
zwischen Einkäufer und Lieferant nicht mehr wirksam wer-
den können.

Ausschreibungs- und Preisbestimmungssysteme sind auch
Bestandteile von elektronischen Marktplätzen. Sie bilden
anwendungsorientierte Schnittstellen und Verknüpfungsor-
te, an denen wirtschaftliche Akteure miteinander kommu-
nizieren können. Im Gegensatz zu einem klassischen Markt-
platz werden hier Anbieter und Nachfrager auf einer virtu-
ellen Plattform miteinander verbunden, wobei auch hier
ein elektronischer Marktplatz auf jeder Stufe der Wertschöp-
fungskette errichtet werden kann. Prinzipiell haben Unter-
nehmen drei Möglichkeiten, elektronische Marktplätze in
den jeweiligen Funktionsbereichen zu nutzen. Sie können
eigene Marktplätze errichten, sie können sich der Markt-

plätze ihrer Geschäftspartner bedienen, oder sie können
unabhängige Marktplätze nutzen. Unabhängige Marktplät-
ze sind häufig eher für kleine und mittelständische Unter-
nehmen (KMU) bestimmt, wenn sie nicht die Marktstellung
oder Finanzkraft für den Aufbau einer eigenen Handelsplatt-
form haben.

Produktionsplanung, Warenwirtschaft und 
Logistik

Große Unternehmen sehen sich schon seit längerer Zeit
steigenden Anforderungen an die Planung und Steuerung
ihrer Beschaffungs-, Produktions- und Lieferprozesse ge-
genüber. Auslöser sind einerseits zunehmender Kosten-
und Preisdruck, andererseits steigende Kundenanforde-
rungen an Geschwindigkeit und Zuverlässigkeit der Auf-
tragsbearbeitung sowie die Befriedigung individueller
Wünsche. Als Ausweg aus diesem Dilemma wählen vie-
le Unternehmen den Weg der Spezialisierung, um durch
Skaleneffekte und Kernkompetenzen Produktivitäts- und
Wettbewerbsvorteile zu erzielen. Spezialisierung bedeu-
tet häufig Outsourcing ganzer Leistungsbereiche, wo-
durch komplexe Lieferanten- und Dienstleisternetzwer-
ke entstehen – auch über nationale Grenzen hinaus. Die
zunehmende Auslagerung von Leistungen in allen betrieb-
lichen Funktionsbereichen führt dazu, dass sich die Pro-
duktionssysteme von vertikal strukturierten Ketten zu ver-
netzten Systemen von Lieferanten und Kunden verän-
dern. Diese Netzwerkstrukturen erfordern eine Planung
und Koordination der Bestell- und Lieferprozesse über al-
le Stufen der Wertschöpfung, die durch das Supply Chain
Management (SCM) wahrgenommen wird. Unter SCM
versteht man die integrierte Planung, Steuerung und Kont-
rolle aller in einem Wertschöpfungsverbund befindlichen
internen und externen logistischen Prozesse (Krüger und
Steven 2000, 501).

SCM-Lösungen sind nicht gänzlich neu. Neu im Zusam-
menhang mit gegenwärtig diskutierten und geplanten E-
Business-Lösungen ist die informatorische Vernetzung
möglichst aller relevanten Lieferantenvorstufen. Diese Vi-
sion ist erst durch die Internettechnologie möglich ge-
worden. Schon in den achtziger Jahren hatte man be-
gonnen, mit Hilfe von EDI-Verbindungen Kunden und Lie-
feranten miteinander zu verknüpfen, um z.B. mit Hilfe des
EDIFACT-Standards einen vollautomatisierten Datenaus-
tausch zwischen ERP-Systemen unterschiedlicher Un-
ternehmen zu realisieren. In einigen Branchen wurde EDI
schnell ein alltägliches Instrument. Vorreiter war die Auto-
mobilindustrie, in der bis heute Automobilhersteller und
Zulieferunternehmen z.B. Lieferabrufe über EDI durch-
führen. Da der EDIFACT-Standard nicht mit dem Internet
kompatibel ist, wurde Ende der neunziger Jahre vermu-
tet, dass er durch das Internetprotokoll abgelöst wird. Auf-

4 Emiliani und Stec (2001) haben mehrere Untersuchungen durchgeführt,
die auch auf die Probleme dieses Auktionstyps hinweisen.
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grund der hohen Investitionen werden die Unternehmen
aber auf absehbare Zeit an EDI mit einer Erweiterung zu
Web-EDI festhalten. Hinzu kommt, dass EDI auch über
geschlossene Netzwerke (Value Added Networks5) läuft,
die zwar teuer sind, weil sie eigens errichtet werden müs-
sen, aber auch die Sicherheit der Datenübertragung ge-
währleisten. 

Produktentwicklung 

Zahlreiche Softwareanbieter bieten mittlerweile Program-
me an, die auf der Grundlage des Internetprotokolls die Zu-
sammenarbeit unterschiedlicher Entwicklungstools ermög-
lichen (Collaborative Product Development). Dadurch soll
der Datenaustausch beschleunigt sowie die Projektdoku-
mentation und das Projektmanagement verbessert werden.
Eine fortgeschrittene Anwendung ist die elektronische Si-
mulation. Dabei stellen Kunden ihren Entwicklungspartnern
virtuelle Produktdesigns und -schnittstellen zur Verfügung,
mit denen sie diese Module und Systemkomponenten ent-
wickeln können. Die Unternehmen erwarten sich durch die-
se Instrumente eine Verkürzung der Innovationszeiten
(Time-To-Market), eine Reduzierung der Entwicklungskos-
ten, eine Verbesserung der Produktqualität sowie eine Er-
höhung der Innovationsrate.

Vertrieb 

Die Anwendungsformen von E-Business-Instrumenten im
Vertrieb sind sehr vielfältig. Sie können unter dem Begriff
Kundenbeziehungsmanagement (Customer Relationship
Management, CRM) zusammengefasst werden. Das CRM
befasst sich mit der Planung, Realisierung und Kontrolle be-
trieblicher Vertriebsprozesse. Diese weite Definition des CRM
wird in Literatur und Praxis häufig eingeschränkt, indem
die operativen Verkaufsprozesse (Bestellung, Bestellab-
wicklung) ausgeklammert und nur solche Funktionen
berücksichtigt werden, die sich speziell mit der Pflege der
langfristigen Kundenbeziehungen befassen (Eggert 2001).
Aber auch in dieser engeren Sichtweise existieren keine
stringenten Definitionen und Abgrenzungen, so dass die
Bestimmung des Begriffsumfangs willkürlich bleibt und stark
von den Erkenntnis- oder Geschäftsinteressen von Auto-
ren, Softwareanbietern und Beratungsfirmen abhängt. Hin-
zu kommt, dass CRM letztlich keine spezifische Unterneh-
mensfunktion oder E-Business-Anwendung ist, sondern
in erster Linie Ausdruck eine Unternehmenskultur und -stra-
tegie, die nicht bestimmte Funktionen und Transaktionen
in den Mittelpunkt stellt, sondern eine durchgängige effi-
ziente Kundenorientierung in das Zentrum aller betrieblichen
Prozesse rückt. 

Vertriebsprozesse und -funktionen lassen sich unterteilen in

– Marketing,
– Verkauf und
– Service.

Im Marketing steht insbesondere die Kommunikation mit
dem Markt bzw. mit den Kunden im Vordergrund. Dabei
geht es darum, bei neuen Kunden Präferenzen für die ei-
genen Produkte zu schaffen und eine möglichst hohe Bin-
dung vorhandener Kunden an das Unternehmen zu er-
reichen. Im Verkauf steht die Bestellabwicklung im Vor-
dergrund, die in der Regel durch ERP-Systeme unter-
stützt wird. Darüber hinaus beginnt sich auf Initiative von
Kunden die Durchführung von Auktionen zur Preisbestim-
mung durchzusetzen. Weniger ausgeprägt ist die Unter-
stützung des Vertriebspersonals bei der Auftragsakqui-
sition mit Hilfe von Vertriebsinformationssystemen (Ope-
rative CRM-Tools). Zwar sind meistens die Produktdaten
verfügbar, doch fehlen nicht selten Informationen über das
Kaufverhalten der Kunden. Der Service umfasst den so
genannten After-Sales-Bereich, mit den Segmenten Er-
satzteilversorgung, Reparatur, Wartung und Kundenre-
klamationen. 

Alle diese Prozesse können im Rahmen des E-Business
durch informationstechnische Anwendungen unterstützt
werden. Hierfür müssen im Unternehmen spezifische or-
ganisatorische und technische Voraussetzungen erfüllt
sein, damit ein elektronisch gestütztes CRM effektiv arbei-
tet. Um ein umfassendes Kundenbeziehungsmanagement
aufzubauen, ist der Wechsel von einer produkt- und ab-
teilungsbezogenen zu einer kundenprozessorienten Or-
ganisation erforderlich. Das bedeutet, dass die internen
Informationsstrukturen und -ströme sich an den Kunden-
bedürfnissen bzw. der Kundenperspektive orientieren. Die
zweite Voraussetzung ist technischer Natur. Um das Wis-
sen über Eigenschaften, Wünsche, Käufe und Reklama-
tionen des Kunden, das an unterschiedlichen Stellen des
Unternehmen vorhanden ist, zusammenzuführen und da-
mit jederzeit und an jedem Ort nutzbar zu machen, müs-
sen die verschiedenen Kundenschnittstellen des Unter-
nehmens integriert werden. Der Kunde kann mit dem Un-
ternehmen an unterschiedlichen Standorten und über ver-
schiedene Kanäle kommunizieren: persönlich mit dem Ver-
käufer, über Call-, E-Mail- oder Faxzentren sowie über In-
ternet. Gegenwärtig sind Standorte und Kommunikations-
kanäle in den Unternehmen häufig noch nicht technisch
integriert, um eine einheitliche, kundenspezifische Daten-
bank zu erhalten. Der Grund liegt darin, dass die erfor-
derliche organisatorische Integration noch nicht vollzogen
ist und die technischen Systeme so heterogen sind, dass
Schnittstellen geschaffen werden oder verschiedene he-
terogene Systeme zugunsten eines einheitlichen Systems
ersetzt werden müssen.5 Zum Beispiel ENX in der Automobilindustrie.
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Komplementäre Innovationen

Die Implementierung einer neuen Techno-
logie, die zu einer Steigerung der Produk-
tivität, zu mehr Transparenz und zu einer hö-
heren Kundenorientierung führen soll, ist in
der Regel ohne flankierende Veränderungen
und Neuerungen nicht realisierbar. Der pu-
re Einsatz neuer Hard- und Software und
deren Verbindung mit dem Internet ist für
die Erreichung dieser Ziele nicht hinreichend.
Eine umfassende Planung, geeignete orga-
nisatorische Strukturen, die Standardisie-
rung von Daten, Schnittstellen und Prozes-
sen sowie die Schulung von Mitarbeitern
sind Beispiele für solche ergänzenden Maß-
nahmen, die in der Literatur als komplemen-
täre Innovationen bezeichnet werden. 

Nachfolgend betrachten wir die Ergebnisse der Befragun-
gen hinsichtlich der Nutzung von B2B-Anwendungen in den
Geschäftsprozessen, der Verbreitung komplementärer In-
novationen und der Wirkungen des Einsatzes in der Auto-
mobilindustrie und dem Handel.

B2B in der Automobilwirtschaft

Datengrundlagen

Die Messung der E-Business-Aktivitäten in der Automobil-
wirtschaft wurde in den vier Ländern Deutschland, Frank-
reich, Finnland und Japan durchgeführt. Wie sich bei der
Konzeption des Fragebogens zeigte, konnten aussagekräf-
tige Daten zu allen Indikatormodulen nur mit Hilfe eines re-
lativ umfangreichen Fragebogens erfasst werden. Um die
Akzeptanz für die Beantwortung der schriftlichen Fragebö-
gen zu erhöhen, wurde das Fragenprogramm für die deut-
sche und französische Automobilwirtschaft in zwei Erhe-
bungsrunden aufgeteilt. Den Fragebogen für die zweite Er-
hebungsrunde erhielten nur diejenigen Firmen, die sich an
der ersten Runde beteiligt haben. In Japan wurde auf eine
Aufteilung verzichtet und das gesamte Frageprogramm in
einer Erhebungsrunde platziert. In Finnland wurde nur das
Frageprogramm des deutschen Fragebogens der ersten Er-
hebungsrunde verwendet. Die zweite Erhebungsrunde mit
weiteren Fragen konnte nicht durchgeführt werden. Tabel-
le 1 zeigt die Samplegrößen und die Antwortquoten. 

Schon in den mündlichen Pretests wurde deutlich, dass
die Firmen an der Fragestellung insgesamt sehr interessiert
waren, dass aber die interne Datenerhebung mit einem er-
heblichen personellen Aufwand verbunden war. Einige Fra-
gestellungen wurden von den Firmen auch als so vertrau-
lich betrachtet, dass sie eine Beantwortung verweigerten.

Vor diesem Hintergrund müssen die erreichten Rücklauf-
quoten insgesamt als gut angesehen werden, zumal die
Samplegrößen nahezu die jeweilige Grundgesamtheit in den
einzelnen Ländern abbildeten und somit repräsentativ für die
Gesamtbranche waren.

Unter B2B-E-Business werden in diesem Projekt die Ver-
knüpfung und Integration von Geschäftsprozessen mittels
elektronischer Kommunikation und Transaktion verstanden.
Zu diesen geschäftlichen Tätigkeiten gehören Aktivitäten so-
wohl zwischen Unternehmen als auch innerhalb eines Un-
ternehmens. Bei der Auswahl des Samples in der Automo-
bilwirtschaft wurde deshalb versucht, nicht nur die Auto-
mobilhersteller zu erfassen, sondern auch die Zulieferer so-
wie die Distributoren. Dies gelang in Deutschland und Frank-
reich. In Japan und Finnland konnte die Handelsstufe nicht
berücksichtigt werden. Insgesamt ist die Firmenstruktur in
den einzelnen Ländern hinsichtlich Unternehmensgröße und
Wertschöpfungsstufe nicht einheitlich. Die Länderergeb-
nisse sind deshalb in der vergleichenden Analyse mit die-
sem Vorbehalt zu interpretieren. 

Differenzierte Nutzung im Einkauf

Der Ländervergleich zeigt, dass die Anwendung von E-Busi-
ness-Lösungen im Beschaffungswesen in Frankreich am
weitesten verbreitet ist (vgl. Tab. 2).

Von den französischen Unternehmen verfügen 71% über
Online-Katalogsysteme, und 42% nutzen Online-Auktio-
nen und die elektronische Distribution von Angebotsanfra-
gen. Die Automatisierung von Bezahlvorgängen gehört hin-
gegen noch nicht zum IT-Inventar der Firmen. In Deutsch-
land ist insbesondere die Integration der Bezahlvorgänge in
B2B-Lösungen des Einkaufs verbreitet. Höhere Nennungen
gegenüber finnischen und japanischen Firmen gibt es auch
bei Online-Anfragen und der Nutzung von Online-Katalogen.
In Japan ist die Anwendung von Online-Auktionen relativ
weit verbreitet.

Tab. 1

Samplegröße und Rücklaufquote in der Automobilwirtschaft

 Deutschland Frankreich Japan Finnland

Aussendung  

1. Runde 1 194 873 602 41 
Beantwortete

Fragebogen 224 45 39 11 

Rücklaufquote
1. Runde (in %) 19,0 5,0 6,5 27,0 

Aussendung  
2. Runde 224 45 – – 
Beantwortete

Fragebogen 76 10 – – 

Rücklaufquote
2. Runde (in %) 24,0 22,0 – – 

Quelle: B2B Metrics.
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Für die elektronische Beschaffung von Gütern und Dienst-
leistungen nutzten die befragten Unternehmen6 in erster Li-
nie die Vertriebsmarktplätze ihrer Zulieferer und Händler. Am
häufigsten (33%) geschieht dies beim Einkauf von indirek-
ten Gütern, d.h. von Gütern, die nicht direkt in das herzu-
stellende Endprodukt eingehen (vgl. Tab. 3). Hierzu gehören
bsp. Büroartikel, Drogerieartikel, Hilfs- oder Betriebsstoffe.
Insgesamt werden über Marktplätze vor allem indirekte Gü-
ter bezogen. Vor- und Zwischenprodukte, die in das End-
produkt eingehen, werden von einem Viertel der Unterneh-
men über Zulieferportale eingekauft. Auch Investitionsgüter
wie Maschinen oder IT-Geräte werden primär über Lieferan-
tenmarktplätze beschafft. Der Einkauf von Dienstleistungen
erfolgt hingegen relativ häufiger über eigene Firmenportale.
Dies dürfte vor allem damit zusammenhängen, dass Dienst-
leistungen wie z.B. Geschäftsreisen vor allem von größeren
Unternehmen elektronisch eingekauft werden, die dafür ei-
gene Plattformen für ihre Mitarbeiter geschaffen haben. 

Zunehmende Arbeitsteilung begünstigt B2B in 
Produktion und Logistik

Die Automobilwirtschaft ist geprägt von einem intensiven
Wettbewerb. Auf der Produktseite äußert
sich dies in einer zunehmenden Produkt-
differenzierung und einer Verkürzung der In-
novationszyklen. Auf der Ebene der Leis-
tungserstellung kommt es zu einer umfas-
senden Umgestaltung der Wertschöpfungs-
kette. Die Automobilhersteller gliedern im-
mer weitere Teile ihrer Produktion auf Zu-
lieferer aus. Dabei wird nicht nur die Her-

stellung von Fahrzeugteilen und -systemen,
sondern auch die vorlaufende Forschung
und Entwicklung bis hin zu Herstellung kom-
pletter Fahrzeugserien auf Lieferanten ver-
lagert. Neben diesen vertikalen Restruk-
turierungen wird auch die horizontale Ko-
operation mit anderen Fahrzeugproduzen-
ten, z.B. bei der gemeinsamen Entwicklung
und Produktion von Fahrzeugen und Fahr-
zeugkomponenten, intensiviert. Auf der Ver-
triebsseite sollen durch die Verschlankung
der Händlernetze die Produktivität der Dis-
tributoren erhöht werden. Ziel dieser Maß-
nahmen ist eine Erhöhung der Produktivi-
tät auf jeder Wertschöpfungsstufe und da-
mit die relative Senkung der gesamten Pro-
duktstückkosten.

Aufgrund des hohen Investitions- und Implementierungs-
aufwandes wercen EDI-Systeme in der Regel nur in der
Großserien- und Massenproduktion zwischen Herstellern,
Zulieferern, Logistik und Handel eingesetzt. In der Auto-
mobilindustrie ist dies bislang nur zwischen den Fahrzeug-
herstellern und wichtigen Direktlieferanten der Fall.

Insbesondere in Just-In-Time-Produktionsstrukturen, wie
sie in der Automobilherstellung üblich sind, laufen Abruf- und
Lieferdaten nur noch vollautomatisiert als EDI-Transaktio-
nen. Allerdings nur zwischen Partnern mit einem hohen
Transaktionsvolumen; das sind in der Regel die Automobil-
hersteller und die sie direkt beliefernden Unternehmen. Die
Hersteller sind daran interessiert, dass möglichst alle Vor-
lieferanten, auch diejenigen, die die Direktlieferanten belie-
fern und über keine EDI-Anbindung verfügen, in ihre Pro-
duktionsplanungs- und Logistikprozesse informationstech-
nisch integriert sind. So genannte Web-EDI-Lösungen sol-
len die Verbindung von Internet und EDI herstellen und da-
durch die Vorteile beider Systeme nutzen, nämlich den leich-
ten Zugang des Nutzers via Internet sowie die standardisier-
ten Transaktionen von EDI. Aufgrund der Internettechnolo-
gie ist es nun möglich, auch kleine und mittlere Unterneh-

Tab. 2

Anwendung von E-Business-Lösungen im Beschaffungswesen 
in der Automobilwirtschaft
(Positive Antworten in % der befragten Unternehmen, Mehrfach-

nennungen möglich)

 Frank-

reich

Deutsch-

land

Finn-

land

Japan 

Online-Verteilung von 

Angebotsanfragen
(nicht mit manuellen E-Mails) 42 20 15 15 

Online-Auktionen für

Einkauf/Beschaffung 42 21 6 30 

Bestellung über Online-

Kataloge mit
integriertem Bestellformular 71 46 12 20 

Automatisierte elektronische 
Bezahlungsvorgänge   0 46 29   5 

Quelle: B2B-Metrics-Befragungen 2003.

Tab. 3

Nutzung elektronischer Marktplätze im Einkauf der deutschen  
Automobilwirtschaft  
(Positive Antworten in % der befragten Unternehmen, Mehrfach-

nennungen möglich)

Güterart 

Lieferanten-/

Händler-

Portal

Eigenes 
Internet-

Portal

Unabhängiger
Internet-

Marktplatz

Roh-/Zwischen-

produkte 25   6   7 

Indirekte Güter 33 12 10 

Dienstleistungen   4   6   3 

Investitionsgüter 11   4   6 

Quelle: B2B-Metrics-Befragungen 2003.

6 Im Folgenden werden nur die Ergebnisse der Befra-
gung in Deutschland dargestellt, da in den anderen
Ländern aufgrund niedriger Fallzahlen die Repräsen-
tativität der Ergebnisse nicht sichergestellt werden
konnte.



Forschungsergebnisse

i fo  Schne l ld ienst  21/2005 –  58.  Jahrgang

32

men mit geringerem Transaktionsvolumen in
umfassende Planungs- und Liefernetze ein-
zubinden. 

Der Grad der IT-Integration in der Produkti-
onsplanung und -steuerung zwischen den
verschiedenen Partnern der Wertschöp-
fungskette ist in den Ländern, in denen die
Befragungen durchgeführt wurden, relativ dif-
ferenziert. Die Unterschiede bestehen dabei
vermutlich weniger bei den Automobilprodu-
zenten, die weltweit ähnliche kommunikati-
onstechnische Strukturen haben dürften. Die
Abweichungen liegen eher in der unter-
schiedlichen informationstechnischen Ver-
knüpfung der Zulieferer, insbesondere wenn
es sich um kleine und mittlere Unternehmen
handelt. Diesbezüglich gibt es in den verschiedenen Län-
dern unterschiedliche Strategien, Strukturen, Organisations-
formen und Traditionen, die in die Befragungsergebnisse
eingeflossen sind. In der französischen Automobilindustrie
ist der Einsatz von unternehmensübergreifenden Planungs-
instrumenten relativ verbreitet (vgl. Tab. 4). In den anderen
Ländern liegt der Schwerpunkt mehr in der Ausführungs-
phase der Produktionssteuerung und Logistik. Besonders
hoch sind die Meldungen in Deutschland und Finnland, wäh-
rend die japanischen Unternehmen eher im Mittelfeld liegen.
Hierfür dürften vor allem andere Unternehmensstrukturen im
Zulieferbereich ursächlich sein. Näher zu untersuchen ist der

sehr niedrige Anwendungsstand im Bestands- und Trans-
portmanagement der französischen Industrie. 

CRM-Anwendungen vor allem im Marketing 

Betrachtet man den Diffusionsstand von CRM-Instrumen-
ten in den untersuchten Ländern, so zeigt sich, dass deren
Einsatz im Marketing am verbreitetsten ist. 88% der deut-
schen Unternehmen nutzen ihre Websites für Produktinfor-
mationen (vgl. Tab. 5). Ähnliche Anteile finden sich in Frank-
reich (73%) und Finnland (71%). Französische Unternehmen
nutzen das Internet auch besonders häufig, um Kundenin-
formationen zu recherchieren und für die Kundenakquisi-

Tab. 4

Anwendung von E-Business-Lösungen in Produktion und Logistik
in der Automobilwirtschaft
(Positive Antworten in % der befragten Unternehmen, Mehrfach-

nennungen möglich)

 Frank-

reich

Deutsch-

land

Finn-

land Japan 

Software basierte gemein-

schaftliche Simulation und 
Planung (SCM Planning) 29 17 18 10

Bestandsmanagement mit
Geschäftspartnern  
(einschließlich Bestellabrufe)   2 50 21 30 

Transportsteuerung mit
Geschäftspartnern   0 36 29 20 

Quelle: B2B-Metrics-Befragungen 2003.

Tab. 5

 Anwendung von E-Business-Lösungen im Vertrieb in der Automobilwirtschaft
(Positive Antworten in % der befragten Unternehmen, Mehrfachnennungen möglich)

Frankreich Deutschland Finnland Japan 

Wir informieren unsere Geschäftskunden im Internet über unsere
Produkte. 73 88 71 45 

Wir bieten einen Online-Katalog unserer Produkte mit integriertem

Online-Bestellsystem. 60 27 24 25 

Der Kunde kann das Produkt online konfigurieren . 2 15   3 15 

Es gibt einen Online-Katalog für Ersatzteile und Zubehör. 62 25 21 n.a.

Mängelrügen können elektronisch empfangen und bearbeitet
werden.

  2 44 50   0 

Der Service wird online organisiert.   0   9 18   5 

Tele-Service und Tele-Wartung werden angeboten.   0   7   0   5 

Die Rechnung wird automatisch erstellt. 47 55 44 10 

Die Rechnung wird elektronisch verschickt. 42 37 44 10 

Wir verwenden ein elektronisches Gutschriftverfahren.   4 36 9 n.a.

Wir sammeln Kundendaten mit Hilfe des Internet. 73 48 56 15 

Wir suchen Geschäftskunden über das Internet. 69 45 50 15 

Wir pflegen unseren Datensatz in Datenbanken unserer
Geschäftskunden. 69 34 15   5 

Wir nehmen an Online-Auktionen unserer Geschäftskunden teil. 42 41 12   5

Quelle: B2B-Metrics-Befragungen 2003.
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tion. Im Verkauf setzen ebenfalls Unterneh-
men in Frankreich am häufigsten Katalog-
systeme ein. Dies schließt auch automati-
sierte Rechnungs- und Zahlungsvorgänge
ein, die auch bei finnischen Unternehmen re-
lativ verbreitet sind. Die Teilnahme an Online-
Auktionen von Geschäftskunden spielt ins-
besondere in Deutschland und Frankreich
eine Rolle. E-Business-Instrumente im Ser-
vice kommen nur in Deutschland und Finn-
land in nennenswertem Umfang zum Einsatz.

In der japanischen Automobilindustrie ist die
Anwendung von E-Business-Lösungen im
Vertrieb generell niedriger als in Europa. Am
häufigsten werden noch Produktinformatio-
nen über das Internet angeboten (45%). Es
folgt der Verkauf über Online-Kataloge, der mit 25% ähn-
lich häufig genannt wird wie in Deutschland und Finnland.
Die Automatisierung von Rechnungs- und Bezahlvorgängen
spielt hingegen kaum eine Rolle. Ebenfalls wenig verbreitet
sind Online-Auktionen und internetbasierte Service-Instru-
mente.

Auf der Verkaufsseite ist die Nutzung elektronischer Markt-
plätze noch nicht so verbreitet wie im Einkauf. (vgl. Tab. 6).
Die Marktplatznutzung vor allem von der Art der Güter und
der Stellung des verkaufenden Unternehmens in der Wert-
schöpfungskette ab. Automobilzulieferer wickeln ihren Ver-
trieb teilweise über die Einkaufsplattformen der großen Fahr-
zeughersteller ab. In ähnlichem Umfang werden aber auch
eigene Verkaufsportale und unabhängige Marktplätze ein-
gesetzt. Ersatzteile und Zubehör werden hauptsächlich über
die eigene Internet-Website vertrieben. Unabhängige Markt-
plätze und Kundenportale werden hingegen relativ weniger
genutzt.

Outsourcing in FuE wird durch B2B unterstützt

In der Automobilindustrie werden weltweit Entwicklungsauf-
gaben immer stärker auf externe Lieferanten und Dienstleis-
ter verlagert. Dadurch entstehen Schnittstellen im Entwick-
lungsprozess, die zu Transaktionskosten führen. Wird bei-

spielsweise in einem größeren Projektteam entwickelt, muss
unter Umständen ein Entwickler verschiedene CAD-Pro-
gramme beherrschen, um Daten mit Kollegen austauschen
zu können. Bei Verwendung von Normteilen liefern zwar
die Hersteller die Produktdaten auf CD, doch müssen da-
durch ständig Update-Versionen bereitgestellt und genutzt
werden. Mit zunehmender Verbreitung der virtuellen Ent-
wicklung mittels Computersimulation wächst auch aufgrund
der steigenden internationalen Arbeitsteilung die Anwen-
dung von E-Business-Instrumenten.

Die softwarevernetzte Produktentwicklung ist nach Anga-
ben der befragten Firmen vor allem in Deutschland verbrei-
tet (vgl. Tab. 7). In Frankreich spielt die softwareintegrierte
Simulation eine große Rolle, ebenso die Anwendung vom
Projektmanagement-Tools. Finnische Firmen nutzen diese
Instrumente in geringerem Umfang. In Japan steht die Nut-
zung der elektronisch vernetzten Entwicklung branchenweit
erst am Anfang. Lediglich die großen Fahrzeughersteller sind
mit ausgewählten Subunternehmen in Entwicklungsprozes-
sen online verbunden. Ein wesentlicher Grund liegt in den
Keiretsu-Strukturen der japanischen Automobilindustrie,
durch die zentrale Zulieferer als Tochterfirmen oder Quasi-
Tochterunternehmen mit der großen Herstellern verbunden
sind. Entwicklungsbeziehungen jenseits der Keiretsugrup-
pen sind begrenzt und dürften das Befragungsergebnis be-
einflusst haben. 

B2B-Standards in Deutschland 
vergleichsweise wenig verbreitet

Tabelle 8 zeigt Beispiele für komplementä-
re Innovationen in deutschen und japani-
schen Unternehmen, die B2B-Anwendun-
gen realisiert haben. Im Vergleich der bei-
den Länder zeigt sich, dass in japanischen
Unternehmen die Planungsinfrastruktur
weiter entwickelt ist als in deutschen Fir-
men. Teilweise handelt es sich dabei nur

Tab. 6

Nutzung elektronischer Marktplätze im Verkauf der deutschen 
Automobilwirtschaft  
(Positive Antworten in % der befragten Unternehmen, Mehrfach-

nennungen möglich)

Güterart 
Kunden-

Portal
Eigenes 

Internet-Portal 
Unabhängiger

Internet-Marktplatz

Erzeugnisse und
Waren 11 13 10 

Ersatzteile und 
Zubehör   8 18 10 

Quelle: B2B-Metrics-Befragungen 2003.

Tab. 7

Anwendung von E-Business-Lösungen in der Entwicklung in der
Automobilwirtschaft
(Positive Antworten in % der befragten Unternehmen, Mehrfach-

nennungen möglich)

 Frank-
reich

Deutsch-
land

Finn-
land Japan 

Mit Entwicklungspartnern
vernetzte Produktentwicklung   2 31 12 0 

Mit Entwicklungspartnern

vernetzte Simulation 67 13 12 5 

Nutzung eines gemeinsamen 
Projektmanagement-Tools mit

unseren Partnern 69 18   6 5 

Quelle: B2B-Metrics-Befragungen 2003.
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um einen zeitlichen Vorlauf. So verfügen 43% der befrag-
ten Firmen bereits über einen E-Business-Plan. In Deutsch-
land ist dies zum Zeitpunkt der Befragung nur bei 9% der
Fall, hingegen planen aber fast die Hälfte der Firmen, ei-
nen solchen Plan aufzustellen. Auch werden in japanischen
Firmen E-Business-Anwendungen insofern umfassender
geplant, als die Planung oftmals in spezifischen Abteilun-
gen erfolgt (44%). In Deutschland erfolgt die Planung hin-
gegen insgesamt mit niedrigerer Häufigkeit und dann eher
in Projektgruppen. Projektgruppen sind nicht selten in ein-
zelnen Funktionsbereichen angesiedelt,
was die notwendige unternehmensweite
Koordination der B2B-Anwendungen, et-
wa auf dem Gebiet der Standardisierung,
beinträchtigen kann. Hingegen ist das Con-
trolling, d.h. die Überwachung von Kosten
und Zielerreichung, in deutschen Unterneh-
men ausgeprägter als in den befragten ja-
panischen Firmen. Die Standardisierung ist
bei Systemen, die die Interaktion zwischen
verschiedenen Kommunikationspartnern
zum Ziel haben, eine entscheidende Vor-
aussetzung für Effektivität. Auch hier schei-
nen japanische Unternehmen fortgeschrit-
tener zu sein. Möglicherweise führen auch
hier die intensiveren Unternehmensverflech-
tungen japanischer Firmenkonglomerate
mit dominanten Führungsunternehmen
(Keiretsus) zu einer leichteren Durchsetzung
von Standards.

Fortgeschrittene Anwender dominieren bei den 
antwortenden Firmen 

Das hier verwendete Messkonzept erlaubt es, die Unterneh-
men, die E-Business-Anwendungen realisiert haben, nach
der Art der Anwendungen zu typisieren. Dies ist deshalb von
Nutzen, weil in den Betrieben informationstechnische An-
wendungen unter Verwendung des Internetprotokolls in ei-
ner großen Vielfalt und mit unterschiedlicher Intensität ein-
gesetzt werden. Um den Diffusionsgrad und den Anwen-
dungsstand der B2B-Technologie zu messen, ist deshalb
eine Reduktion der vielfältigen E-Business-Formen auf be-
stimmte Anwendungstypen von Nutzen. Typisierungsmerk-
male sind die Art der realisierten Anwendungen und die Rea-
lisierung komplementärer Innovationen. Beispiele für kom-
plementäre Innovationen wurden weiter oben bereits ge-
nannt. Für die Typenbildung wurden der Umfang der Stan-
dardisierung, die interne und externe Integration von betrieb-
lichen Prozessen sowie der Austausch von Produktions- und
Nachfragedaten als Indikatoren verwendet. Aus den einzel-
nen Indikatoren lassen sich drei Typen bilden:

– singuläre Anwender, die einfache, noch wenig in-
tegrierte,Transaktionen durch E-Business unterstützen,

– fortgeschrittene Anwender: Sie haben kollaborative An-
wendungen realisiert, die aber infolge fehlender Standar-
disierungsidentität bei den beteiligten Partnern und feh-
lenden automatisierten Datenaustauschs nur teilautoma-
tisierte Lösungen darstellen. Und

– umfassende Anwender: Sie haben mit externen Geschäfts-
partnern ihre Daten und auch ihre Geschäftsprozesse so
standardisiert und koordiniert, dass ganze Geschäftspro-
zesskomplexe vollautomatisiert ablaufen können.

Ein gutes Viertel der befragten Unternehmen lassen sich
der ersten Gruppe zuordnen (vgl. Abb. 2). Knapp die Hälf-

Tab. 8

Verbreitung ausgewählter komplementärer
E-Business-Innovationen in der Automobilindustrie
in Deutschland und Japan 

(Positive Antworten in % der befragten Unternehmen,
Mehrfachnennungen möglich)

Art Deutschland Japan 

E-Business-Plan

Vorhanden   9 43 

In Vorbereitung 47 13 

Nein 38 41 

E-Business-Organisation

Projektgruppe 21 23 

Abteilung 15 44 

Controlling 33 10 

Anwendung von Standards

Produkte, Lieferanten 19 44 

Katalogdatenaustausch   9 28 

Datenübertragung 25 54

Prozessintegration   9 41

Quelle: B2B-Metrics-Befragungen 2003.

Singuläre 
Anwender

27%

Umfassende 
Anwender

25%

Fortgeschrittene 
Anwender

48%

E-Business-Anwendungstypen in der deutschen Automobilwirtschaft

Abb. 2

Quelle: B2B-Metrics-Befragung 2003.
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te der Firmen hat fortgeschrittene Lösungen implementiert
und ein Viertel kann zu den umfassenden Anwendern ge-
zählt werden.

Der Definition der Anwendungstypen liegt nicht ein line-
ares Phasenmodell in dem Sinne zugrunde, dass im Zeit-
ablauf alle Unternehmen einmal den Stand eines um-
fassenden Anwenders erreichen. Die Implementierung
fortgeschrittener und umfassender Anwendungen hängt
nicht nur von der Investitions- und Innovationsbereitschaft
der Unternehmen ab, sondern auch von den Bedingun-
gen der Absatzmärkte und den Spezifika der Produk-
tionsprozesse, mit denen die Unternehmen zu tun haben.
Diese situativen Eigenschaften bestimmen maßgeblich
die Wirtschaftlichkeit von B2B-Anwendungen, so dass
zur Bestimmung des Diffusionsgrades noch weitere In-
formationen über das Anwendungspotential berücksich-
tigt werden müssten. Aussagekräftiger als die Daten ei-
nes einzelnen Landes ist deshalb der Vergleich der Da-
ten einer Branche von verschiedenen Ländern. Dieser
Sachverhalt unterstreicht die Notwendigkeit einer stan-
dardisierten Datenerhebung, z.B. auf europäischer Ebe-
ne, will man Analysen zur Diffusion der B2B-Technologien
durchführen. 

Zunehmende B2B-Nutzung in der Automobilwirtschaft

Der Daten- und Informationsaustausch auf der Grundla-
ge standardisierter Übertragungsprotokolle lässt sich in
allen betrieblichen Funktionsbereichen einsetzen. Dies
zeigt die Befragung in Unternehmen der Automobil-
wirtschaft. In Beschaffung und Vertrieb hat in den letzten
Jahren vor allem das Internet als Übertragungsmedium
Fuß gefasst. In der Produktion dominiert nach wie vor der
EDI-Standard, aber auch hier kommt die Internettech-
nologie zunehmend zum Einsatz, insbesondere um klei-
nere Unternehmen an überbetriebliche, kooperative Pro-
duktionsplanungssysteme anzubinden. Noch nicht so ver-
breitet sind überbetriebliche Kommunikationsstrukturen
in der industriellen Forschung und Entwick-
lung. Mit dem zunehmenden Outsourcing
von FuE-Aufgaben wird auch hier die An-
wendung kooperativer Lösungen zuneh-
men. Im internationalen Vergleich haben
deutsche Unternehmen teilweise eine füh-
rende Position bei der Anwendung von
B2B-Technologien. Unterschiede im Dif-
fusionsstand sind auch auf institutionelle
und strukturelle Eigenarten in einzelnen
Ländern zurückzuführen. Auf Unterneh-
mensebene hängt das Anwendungspo-
tential nicht nur vom Technologieangebot
ab, sondern auch von situativen Faktoren
wie Marktstrukturen oder der Wertschöp-
fungskette. 

B2B im Handel

Erläuterungen zur Handelsstichprobe

Befragungen zum Handel wurden in Deutschland, Finnland
und Japan durchgeführt. Unterschiede in den Rahmenbe-
dingungen und der Zusammensetzung der Stichproben er-
schweren einen direkten Vergleich der Zahlen. Die europäi-
schen Märkte sind von starkem Preiswettbewerb, hoher
Innovationsrate, ausgeprägtem Strukturwandel zwischen
Handelsformen, einer hohen Zahl von Wettbewerbern und
schnellen Anpassungsreaktionen im Wettbewerb gekenn-
zeichnet. In Japan ist der Wettbewerb im Vergleich dazu we-
niger ausgeprägt. Während die deutsche Stichprobe von
121 Firmen überwiegend Großhändler in Form von Koope-
rationszentralen7 und einige, multinational tätige Handels-
unternehmen berücksichtigt, konzentriert sich die japani-
sche Auswahl von 20 Unternehmen auf börsennotierte Ak-
tiengesellschaften; die finnische Auswahl (19 Firmen) um-
fasst eine repräsentative Auswahl von Großhändlern und
größeren Einzelhandelsunternehmen.

Gemessen am Umsatz ist B2B-Beschaffung im Handel
noch gering

Nach einer Veröffentlichung des Statistischen Bundesam-
tes vom September 2004 (vgl. IKT in Deutschland 2004)
haben zwar 23% der deutschen Handelsvermittler und
Großhändler im Jahr 2002 über das Internet eingekauft,
diese Einkäufe machten aber weniger als 0,5% aller Aus-
gaben für Beschaffung aus. Unsere Zahlen für Deutsch-
land aus dem Jahr 2003 berücksichtigen nicht standar-
disierte Bestellungen nicht, weswegen unsere Zahl (für
standardisierte Beschaffung aus Katalogen) mit 18% nied-
riger liegt (vgl. Tab. 9), vom Ausgabenanteil liegen die Ein-
käufe unserer deutschen Stichprobe im Durchschnitt je-

Tab. 9

Nutzung einzelner B2B Anwendungen im Einkauf
Positive Antworten in %

Einkauf/Beschaffung Deutschland Finnland Japan 

Online-Verteilung von 
Angebotsanfragen

(nicht mit manuellen E-Mails)   7,5 21,1 15,0 

Online-Auktionen für

Einkauf/Beschaffung   5,8 5,3 30,0 

Bestellung über Online-

Kataloge mit integriertem
Bestellformular 18,3 15,8 20,0 

Automatisierte elektronische 
Bezahlungsvorgänge 41,7 36,8   5,0 

Quelle: B2B-Metrics-Befragungen 2003.

7 Kooperationszentralen wurden ausgewählt, um die Hypothese vom Vorteil
selbstorganisierter Netzwerke gegenüber hierarchischen Netzen zu prüfen.
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doch bei knapp 12% (vgl. Tab. 10), was auf eine Verzer-
rung unseres Rücklaufs zugunsten internetaktiver Firmen
schließen lässt.

Ein Vergleich der deutschen und finnischen Nutzung von
B2B-Anwendungen im Einkauf zeigt weitgehende Überein-
stimmungen bei der Verwendung von Auktionen im Einkauf
(sie hatten mit 5% bis 6% nur ein relativ geringes Gewicht),
der Nutzung standardisierter Bestellungen (um ein Sechs-
tel der Unternehmen) und des automatisierten Zahlungsver-
kehrs (um 40%; vgl. Tab. 9). Deutliche Unterschiede erge-
ben sich bei der Nutzung der elektronischen Ausschreibung:
Sie wird von fast dreimal so vielen finnischen Unternehmen
genutzt. Die stärksten Abweichungen im Vergleich mit ja-
panischen Unternehmen ergeben sich bei Auktionen und
automatisierten Bezahlungsvorgängen. Laut Nomura kann
aus der höheren Nutzung von Auktionen aber nicht auf ei-
ne höhere Nutzungsintensität von B2B-Anwendungen im
gesamten japanischen Handel geschlossen werden; sie wird
niedriger eingeschätzt als in Europa. Dies hat systemische
Ursachen: Es besteht ein Festpreissystem von Seiten der
Produzenten, das dem Groß- und Einzelhan-
del Rabatte einräumt. Dies hat zur Folge,
dass tendenziell zu große Lagerbestände in
der Wertschöpfungskette gehalten werden,
der Anteil von Preisabschlägen erheblich ist
und nur geringes Interesse an einer Steige-
rung der logistischen Effizienz besteht. Zu-
dem sind Zahlungssysteme in deutlich ge-
ringerem Umfang im Einsatz, weil das kom-
plizierte Rabattsystem manuelle Bestätigung
erfordert. Die relativ hohen japanischen Wer-
te lassen ebenfalls eine Verzerrung zuguns-
ten von B2B-Anwendern vermuten.

Eine detailliertere Auswertung nach be-
schafften Gütergruppen war leider nur für
Deutschland möglich. Hier zeigt sich, dass
überwiegend Handelsware und indirekte
Güter über das Internet beschafft wurden
– im Durchschnitt aller Unternehmen 10%,
in einigen Fällen 90% – während Dienst-
leistungen und Investitionsgüter durch-
schnittlich wenig beschafft wurden (vgl.
Tab. 10). Die Ergebnisse der ersten (w1)
und zweiten Befragung erscheinen hier-
bei kompatibel.

Vor allem für indirekte Güter benutzten mehr
als die Hälfte der Unternehmen Marktplät-
ze. Knapp ein Drittel gab die Nutzung bei
Handelsware und Investitionsgütern an.
Dienstleistungen wurden nur wenig über
Marktplätze bezogen.

Nur Ansätze zu Supply Chain Management
und kooperativer Entwicklung erkennbar

Eine ähnlich geringe Rolle spielten in Deutschland und Ja-
pan kooperative Warenwirtschafts- und Logistiksysteme,
wenn auch die Werte in unserer Stichprobeklar messbare
Verbreitung anzeigen. Insbesondere Software basierte, ge-
meinschaftliche Simulation und Planung weist geringe Ver-
breitung auf. Die finnischen Werte deuten hier und bei der
Transportsteuerung mit Geschäftspartnern deutlich höhere
Verbreitung an (vgl. Tab. 11).

Das Ergebnis deutet an, dass vernetzte Systeme zwischen
Zulieferern und Handelsunternehmen, die einen erheblichen
Standardisierungs- und Abstimmungsaufwand sowie ei-
nen intensiven Datenaustausch erfordern, erst am Anfang
ihrer Entwicklung stehen. 

Dies bestätigt auch die geringe Verbreitung der kooperati-
ven Produktentwicklung im Handel aller ausgewählten Län-
der. Die Mehrheit des Handels scheint die erheblichen Auf-
wendungen für den Aufbau zu scheuen und sich auf Ent-

Tab. 10

E-Beschaffung nach Gütergruppen
(Angaben nur für Deutschland in %)

Welcher Anteil von Gütern wird online beschafft 

 Niedrigste
Antwort 

Durch-
schnitt

Höchste 
Antwort 

Zahl der
Antworten 

Beschaffung über

E-Kataloge (w 1) 1 11,7 50 19 

Vorprodukte,
Rohmaterial,

Handelsware 0 10 89 18 

Güter die nicht ins
Endprodukt eingehen

(indirekte Güter wie
z.B. Büro- oder
Reparaturmaterial) 0 10 90 15 

Dienstleistungen 0   3 20 13 

Investitionsgüter 0   4 40 23 

Quelle: B2B-Metrics-Befragungen 2003.

Tab. 11

Nutzung kooperativer E-Warenwirtschafts- und Logistiksysteme

 Deutschland Finnland Japan 

Software basierte, 
gemeinschaftliche Simulation
und Planung (CPFR)   5,0 10,5 10,0 

Bestandsmanagement mit
Geschäftspartnern (einschl.

Bestellabrufe) 18,3 21,1 30,0 

Transportsteuerung mit

Geschäftspartnern   9,2 36,8 20,0 

Quelle: B2B-Metrics-Befragungen 2003.
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wicklungsaktivitäten der Produzenten zu ver-
lassen (vgl. Tab. 12).

Im Vertrieb sind einfachere B2B-
Anwendungen am stärksten verbreitet

Zu den einfacheren Anwendungen rechnen
wir solche, die nicht auf eigene Standar-
disierung angewiesen sind, z.B. Produkt-
information im Internet, die Sammlung von
Kundendaten, die Suche von Kunden, Rech-
nungserstellung und -versand oder den
Empfang von Mängelrügen. In allen drei Län-
dern weist die Produktinformation im Inter-
net den höchsten Wert auf. Finnland steht
hier mit 79% an der Spitze, gefolgt von
Deutschland (58%) und Japan (45%). Auch
in den anderen Kategorien weist Finnland mit
Nutzungsanteilen zwischen 42 und 63% die
höchsten Werte auf. Die deutschen Anteile
liegen hier zwischen 14 und 31% (Japan:
5 bis 15%).

Anwendungen, die eigene Standardisie-
rung oder die Übernahme entwickelter
Standards benötigen, werden mit einer
Ausnahme – Online-Kataloge mit integrier-
tem Bestellsystem8 (Deutschland und Finn-
land um 37%, Japan 25%) – in geringe-
rem Umfang genutzt. In Finnland schwan-
ken die Nutzungsraten zwischen 0 und
32%, in Deutschland zwischen 2 und 14%,
in Japan zwischen 0 und 15%. Besonders
geringe Verbreitung weisen die Online-Kon-
figuration von Produkten und der Tele-Ser-
vice auf. Der geringe Anteil bei der Teilnah-
me an Online-Auktionen von Geschäfts-
kunden dürfte an der geringen Häufigkeit
dieser Auktionen liegen.

Eine detailliertere Auswertung der online ver-
kauften Produkte im Handel zeigt, dass es
überwiegend Endprodukte sind. Zubehör
oder Ersatzteile werden in wesentlich gerin-
gerem Umfang online verkauft. Dabei wur-
den Zubehör und Ersatzteile eher über
Marktplätze verkauft als Endprodukte.

Fortgeschrittene organisatorische 
Anpassung in der Stichprobe

Die antwortenden Handelsunternehmen hat-
ten mehrheitlich ausgearbeitete Pläne für
den Einsatz von E-Business mit Geschäftspartnern. Etwa
70% der deutschen und der japanischen Unternehmen hat-

Tab. 12

Nutzung kooperativer Produktentwicklung über Netze 

 Deutschland Finnland Japan 

Wir nutzen vernetzte Produkt-

entwicklung. 3,3 10,5    0 

Wir nutzen mit 
Entwicklungspartnern vernetzte

Simulation. 2,5 10,5 5,0 

Wir nutzen ein gemeinsames

Projektmanagement-Tool mit
unseren Partnern. 4,2 10,5 5,0 

Quelle: B2B-Metrics-Befragungen 2003.

Tab. 13

Diffusion organisatorischer Innovationen 
(Handel in % der antwortenden Firmen)

 Deutschland Japan 

Wir haben einen ausgearbeiteten E-Business
Plan

Ja 41 45 

für Teilbereiche 31 25 

Nein 18 30 

Wir haben eine B2B-E-Business... 

Projektgruppe 29 20 

Abteilung 15 50 

Beides   2 -

Wir führen eine Wirtschaftlichkeits- bzw.
Erfolgskontrolle für E-Business-Projekte durch 44 15 

Im Rahmen der B2B-Einführung haben

Mitarbeiter an Schulungen teilgenommen 33 20 

Wir nutzen einen Standard für … 

Produkt- / Lieferantenklassifizierung 29 15 

Katalogdatenaustausch 29 5 

Transaktionen (z.B. EDI, XML) 36 60 

Zusammenführung/Integration von 

Fachprozessen 11 40 

Sind Ihre externen Geschäftsprozesse
informationstechnisch (z.B. über EDI, Internet)

integriert? 

Lieferantenseitig weitgehend   5 35 

Lieferantenseitig zum Teil 78 50 

Geschäftskundenseitig weitgehend 18 0 

Geschäftskundenseitig zum Teil 43 50 

Sind diese Prozesse mit Ihrem Betriebsabrech-

nungs- und -planungssystem (z.B. ERP)
verknüpft?

Weitgehend 39   0

Zum Teil 22 10 

Quelle: B2B-Metrics-Befragungen 2003.

8 Vermutlich ein Erfolg der breiten Shop-Software Verfügbarkeit.
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ten sie im Jahr 2003 zumindest für Teilbereiche. Dies hat-
te in Deutschland bei 46%, in Japan bei 70% der Firmen
zur Gründung organisatorischer Einheiten geführt. Insge-
samt ließ sich jedoch vermuten, dass deutsche Unterneh-
men der Stichprobe in Bezug auf komplementäre Innova-
tionen weiter fortgeschritten waren: Sie hatten zu einem we-
sentlich höheren Prozentsatz eine Erfolgskontrolle einge-
führt, Mitarbeiter geschult, Standards für Produkt- und Lie-
ferantenklassifizierung sowie Katalogdatenaustausch ein-
geführt und die Prozesse mit dem Betriebsabrechnungs-
und Planungssystem verknüpft.

Wie bereits eingangs erwähnt, sind diese Ergebnisse nicht
repräsentativ. Eine große Zahl von Handelsunternehmen
steht bestenfalls am Anfang dieser Entwicklung oder hat kei-
ne Pläne zum Einstieg in E-Business.

Verringerung der Durchlaufzeiten als wichtigste Wirkung

Die meisten Meldungen über messbare Einsparungen ent-
fielen mit durchschnittlich 21% der antwortenden Firmen in
den drei Prozessen auf die Verringerung der Durchlaufzei-
ten. Durchschnittlich knapp 15% entfielen auf Personal-
kosteneinsparungen, durchschnittlich 10% auf Einsparun-
gen bei Lagerhaltung und Kapitalbindungskosten. Verein-
zelt wurden auch negative Effekte beim Einkauf und im Ver-
trieb festgestellt. Eine relativ große Zahl von Firmen – ihr
Anteil lag oft nur knapp unter dem der positiven Meldungen
– gab keine messbaren Wirkungen an. Der überwiegende
Teil der Firmen in der Stichprobe (70% und mehr) machte
keine Angaben zu Wirkungen. Dies lässt auf ein frühes Sta-
dium der Verbreitung von B2B-Anwendungen schließen.

Der Versuch, die Einsparungen in der Befragung auch zu
quantifizieren, scheiterte leider an der zu geringen Zahl

der Antworten. Auch dies ließ auf eine frühe Phase der Ein-
führung selbst bei aktiven Nutzern wie in der Stichprobe
schließen.

Entwicklungsperspektiven

Im Handel ist die Entwicklung zum elektronischen Geschäfts-
verkehr noch nicht so weit fortgeschritten wie in der Auto-
mobilindustrie. Zwischen der Großhandelsstufe und gro-
ßen Lieferanten ist elektronischer Geschäftsverkehr verbrei-
tet, Probleme treten eher mit der Einbindung einer unabhän-
gigen Einzelhandelsstufe auf. Hierzu können viele Fakto-
ren, angefangen von der Größe der Einzelhandelspartner
über die Größe des Produktspektrums und die Margen bis
hin zum Wettbewerb der Vertriebsformen, beigetragen ha-
ben. Es ist jedoch zu erwarten, dass mit wachsender Durch-
setzung der RFID-Technologie ein starker Impuls auf E-Busi-
ness Anwendungen ausgehen wird.
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Tab. 14

Wirkungen der B2B Anwendungen

Klar messbare 
Wirkungen bei
% der antworten-

den Firmen
Einkauf/

Beschaffung 

Warenwirt-
schaft, Logistik,

SCM Vertrieb, CRM

Wirkung D J D J D J

Personalkosten-
einsparung 17 25 10 10 10 15 

Lager-/Kapital-

kostensenkung 15 10 12 10 12 k.A.

Verringerte
Einkaufspreise 10 20 – – – – 

Reduktion der
Durchlaufzeit 32 20 20 20 20 15 

Verringerung der
Anzahl der
Lieferanten 5 k.A. – – – – 

Quelle: B2B-Metrics-Befragungen 2003.
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Branche mit dem größten 
industriellen Output

Mit einem Umsatz von 279,2 Mrd. €
(2004) bildet die Automobilindustrie die
mit Abstand größte deutsche Industrie-
gruppe.1 Ihr Anteil am Umsatz des ge-
samten Verarbeitenden Gewerbes liegt
bei 19,8%, d.h. nahezu ein Fünftel des ge-
samtindustriellen Umsatzes in Deutsch-
land beruht auf Erzeugnissen der Auto-
mobilindustrie. Der Abstand zur Num-
mer 2, dem Maschinenbau (Umsatzan-
teil 2004: 12,0%), ist beim Bruttoge-
schäftsvolumen bereits relativ groß. 

Die Branche ist im Zeitraum von 1995 bis
2004 überdurchschnittlich stark gewach-
sen (vgl. Abb. 1): Während das Verarbei-
tende Gewerbe in diesem Zeitraum nur auf
ein nominales Umsatzwachstum von ins-
gesamt 36% kam, machte der Anstieg in
der Automobilindustrie 108% aus. In rea-
ler Betrachtung2 lagen die entsprechenden
Veränderungsraten bei 23% (Verarbeiten-
des Gewerbe) bzw. 80% (Automobilindus-
trie). Dies entspricht im Durchschnitt des
Zeitraums von 1995 bis 2004 einem realen
jährlichen Umsatzwachstum von 4,2% (Au-
tomobilindustrie) bzw. 1,5% (Verarbeiten-
des Gewerbe). Die Automobilindustrie bil-
dete zwar bereits 1995 mit einem Anteil von
12,8% am Umsatz des Verarbeitenden Ge-
werbes die größte Industriegruppe, damals
war der Abstand zum Maschinenbau
(12,4%) allerdings noch gering. 

Wachstumsmotor Export

Den wesentlichen Stimulator für das star-
ke Umsatzwachstum der Branche bilde-
te die sehr expansive Auslandsnachfra-
ge (vgl. Abb. 2). So ist der Auslandsum-
satz der deutschen Automobilindustrie
von 1995 bis 2004 nominal auf das Zwei-
einhalbfache gestiegen (+ 155%), wäh-
rend das entsprechende Geschäftsvolu-

und gebremste Produktivitätsentwicklung

Reinhard Hild

Automobilindustrie: stark reduzierte Wertschöpfungsquote

Die größte deutsche Industriegruppe, die Automobilindustrie, durchlief in den letzten zehn Jah-

ren einen dynamischen Wachstumsprozess, ihr Anteil am Output des Verarbeitenden Gewerbes

nahm dementsprechend deutlich zu. Überlagert war diese Entwicklung von einer Reihe struktu-

reller Verschiebungen. Die wichtigsten Veränderungen sollen hier kurz skizziert werden. Im Ergeb-

nis brachten sie eine erhebliche Verringerung der Fertigungstiefe und eine relative Verschlechte-

rung der Beschäftigtenproduktivität im Vergleich zu der des Verarbeitenden Gewerbes insgesamt. 

1 Es folgen der Maschinenbau (170,0 Mrd. €), die
Chemische Industrie (142,1 Mrd. €) und das Er-
nährungsgewerbe (131,8 Mrd. €). Angaben nach:
Statistisches Bundesamt, Fachserie 4 (Produzie-
rendes Gewerbe), Reihe 4.1.1 (Beschäftigung und
Umsatz der Betriebe des Verarbeitenden Gewer-
bes), Jahresbericht 2004. Unter Industriegruppe
werden hier die Betriebe der Zweisteller im Ab-
schnitt D der amtlichen Klassifikation der Wirt-
schaftszweige (WZ 2003) verstanden. 

2 Gemessen am Index für das Umsatzvolumen. 
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men auf dem Inlandsmarkt nur um knapp zwei Drittel
(+ 65%) zugenommen hat. Die aus den Umsatzgrößen er-
mittelte Exportquote stieg dabei von 47,6% (1995) auf
58,3% (2004).

Die dynamische Phase dieses spektakulären Wachstums-
prozesses lag im Zeitraum von 1995 bis 2000: Innerhalb
von fünf Jahren wuchs der nominale Umsatz um fast zwei
Drittel (+ 64%), wobei sich der Auslandsumsatz verdop-
pelte (+ 101%) und das Inlandsgeschäft immerhin um fast
ein Drittel (+ 31%) zunahm. Die augenfällige Exportinten-
sivierung erreichte im Jahr 2001 mit einer Quote von 59,6%
ihren bisherigen Höchststand, danach schwächte sie sich
wieder etwas ab. Von 2000 bis 2004 entwickelte sich der
Umsatz der deutschen Automobilindustrie weit weniger
spektakulär, lag mit einem nominalen Plus von fast 27%
aber noch immer deutlich über dem gesamtindustriellen
Durchschnitt von 9%. 

Restrukturierung des 
Wertschöpfungsprozesses

Die tragende Rolle, die die Automobilindustrie in den letz-
ten zehn Jahren im Rahmen der Entwicklung des Verar-
beitenden Gewerbes in Deutschland spielte, ist bemerkens-
wert, durchlief diese Branche doch in den Jahren zuvor ei-
ne schwerwiegende Krise mit einem Produktionseinbruch
in 1993 um nicht weniger als 18% (Produktionsindex). Der
deutschen Automobilindustrie wurde verbreitet eine be-
grenzte internationale Wettbewerbskraft beigemessen, und
viele Propheten erkannten bereits die Krisenbranche des
damals bevorstehenden Jahrzehnts. Wegen unzureichen-
der Verbreitung neuer Managementmethoden (lean pro-
duction, lean management) und rationeller Organisations-
formen der Wertschöpfungsketten (»just in time«-Konzep-
te, Konzentration auf die Kernkompetenzen) sowie niedri-
ger Arbeitszeiten und hoher Arbeitskosten hielt man die
Konkurrenzfähigkeit des deutschen Kraftwagenbaus für pro-
blematisch, obwohl die technologische Kompetenz weni-
ger umstritten war. 

Die deutsche Automobilindustrie griff die neuen Führungs-
konzepte jedoch relativ schnell auf und trat noch in der ers-
ten Hälfte der neunziger Jahre in eine Phase der Restruktu-
rierung ihrer Produktionsprozesse und Wertschöpfungsket-
ten ein. Die wesentlichen Elemente des Anpassungsprozes-
ses, der insgesamt noch nicht als abgeschlossen gelten
kann, sind:

– Verringerung der Fertigungstiefe und Konzentration auf
die Kernkompetenzen bei den Fahrzeugproduzenten,

– extremer Druck auf die Vorleistungspreise,
– Kostensenkung durch Ausschöpfung der Rationalisie-

rungspotentiale auf allen Ebenen der Wertschöpfungs-
kette,

– Verringerung der Zahl der direkten Zulieferer und logisti-
schen Kontakte,

– Steigerung des Leistungsumfangs pro Zulieferer und hö-
here Integration der bezogenen Vorleistungen (Module),

– Verbesserung des Qualitätsmanagements (operative Ex-
zellenz) und Anpassung des Qualitätssicherungssystems,

– Optimierung der logistischen Ketten (just-in-time) sowie
– stärkere Einbindung der Systemlieferanten in die Produkt-

entwicklung (simultaneous engineering zur Verkürzung
der Entwicklungszeiten und Erhöhung der Flexibilität).

Der Restrukturierungsprozess der deutschen Automobilpro-
duktion bewirkte neben einem enormen Anpassungsdruck
an neue und hocheffiziente Strukturen in der gesamten Wert-
schöpfungskette auch eine Veränderung der Rollenvertei-
lung in den industriellen Netzwerken. Die Automobilzuliefe-
rer profitierten dabei von einer Ausweitung ihres Geschäfts-
volumens u.a. durch den Trend zur Verringerung der Ferti-
gungstiefe bei den Kraftwagenproduzenten. Dabei nahm
nicht nur der Wertschöpfungsanteil der Zulieferer zu, son-
dern auch deren Anteil an den Investitionen und vor allem
auch am FuE-Aufwand. Der Verlagerungsprozess mag sich
inzwischen abgeschwächt haben, in mittelfristiger Perspek-
tive dürfte er sich aber noch für einige Zeit fortsetzen. Stan-
den zu Beginn der strukturellen Anpassungen Kostensen-
kungen im Vordergrund, so gewinnen inzwischen die Inno-
vationsfähigkeit und die Flexibilität der industriellen Cluster
immer mehr an Bedeutung. 

Strategische Konzentration auf den High-End-
Bereich in den einzelnen Marktsegmenten

Die rasche Modernisierung des Fertigungsprozesses über
die verschiedenen Wertschöpfungsstufen hinweg bildete
den einen Erfolgsfaktor für die Entwicklung der deutschen
Automobilindustrie im letzen Jahrzehnt. Ein zweites Element
ist in der Modellpolitik zu sehen, wobei sich die deutsche
Industrie jeweils auf die hochwertigen Varianten in den ein-
zelnen Marktsegmenten konzentrierte. Diese Konzentration
auf die weniger preissensiblen High-End-Produkte innerhalb
der einzelnen Fahrzeugkategorien ermöglichte es den ein-
heimischen Herstellern, trotz eines hohen Kostenniveaus er-
hebliche Nachfrage auf sich zu lenken und ein wachsendes
Umsatzvolumen zu erzielen. 

Voraussetzung für ein hinreichendes Mengengeschäft bilde-
te dabei die Möglichkeit, diese High-End-Nischen infolge der
Globalisierung der Märkte weltweit immer stärker nutzen zu
können. Der Erfolg der deutschen Automobilindustrie in den
letzen zehn Jahren beruht also auf der gelungenen Speziali-
sierung auf die oberen Ränder in den einzelnen Marktseg-
menten und der weltweiten Erschließung dieser Partialmärk-
te. Hinzu kommt innerhalb dieser strategischen Ausrichtung
das gezielte Angebot einer großen Varianten- und Ausstat-
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tungsvielfalt, die dem speziellen Image der
deutschen High-End-Produkte zusätzlich för-
derlich war. Diese Ausrichtung auf die flexi-
ble Fertigung eines komplizierten und viel-
schichtigen Produkts, das im Wesentlichen in
Großserie hergestellt wird, erfordert in beson-
derer Weise die Beherrschung hochkomple-
xer Fertigungskonzepte und Logistikstruktu-
ren, wobei die Anwendung der jeweils mo-
dernsten IKT-Systeme die Basis bildet. 

Wachstumstreiber Stückwert-
entwicklung (Wertkomponente) 

Seinen Niederschlag findet diese Modellpoli-
tik in der unterschiedlichen Entwicklung der
Mengen- und der Wertvariablen der Branche
(vgl. Tab. 1). Während die Stückzahl der in Deutschland ge-
fertigten Kraftwagen von 1995 bis 2004 nach amtlichen An-
gaben3 insgesamt um 27% angestiegen ist, erhöhte sich der
Wert dieser Produktion um 78%. Das entspricht einer durch-
schnittlichen Stückwertsteigerung um 40,5%, bei Personen-
kraftwagen allein machte die Wertkomponente knapp 44%
aus. Hierin enthalten ist noch eine Preissteigerung um rund
9%. Bereinigt mit dem gewichteten Preisindex für den Inlands-
umsatz (Erzeugerpreis) und den Auslandsumsatz (Ausfuhr-
preis) für die Automobilindustrie ergibt sich für den realen
Stückwert der Kraftwagenproduktion insgesamt im Zeitraum
von 1995 bis 2004 ein Anstieg um 29%. Auch hier lag der
Schwerpunkt der Entwicklung in der Spanne von 1995 bis
2000 mit einem Plus von knapp 32% (nominal) bzw. 24% (real). 

Kfz-Teile- und -Zubehörindustrie mit 
überdurchschnittlichem Wachstum … 

Ein weiteres Strukturmerkmal der Entwicklung der Automo-
bilindustrie in den letzten zehn Jahren ist in der Verschie-

bung der Gewichte zwischen dem Kraftwagenbau, also den
Fahrzeugproduzenten (OEM), und der Kfz-Teile- und -Zu-
behörindustrie4 zu sehen. Offensichtlich wird dies allerdings
nur bei einer Betrachtung der realen Variablen (vgl. Abb. 3):
Während der reale Umsatz des Kraftwagenbaus – gemes-
sen am amtlichen Umsatzindex – von 1995 bis 2004 um
71% gewachsen ist, nahm der der Kfz-Teile- und -Zube-
hörindustrie um 109% zu (Automobilindustrie insgesamt:
80%).5 Bei den entsprechenden Produktionsindices betru-
gen die Zuwachsraten 105% (Teileindustrie), 52% (Kraftwa-
genbau) und 66% (gesamte Automobilindustrie).6 Gemes-
sen am Umsatz der Betriebe lag der Anteil der Kfz-Teile-
und -Zubehörindustrie an der gesamten Automobilindus-
trie 2004 bei 21,6%, erfasst man allerdings die zuordenba-
ren fachlichen Betriebsteile, so kommt der Fachzweig auf
einen Umsatzanteil von 28,7%.

Bei diesen Entwicklungstendenzen profitierten die Zuliefe-
rer zum einen von den Verlagerungen im Zuge der Reorga-
nisation der Wertschöpfungsketten (Outsourcing der OEM)
und zum anderen vom Trend zum immer hochwertiger und
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Tab. 1

Kraftwagenproduktion
a)
 in Deutschland 

Veränderungsraten

(in %)

1995 2000 2004 1995/00 2000/04 

Menge
b)

(in 1 000 St.) 4 890 5 812 6 206 18,9 6,8 

Wert
b)

(in Mrd. �) 77,3 120,8 137,6 56,3 13,9 

Stückwert
(in 1 000 �) 15,8 20,8 22,2 31,6 6,7 
a)
 Pkw (einschl. Wohnwagen) plus Nutzkraftwagen (Lkw, Straßen-

zugmaschinen, Omnibusse). –
b)

 Datenlücken im Quellenmaterial durch

eigene Schätzungen geschlossen.

Quelle: VDA, Tatsachen und Zahlen (Angaben nach amtlicher Statistik).
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3 Datenzusammenstellung in VDA, Tatsachen und Zah-
len (nach Angaben des Statistischen Bundesamtes).

4 Hersteller von Zulieferungen, die der Automobilindus-
trie zugeordnet sind (z.B. Motorenteile, Fahrwerkskom-
ponenten, Getriebe, Kupplungen, Antriebswellen, Küh-
ler, Auspuffanlagen, Klimaanlagen, Kraftstofftanks,
Stoßfänger, Karosseriezubehör, Sicherheitsgurte und
sonstiges Kfz-Zubehör). Nicht enthalten sind Vorleis-
tungserzeugnisse, die statistisch in anderen Sektoren
erfasst werden (Kfz-Elektrik- und -Elektronik, Armatu-
ren, Reifen usw.).

5 Wegen der unterschiedlichen Preisentwicklungen sind
diese strukturellen Verlagerungen in den nominalen Da-
ten (Umsatz nach Betrieben) wesentlich schwächer
ausgeprägt.

6 Der Entwicklungsunterschied von realem Umsatz und
Produktionsvolumen im Kraftwagenbau (und damit
auch in der gesamten Automobilindustrie) dürfte im
Wesentlichen auf die im Umsatz enthaltenen Fremd-
erzeugnisse (Handelsware) zurückzuführen sein. 
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reichhaltiger ausgestatteten Fahrzeug (z.B.
elektronische Sicherheits- und Komfortele-
mente, Klimaanlagen, Navigationssysteme).
Hinzu kommt allerdings auch in der Kfz-Tei-
leindustrie eine deutliche Exportintensivie-
rung: Lag der Anteil des Auslandsumsat-
zes am gesamten Geschäftsvolumen des
Teilebereichs 1995 bei 34,5%, so erhöhte
sich die entsprechende Exportquote bis
2004 auf 39%. Aus dieser Entwicklung wird
deutlich, dass die deutsche Kfz-Teile- und
Zubehörindustrie in erheblichem Umfang
vom Globalisierungsprozess profitieren
konnte. Dabei dürften allerdings auch die
umfangreichen Auslandsaktivitäten der deut-
schen Kraftwagenhersteller eine wesentli-
che Rolle gespielt haben. Trotz der gestie-
genen Exportquote bildet aber der Inlands-
markt nach wie vor den wichtigsten Absatz-
bereich der deutschen Kfz-Teile- und Zu-
behörindustrie. Insbesondere die Zulieferun-
gen an den einheimischen Kraftwagenbau
stellen die tragende Geschäftssäule der Tei-
leindustrie dar. Durch dessen sehr hohe Ex-
portquote – sie stieg von 52,5% im Jahr
1995 auf 64,5% vom Umsatz in 20047 – ergibt sich aller-
dings mittelbar ein erheblicher zusätzlicher Effekt von der
Weltmarktentwicklung auf das Geschäftsvolumen der deut-
schen Zulieferindustrie. 

Trotz dieser deutlichen Entwicklungsunterschiede in den
realen Daten ist der nominale Umsatz von Kraftwagen-
bau und Teileindustrie nahezu im Gleichklang gewach-
sen: Einer nominalen Umsatzsteigerung der Kraftwagen-
hersteller um 109% im Zeitraum von 1995 bis 2004 stand
eine Zunahme beim Umsatz der Kfz-Teile- und -Zubehör-
industrie um 118% gegenüber. Die Unterschiede zwischen
realen und nominalen Entwicklungstendenzen erklären
sich naturgemäß aus stark divergierenden Preisentwick-
lungen: So erhöhten sich die Erzeugerpreise von Produk-
ten des Kraftwagenbaus im genannten Zeitzraum um
13,3%, die im Bereich der Teile- und Zubehörhersteller
gingen dagegen leicht zurück (– 0,8%). Hierin schlägt sich
offensichtlich der starke Preisdruck im Zuge der Restruk-
turierung der automobilen Wertschöpfungsketten nie-
der. Trotz der ungewöhnlich hohen Entwicklungsdynamik
in den realen Variablen hat dadurch der Anteil der Teile-
und Zubehörhersteller am Gesamtumsatz der Automo-
bilindustrie – gemessen am nominalen Umsatz der zu-
geordneten Betriebe – von 1995 (20,6%) bis 2004 (21,6%)
nur wenig zugenommen (vgl. Tab. 2).

… und relativ hohem Beschäftigungsanteil

Das überdurchschnittliche Wachstum des realen Ge-
schäftsvolumens der Kfz-Teile- und -Zubehörindustrie fin-
det seinen Niederschlag in der Beschäftigungsentwicklung.
Während sich die Zahl der Beschäftigten im Verarbeiten-
den Gewerbe von 1995 bis 2004 um rund 10% verringert
hat, nahm sie in den Betrieben der Automobilindustrie um
gut 16% zu. Dabei erhöhte sich die Belegschaft im Kraft-
wagenbau um knapp 11% (auf 442 200 Personen), wäh-
rend sie in der Kfz-Teile und -Zubehörindustrie sogar um
31,4% gewachsen ist (auf 323 700 Mitarbeiter). Damit ist
das Gewicht des Teilebereichs im Rahmen der gesamten
Automobilindustrie bei den Beschäftigten mit 40,4% (2004)
wesentlich größer als beim Umsatz (21,6%). Es hat sich
zudem in den letzten zehn Jahren erheblich vergrößert
(1995: 35,7%). Damit bildet die Kfz-Teile- und -Zubehör-
industrie eine besonders dynamische Stütze des deutschen
Arbeitsmarktes. 

Weltmarktanteil am Kraftwagen-Mengengeschäft
(Stückzahl) leicht gesunken 

Die Globalisierung hat nicht nur die weltweiten Absatzchan-
cen der deutschen Automobilindustrie gefördert, sondern
andererseits auch durch Wettbewerbsintensivierung Ge-
schäftspotentiale begrenzt. Mengenmäßig hat sich dabei
der Anteil der in Deutschland hergestellten Kraftwagen an
der Weltproduktion von 1995 bis 2004 etwas verkleinert:
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Tab. 2

Umsatz und Beschäftigte in den Betrieben der Automobilindustrie

Veränderungsraten
(in %)

 1995 2000 2003 1995/00 2000/04 

Umsatz

Automobilindustrie

(in Mrd. �) 
darunter:
  Kraftwagenbau 

  Kfz-Teileindustrie
a)

134,2

101,1
27,7

220,5

169,3
44,8

279,2

211,0
60,3

64,3 

67.5 
61,5 

26,6 

24,6 
34,8 

Anteil
b)
 (in %)

  Kraftwagenbau 
  Kfz-Teileindustrie

75,4
20,6

76,8
20,3

75,6
21,6

– 
– 

– 
– 

Beschäftigte

Automobilindustrie

(in 1 000)
darunter:

  Kraftwagenbau 
  Kfz-Teileindustrie

a)

689,5

398,9
246,4

767,1

438,9
290.3

801,8

442,2
223,7

11,2 

10,0 
17,8 

4,5 

  0,8 
11,5 

Anteil
b)
 (in %)

  Kraftwagenbau 
  Kfz-Teileindustrie

57,9
35,7

57,2
37,9

55,1
40,4

–
–

–
–

a)
 Kraftfahrzeugteile- und -zubehörindustrie. – 

b)
 Anteil an der Automobil-

industrie insgesamt.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 4, Reihe 4.1.1.

7 Gemessen an der Zahl der Fahrzeuge (alle Kraftwagen) erhöhte sich die
Exportquote der Automobilproduktion von 56,6% (1995) auf 70,5% (2004).
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Während die Anzahl der weltweit gefertigten Kraftwagen in
diesem Zeitraum um knapp 30% auf 63,0 Mill. Fahrzeuge
gewachsen ist, nahm die Produktion in Deutschland nur
um gut 19% auf 5,57 Mill. Einheiten zu. Der Weltmarktan-
teil Deutschlands sank dabei – gemessen in Stück – von
9,5 auf 8,8% (vgl. Tab. 3). Hinter der starken Exportaus-
weitung der deutschen Automobilindustrie steckten also
keine globalen (mengenmäßigen) Marktanteilsgewinne,
sondern das Weltmarktwachstum und vor allem die bereits
angesprochenen Stückwertsteigerungen. 

Auf dem Inlandsmarkt kommt die internationale Wettbe-
werbsintensivierung durch einen Anstieg der Marktanteile
ausländischer Hersteller zum Ausdruck: So erhöhte sich der

Anteil ausländischer Marken an den Pkw-
Zulassungen in Deutschland von 32,1% im
Jahr 1995 auf 35,3% in 2004. 

Die rasant gewachsene Auslands-
produktion deutscher Hersteller …

Hinzu kommt eine unter Standortaspekten
besonders beachtenswerte Tendenz, näm-
lich die Produktion inländischer Kraftwagen-
produzenten im Ausland. Während die In-
landsproduktion von Kraftwagen im Zeit-
raum von 1995 bis 2004 nur um gut 19%
gewachsen ist, nahm die Kraftwagenferti-
gung deutscher Hersteller in ihren auslän-
dischen Kapazitäten – gemessen in Stück
– um nicht weniger als 93% zu. Mit 4,81 Mill.
Fahrzeugen entsprach 2004 die Auslands-
produktion von Kraftwagen mit deutschem
Markenzeichen bereits 86% der im Inland
gefertigten Stückzahl. 1995 waren es erst
53%. Ein überdurchschnittliches Gewicht
der Auslandsfertigung liegt dabei mit einer

Relation von 155% bei den Nutzkraftwagen vor, bei den
Personenkraftwagen entfallen auf 100 Inlandsprodukte
81 Auslandanfertigungen. Die größten ausländischen
Standorte sind bisher Spanien, Brasilien, China, Tsche-
chische Republik und Belgien. Die Dynamik dieser Entwick-
lungen wird auch daran erkennbar, dass der Weltmarkt-
anteil der Gesamtproduktion der deutschen Hersteller (In-
lands- und Auslandsfertigung zusammen in Stück) im Zeit-
raum von 1995 bis 2004 von 14,5 auf 16,5 gestiegen ist,
während der der Inlandsfertigung von 9,5 auf 8,8%
schrumpfte. Allein der Anteil der Auslandsfertigung der
deutschen Produzenten an der Weltproduktion stieg da-
gegen vom 5,0 (1995) auf 7,6% (2004). 
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Tab. 4 

Pkw-Zulassungen in Deutschland 

     Veränderungsraten (in %) 

 1995 1999 2000 2004 1995/00 2000/04 

Neuzulassungen insgesamt 

(in 1 000 St.) 3 314,1 3 802,2 3 378,3 3 266,8 1,9 – 3,3 

Inlandsproduktion 

(in 1 000 St.) 1 943,7 2 059,7 1 755,2 1 589,0 – 9,7 – 9,5 

Anteil
a)  

(in %)  58,6 54,2 52,0 48,6 – – 

Importe deutscher Hersteller
b)
 (Marken) 

(in 1 000 St.) 307,3 457,7 477,8 524,3 55,5 9,7 

Anteil
a)
 (in %) 9,3 12,0 14,1 16,0 – – 

Importe ausländischer Hersteller 
(in 1 000 St.) 1 063,1 1 284,7 1 145,4 1 153,5 7,7 0,7 

Anteil
a)
 (in %) 32,1 33,8 33,9 35,3 – – 

a)
 Anteil an den Neuzulassungen insgesamt. – 

b)
 Ohne ausländische Marken deutscher Hersteller. 

Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt, Zulassungsstatistik. 

Tab. 3

Weltweite Kraftwagenproduktion
a)

und Anteil  
der deutschen Hersteller

Veränderungsraten 

 (in %)

1995 2000 2004 1995/00 2000/04

Weltproduktion 

(in 1 000 St.) 49 354 58 008 63 047 17,5   8,7 

Produktion in

Deutschland 
(in 1 000 St.) 4 667 5 527 5 570 18,4   0,8 

Anteil
b)

(in %)    9,5    9,5    8,8 – – 

Auslandsproduk-

tion deutscher Her-
steller

c)
 (Marken)

(in 1 000 St.) 2 492 4 203 4 808 68,7 14,4 

Anteil
b)
 (in %)    5,0    7,2    7,6 – – 

Deutsche Marken 

insgesamt 
(in 1 000 St.) 7 159 9 729 10 378 35,9   6,7 

Anteil
b)
 (in %)   14,5   16,8   16,5 – – 

a)
 Pkw und Nutzkraftwagen. – 

b)
Anteil an der Weltproduktion. – 

c)
 Ohne

ausländische Marken deutscher Hersteller.

Quelle: VDA, International Auto Statistics.
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… trägt erheblich zum mengen-
mäßigen Marktanteilsverlust der 
Inlandsfabrikate in Deutschland bei 

Zu beachten ist bei dieser Entwicklung, dass
die Auslandsproduktion deutscher Kraftwa-
genhersteller nicht nur für die Belieferung
ausländischen Märkte bestimmt ist, sondern
zu einem erheblichen Teil auch auf dem deut-
schen Markt abgesetzt wird (vgl. Tab. 4). Die
deutschen Pkw-Zulassungen stiegen in der
zweiten Hälfte der neunziger Jahre ständig
bis auf das Spitzenniveau von 1999 (3,80
Mill. Einheiten) an. Nach dem drastischen
Einbruch im Jahr 2000 (– 11%) ging die Zahl
der neu in Verkehr gebrachten Personen-
kraftwagen weiter zurück und lag 2004 mit
3,27 Mill. Fahrzeugen sogar knapp unter
dem Stand von 1995 (– 1,4%). Die Zulassungen aus inlän-
discher Fertigung sanken dabei um 2,2%, die Zulassungen
ausländischer Hersteller nahmen dagegen um 0,9% zu, und
die Zulassungen deutscher Hersteller aus ihren ausländi-
schen Fertigungsanlagen stiegen sogar um 6,1%. Damit er-
höhte sich der Marktanteil der Importe deutscher Marken
von 9,3 (1995) auf 16,0% (2004) und der der ausländischen
Marken von 31,1 auf 35,3%. Der Anteil der im Inland gefer-
tigten Fahrzeuge sank dagegen um 10 Prozentpunkte von
58,6 auf 48,6%. Die Importintensivierung des deutschen
Pkw-Marktes ist also zu einem erheblichen Teil auf die Ein-
fuhr von Fahrzeugen deutscher Kraftwagenproduzenten aus
ihren ausländischen Fertigungskapazitäten zurückzuführen. 

Unterdurchschnittliches Wachstum der 
Bruttowertschöpfung ... 

Neben der 

– Intensivierung des weltweiten Wettbewerbs mit auslän-
dischen Konkurrenten und

– der Verdrängung inländischer Produktion durch die Aus-
landsfertigung einheimischer Hersteller 

wurde in den letzten Jahren eine dritte Kategorie von Be-
lastungsfaktoren für die inländische Produktionsleistung
durch die Globalisierung der Märkte sichtbar, nämlich 

– die Verringerung der Fertigungstiefe der einheimischen
Automobilindustrie, insbesondere durch importierte Vor-
leistungen (externes und internes Offshoring8). 

Der im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
vom Statistischen Bundesamt ausgewiesene Bruttopro-
duktionswert der Automobilindustrie wuchs nominal von
1995 bis 2003 insgesamt um 82,5%. Das war deutlich
mehr als der Produktionswert des Verarbeitenden Gewer-
bes (25,4%) und der der Gesamtwirtschaft (21,4%). Der
Anteil der Automobilindustrie am Verarbeitenden Gewer-
be stieg dabei von 12,6 auf 18,5%, an der Gesamtwirt-
schaft von 4,2 auf 6,3%.

Wesentlich kleiner als beim Bruttoproduktionswert ist der
Strukturanteil der Automobilindustrie allerdings bei der ei-
gentlichen Produktionsleistung, der Bruttowertschöpfung:
2003 machte hierbei die Automobilindustrie nur 14,7% vom
Verarbeitenden Gewerbe aus (nach 11,5% in 1995). Da-
bei ist die Wertschöpfung in den letzten zehn Jahren deut-
lich schwächer gewachsen als der Bruttoproduktionswert
(vgl. Abb. 4). Das gilt sowohl für die Automobilindustrie als
auch für das Verarbeitende Gewerbe insgesamt, in der Au-
tomobilindustrie war die Divergenz allerdings stärker aus-
geprägt. So nahm hier die Wertschöpfung von 1995 bis
2003 nominal nur um 46% zu (Verarbeitendes Gewerbe:
14,7%, Gesamtwirtschaft: 16,6%). Bereinigt um die Preis-
entwicklung lag (real) die Wertschöpfung der Automobilin-
dustrie 2003 sogar nur um 23,4% über dem Stand des
Jahres 1995 (Verarbeitendes Gewerbe: 12,4%, Gesamt-
wirtschaft: 13,3%). 

... führt zu einer stark reduzierten Wertschöp-
fungsquote in der deutschen Automobilproduktion

Der Anteil der Bruttowertschöpfung am Output (Bruttopro-
duktionswert) wird üblicherweise als Wertschöpfungsquo-
te (oder Fertigungstiefe) bezeichnet. Die Quote gibt an, wie
hoch der Anteil der eigenen Produktionsleistung (Eigenleis-
tung) am Gesamtwert der erzeugten Güter ist. Statistisch ist
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Abb. 4

8 Unter externem Offshoring wird dabei der ausländische Vorleistungsbezug
von ausländischen Lieferanten verstanden (Offshore Outsourcing), inter-
nes Offshoring bezieht sich auf die ausländischen Vorleistungslieferungen
von inländischen Herstellern aus deren ausländischen Produktionsanlagen
(Offshoring im engeren Sinne).
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dabei die Bruttowertschöpfung als Differenz aus Bruttopro-
duktionswert und (bezogenen) Vorleistungen definiert. 

Die Wertschöpfungsquote ist in den letzten Jahren sowohl
im Verarbeitenden Gewerbe als auch in der Automobilindus-
trie deutlich gesunken (vgl. Abb. 5), d.h. der Anteil der von
außen bezogenen Vorleistungen am Output hat überpropor-
tional zugenommen. Dabei war allerdings der Rückgang der
Fertigungstiefe in der Automobilindustrie erheblich stärker
ausgeprägt als im gesamtindustriellen Durch-
schnitt: Während von 1995 bis 2003 die
Wertschöpfungsquote des Verarbeitenden
Gewerbes von 36,5 auf 33,4% sank9, ver-
minderte sie sich in der Automobilindustrie
von 33,4 auf 26,7%.10

Der seit Mitte der neunziger Jahre verstärk-
te Prozess des schrumpfenden Anteils der
Eigenleistung an den erzeugten Produkten
konzentrierte sich dabei (bisher) auf den Zeit-
raum von 1995 bis 2000. So sank die Wert-
schöpfungsquote in der Automobilindustrie
bis zum Jahr 2000 sogar auf 23,1% ab. Da-
nach erhöhte sie sich bis 2003 wieder auf die
bereits genannten 26,7%, was im Wesentli-
chen auf konjunkturelle Effekte – Stützung

der Auslastung der eigenen Kapazitäten in
schwachen Konjunkturphasen – zurückzu-
führen sein dürfte. An dem Niveauverlust des
Anteils der Eigenleistung am Output hat sich
damit aber nicht viel geändert.

Der Prozess einer sinkenden Wertschöp-
fungsquote ist allerdings keine neue Erschei-
nung. Vielmehr nimmt der Anteil der Eigen-
leistung an der Bruttoproduktion bereits seit
1968 ständig ab.11 So reduzierte sich die Fer-
tigungstiefe in der Automobilindustrie von
1970 bis 1990 insgesamt um 17% bzw. um
0,9% pro Jahr.12 Die Absenkung der Wert-
schöpfungsquote um 20% innerhalb von nur
acht Jahren (1995 bis 2003) stellt jedoch ei-
ne neue Dimension im Schrumpfungspro-
zess des inländischen Wertschöpfungsan-
teils dar, ist seine Intensität mit einem Minus

von 2,8% pro Jahr doch rund dreimal so hoch wie in den
Jahren von 1970 bis 1990. 
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Tab. 5

Produktionskenngrößen der Automobilindustrie

Veränderungsraten
(in %)

 1995 2000 2003 1995/00 2000/03

Nominaler Brutto-
produktionswert
(in Mrd. �) 130,9 212,8 238,7 62,6 12,2 

Anteil
a)
 (in %) 12,6 16,7 18,4 – – 

Nominale Brutto-
wertschöpfung
(in Mrd. �) 43,7 49,1 63,8 12,4 29,9 

Anteil
a)
 (in %) 11,5 11,5 14,7 – – 

Reale Brutto-
wertschöpfung
(in Mrd. �) 43,7 43,8 53,9 0,4 23,0 

Nominale Wert-
schöpfungsquote

c)

(in %) 33,4 23,1 26,7 –30,9 15,7 

Erwerbstätige

(in 1 000) 711 870 872 22,4 0,2 

Anteil
a)
 (in %) 8,4 10,7 11,3 – – 

Beschäftigten-
produktivität

d)

(in 1 000 �) 61,4 50,4 61,8 –18,0 22,7 
a)
 Anteil am Verarbeitenden Gewerbe. – 

b)
Indexbasis 1995. – 

c)
 Anteil

der Bruttowertschöpfung am Bruttoproduktionswert. – 
d)
 Reale Brutto-

wertschöpfung pro Beschäftigten.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnung, Reihe 1.4.
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9 Angaben nach den Daten der revidierten Fassung der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (Statistisches
Bundesamt, Fachserie 18 (Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnung), Fachserie 1.4 (Inlandsproduktsberechnung,
Detaillierte Jahresergebnisse 2004). 

10 Hierbei ist zu beachten, dass in diesen Zahlen die Kfz-
Teile- und -Zubehörindustrie, die innerhalb der Auto-
mobilindustrie eine überdurchschnittliche Fertigungs-
tiefe aufweist, eingeschlossen ist. Die Wertschöpfungs-
quote des Kraftwagenbaus allein (Automobilproduzen-
ten) ging dabei nach den Angaben der amtlichen Kos-
tenstrukturstatistik vorn 27,5% (1995) auf 16,5% (2003)
zurück, wobei er bereits bis zum Jahr 2000 auf 16,5%
abgesunken war.

11 Davor ist die (nominale) Wertschöpfungsquote allerdings angestiegen, und
zwar von 1960 bis 1967 um 8,5% in der Automobilindustrie bzw. um 8,2%
im Verarbeitenden Gewerbe insgesamt. 

12 Im Verarbeitenden Gewerbe lag der entsprechende Rückgang insgesamt
bei 3,2 bzw. bei 0,2% p.a.
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Aus der Beschäftigungsausweitung
in der Automobilindustrie …

Die maßgebende Leitgröße für die Beschäf-
tigungstendenzen in einer Branche ist nicht
die Umsatz- oder die Produktionsentwick-
lung, sondern die der realen Wertschöpfung
(Eigenleistung). Vor dem Hintergrund der
stark reduzierten Wertschöpfungsquote hat
sich die Beschäftigtenzahl in der Automo-
bilindustrie überraschend expansiv entwi-
ckelt (vgl. Tab. 5): Entgegen der Tendenz im
Verarbeitenden Gewerbe insgesamt, des-
sen Beschäftigtenzahl nach Angaben der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung von
1995 bis 2003 um gut 8% schrumpfte, er-
höhte sich in diesem Zeitraum die Zahl der
Mitarbeiter in der Automobilindustrie von
711 000 (1995) auf 872 000 Personen (2003), d.h. insge-
samt um 22,6%. 

Dabei ist der Strukturanteil der Automobilindustrie an der
Beschäftigtenzahl des Verarbeitenden Gewerbes erheblich
kleiner als der an der Bruttowertschöpfung: 1995 lag er bei
8,4% (Bruttowertschöpfung: 11,5%). Durch die wachsen-
de Belegschaft erhöht sich zwar der Anteil der Automobil-
industrie an den Beschäftigten des Verarbeitenden Gewer-
bes deutlich bis 2003 auf 11,3%, der Abstand zwischen Be-
schäftigten- und Wertschöpfungsanteil hat sich aber nur we-
nig verändert (Bruttowertschöpfung 2003: 14,7%). Damit
bildete die Automobilindustrie in den letzten zehn Jahren
zwar eine wichtige Stütze für den deutschen Arbeitsmarkt,
der internationalen Wettbewerbsposition des Automobil-
standorts Deutschland dürften die sich daraus ergebenden
Produktivitätseffekte jedoch nicht zuträglich gewesen sein.

… resultiert eine bemerkenswert schwache 
Produktivitätsentwicklung 

Während im Verarbeitenden Gewerbe insgesamt einer Zu-
nahme der realen Wertschöpfung von 1995 bis 2003 um
gut 13% ein Rückgang der Beschäftigtenzahl um 8% ge-
genüberstand und damit eine Spreizung um 21% bewirkte,
nahmen in der Automobilindustrie Wertschöpfung (real
+ 23,4%) und Beschäftigung (+ 22,6%) fast gleich stark zu.
Dies bedeutet allerdings nichts anderes, als dass die Be-
schäftigtenproduktivität13 der deutschen Automobilindustrie
mit 61 800 € pro Person (Indexbasis 1995) 2003 nahezu auf
dem gleichen Niveau lag wie 1995 (61 400 €; vgl. Abb. 6).
Zwischenzeitlich hat sie sich sogar tendenziell rückläufig ent-
wickelt (2000: 50 400 €), bevor sie in den Folgejahren wie-
der zunahm. Diese Entwicklung steht im krassen Gegensatz

zur Tendenz im Verarbeitenden Gewerbe insgesamt – hier
stieg die entsprechend ermittelte Beschäftigtenproduktivi-
tät von 44 800 € (1995) auf 54 900 € (2003) kontinuierlich
an. Zwar ist die Beschäftigtenproduktivität in der Automo-
bilindustrie nach wie vor höher als im gesamtindustriellen
Durchschnitt, der Vorsprung schmolz jedoch von 37% (1995)
auf nur noch 12,6% (2003).14

Die seit Mitte der neunziger Jahre zu beobachtende schwa-
che Entwicklung der Beschäftigtenproduktivität in der Au-
tomobilindustrie steht im Kontrast zu den langfristigen Ten-
denzen dieser Kenngröße: Von 1970 bis 1990 ist sie um
mehr als ein Drittel (35,5%) gestiegen, gegenüber 1960 hat
sie sich bis 1990 sogar mehr als verdoppelt. Von 1995 bis
2003 kam es dagegen insgesamt nur zu einer Seitwärtsbe-
wegung.

Die flache Entwicklung der realen Bruttowertschöpfung pro
Beschäftigten in der Automobilindustrie während der letz-
ten zehn Jahre ist erstaunlich, sollte man doch erwarten,
dass die Konzentration auf die Kernkompetenzen und das
verstärkte Zukaufen von Vorleistungen aus anderen Sekto-
ren oder anderen Ländern gerade zum Ziel haben sollte,
die Arbeitsproduktivität nachhaltig zu erhöhen und damit die
internationale Wettbewerbsposition auch in preislicher Hin-
sicht dauerhaft zu verbessern. Offensichtlich ist das bisher
nicht in signifikantem Ausmaß gelungen. Vor diesem Hin-
tergrund erscheinen Ankündigungen von Maßnahmen zur
Anpassung der Belegschaftsstärke in einem anderen Licht. 
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Abb. 6

13 Reale Bruttowertschöpfung pro Erwerbstätigen.

14 Im Jahr 2000 war die Beschäftigtenproduktivität mit 50 400 € sogar kurz-
zeitig unter die des Verarbeitenden Gewerbes insgesamt (52 000 €) ge-
fallen. 
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Das ifo Institut führt seit 1951 seine Kon-
junkturumfragen auch im Großhandels-
bereich durch. Die Antworten der befragten
Großhandelsunternehmen gehen unter an-
derem in den ifo Geschäftsklimaindex für die
gewerbliche Wirtschaft ein. Das Ge-
schäftsklima wird aus den Antworten zu
zwei Fragen gebildet. Die Befragten werden
gebeten, zum einen ihre momentane Ge-
schäftslage und zum anderen ihre Erwar-
tungen für die nächsten sechs Monate an-
zugeben. Die Intention, die hinter dem Ge-
schäftsklima steht, ist, einen möglichst ein-
fachen, aber auch zuverlässigen Frühin-
dikator für die konjunkturelle Entwicklung
der Wirtschaft zu erhalten. 

Um den Verlauf des Geschäftsklimas im
Großhandelsbereich bewerten zu können, kann es Zeitrei-
hen der amtlichen Statistik gegenübergestellt werden. In
Abbildung 1 ist die monatliche Zeitreihe der Veränderung
des realen Umsatzes im Bereich Handelsvermittlung und
Großhandel im Vergleich zum gleichen Monat des Vorjah-
res abgebildet. Die Daten stammen aus der monatlichen
Konjunkturerhebung des Statistischen Bundesamtes und
werden in der Regel gut 30 Tage nach dem Ende des Be-
richtsmonats veröffentlicht. Das ebenfalls abgebildete ifo
Geschäftsklima für den Großhandel wird dagegen im Ver-
lauf der letzten Woche des Berichtsmonats publiziert. Dar-
über hinaus werden die amtlichen Umsatzzahlen später
noch revidiert, was bei den Geschäftsklimawerten nicht der
Fall ist. Bevor die Reihen verglichen werden, sollte man
beachten, dass die Bildung von Vorjahresveränderungsra-
ten zwar eine beliebte Übung bei der Analyse der konjunk-
turellen Entwicklung ist, dass dieses Vorgehen aber auch
Probleme beinhaltet. Die Berechnung von Vorjahresverän-
derungsraten ist rein technisch betrachtet eine Filterung der
Zeitreihe, die als Nachteil mit sich bringt, dass die Zeitreihe
und insbesondere die interessierenden Wen-
depunkte einer Phasenverschiebung unter-
zogen werden.1 Um den Vergleich der Zeit-
reihen mit einem entsprechend behandelten
Geschäftsklima zu ermöglichen, sind in Ab-
bildung 2 die Zeitreihen der Vorjahresverän-
derung des realen Umsatzes und die Ver-
änderung zum Vorjahr für das Geschäftkli-
ma abgebildet. 

Zwar werden die befragten Großhandelsunternehmen ihre
Geschäftslage nicht nur nach dem Umsatz, sondern auch
anhand von anderen Einflussgrößen, etwa der Ertragslage,
bewerten. Dennoch sollte sich sowohl im Geschäftsklima
als auch in den Veränderungen der Umsätze eine ähnliche
konjunkturelle Entwicklung zeigen. Dieser gemeinsame zy-
klische Verlauf ist auch in den beiden Abbildungen erkenn-
bar. Er wird aber noch deutlicher, wenn die Reihen geglät-
tet werden. In den Abbildungen 3 und 4 sind die geglätte-
ten Zeitreihen enthalten. Zur Glättung wurde ein Hodrick-
Prescott verwendet, der so eingestellt wurde, dass er
Schwankungen mit einem Zyklus von weniger als 1,25 Jah-
ren unterdrückt.2 Das ifo Geschäftsklima zeigt den kon-
junkturellen Verlauf in der Regel mit einem Vorlauf vor den
Umsatzveränderungen zuverlässig an. Eine Ausnahme bil-
det der untere Wendepunkt zum Ende des Jahres 2001.
Zu dieser Zeit stieg die Erwartungskomponente des Ge-
schäftsklimas deutlich an, die Lagebeurteilung folgte dieser
Einschätzung aber nicht. Diese Entwicklung zeigte sich auch
im Geschäftsklima für das verarbeitende Gewerbe. Tat-

Klaus Abberger

Eine Anmerkung zum ifo Geschäftsklima im Großhandel
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Abb. 1

Abb. 2

1 Für eine Diskussion dieser Eigenschaften vgl. G. Gold-
rian, Eine Anmerkung zur Aussagekraft von Wachs-
tumsraten, ifo Schnelldienst 58 Jg., Nr. 13/2005,
47–48.

2 Für eine Erläuterung dieser Vorgehensweise vgl. M.
Artis, M. Marcellino und T. Proietti, Dating the Euro
Area Business Cycle, C.E.P.R. Discussion Paper
No. 3696/ 2003.
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sächlich war die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in 2002
auch sehr moderat.

Betrachtet man die geglätteten Vorjahresveränderungen des
Geschäftsklimas in Abbildung 4, ist die Wirkung dieser Fil-
terung deutlich erkennbar. Der Vorlauf des Geschäftskli-
mas vor den Umsatzveränderungen hat sich erhöht, und
auch der Wendepunkt im Jahr 2001 wird durch die ifo-Da-
ten frühzeitig signalisiert. Neben der Verschiebung der Wen-
depunkte bewirkt die Bildung der Vorjahresdifferenzen auch,
dass die Zyklen ausgeprägter sind als im ursprünglichen Ge-
schäftsklima.

Das ifo Geschäftsklima scheint somit ein geeigneter Indika-
tor für die konjunkturelle Entwicklung im Großhandel zu sein.
Es besitzt im Vergleich zu Zahlen der amtlichen Statistik ei-
nen »Publikationsvorsprung«, d.h. es wird zeitnaher veröf-
fentlicht, und es wird nicht nachträglich revidiert. Für die Kon-
junkturanalyse ist darüber hinaus wichtig, wie stark ein In-
dikator um die in der Zeitreihe enthaltene Konjunkturkom-

ponente schwankt. Je stärker die Werte um
das Konjunktursignal streuen, desto schwie-
riger wird die Interpretation des Indikators
am aktuellen Rand. Möchte man beurteilen,
ob eine Wende im Konjunkturverlauf einge-
treten ist, muss man bei einem stärker
schwankenden Indikator länger warten als
bei einem glatteren Indikatorverlauf, da es
schwieriger ist, das Konjunktursignal von Zu-
fallsschwankungen zu unterscheiden. Um
verschiedene Indikatoren hinsichtlich dieser
Eigenschaft zu vergleichen, kann der Quo-
tient zwischen der Varianz der Konjunktur-
komponente (hier die Varianz der geglätte-
ten Reihen) und der Varianz der Restkom-
ponente (die Varianz der Reste der Zeitreihe,
wenn die Konjunkturkomponente abgezo-
gen wird) gebildet werden. Je größer dieser

Quotient ist, desto deutlicher ist das Signal, das von dem
jeweiligen Indikator ausgeht. Im vorliegenden Fall ist der Quo-
tient für die Vorjahresveränderungen der Großhandelsum-
sätze gleich 0,19, für das ifo Geschäftsklima gleich 5,36 und
für die Vorjahresdifferenzen des Geschäftsklimas gleich 5,57.
Es zeigt sich also auch nach diesem Kriterium, dass das ifo
Geschäftsklima ein geeigneter Indikator ist, der frühzeitig re-
lativ deutliche Signale über den Konjunkturverlauf gibt. 
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Das Geschäftsklima in der gewerblichen
Wirtschaft Deutschlands hat sich im Okto-
ber erneut deutlich verbessert. Mit einem Sal-
do von – 3,5 Prozentpunkten wurde sogar
der günstigste Wert seit fünf Jahren erreicht.
Die befragten Unternehmen schätzten nicht
nur ihre Geschäftsaussichten für das kom-
mende halbe Jahr (Saldowert: + 0,5 Pro-
zentpunkte) zuversichtlicher ein, sie beur-
teilten auch ihre aktuelle Lage (Saldowert:
– 7,4 Prozentpunkte) abermals deutlich bes-
ser als im Vormonat. Bei den Industrieunter-
nehmen hat sich vor allem auch der Opti-
mismus hinsichtlich der künftigen Chancen
auf den ausländischen Märkten verstärkt. Die
Weichen für eine Fortsetzung der konjunk-
turellen Erholung sind demnach gestellt,
wenngleich die Wachstumsintensität noch
nicht ausreichen wird, um auf dem Arbeits-
markt eine fühlbare Entlastung herbeizu-
führen.

Die stärkste Aufwärtsentwicklung ergab sich im Einzelhan-
del, sowohl in den alten als auch in den neuen Bundeslän-
dern. Auch im Großhandel stieg der Indikator in beiden Tei-
len Deutschlands kräftig an. Im Baugewerbe konnten nur
die Unternehmen in Westdeutschland eine Klimabesserung
registrieren, ihre Kollegen im Osten meldeten dagegen eine
Abwärtstendenz. Das Geschäftsklima im verarbeitenden Ge-
werbe geriet sogar etwas deutlicher in den positiven Bereich
(vgl. Abbildung).

Die aktuelle Geschäftslage des verarbeitenden Gewerbes
in Deutschland hat sich abermals gebessert; dies ist aber
nur auf die positivere Beurteilung der Vorleistungs- und der
Investitionsgüterproduzenten zurückzuführen. Die Nach-
frage zog im Durchschnitt erneut an, und dementsprechend
hat bei den Unternehmen auch die Unzufriedenheit mit der
Auftragslage weiter nachgelassen. Im Laufe des dritten Quar-
tals haben sich die Auftragsreserven auf 2,6 Produktions-
monate erhöht, vor Jahresfrist betrug die Reichweite aller-
dings 2,7 Monate. Der Auslastungsgrad der Gerätekapazi-
täten nahm ebenfalls zu, mit 82,8% wurde aber auch hier
der vergleichbare Vorjahresstand verfehlt. Die Geschäftser-
wartungen waren von erhöhter Zuversicht geprägt, die sich
offenbar vor allem auf zunehmende Chancen im Exportge-
schäft stützte. Nach Ansicht der Testfirmen hat sich ihre
Wettbewerbsfähigkeit in den letzten Monaten sowohl auf
den ausländischen Märkten innerhalb als auch außerhalb
der EU weiter verbessert. Die Produktion wird den Plänen
nach zu schließen hochgefahren werden.

In den neuen Bundesländern stand einer positiveren Be-
wertung der gegenwärtigen Geschäftslage eine abge-
schwächte Zuversicht in Bezug auf die künftige Entwicklung
gegenüber. Vermehrte Impulse erhofften sich die Unterneh-

men allerdings von der Nachfrage aus dem Ausland. Die Ge-
rätekapazitäten waren mit 82,2% etwas weniger ausgelas-
tet als in der Vorperiode und als zur gleichen Zeit des Vor-
jahres. Dagegen verfügten die ostdeutschen Industriefirmen
mit 3,0 Produktionsmonaten über höhere Auftragsreserven
als im Juni und im Vorjahr (2,4 Monate). Der Anteil der Un-
ternehmen, die mit einem Personalabbau in den nächsten
Monaten rechneten, hat in beiden Berichtskreisen abge-
nommen, er war im Osten sogar nur halb so groß wie im
Westen.

Im Bauhauptgewerbe der alten Bundesländer wurde die der-
zeitige Geschäftssituation weniger negativ eingestuft als im
Vormonat, vor allem im Hochbau. Bei rückläufiger Baupro-
duktion nahm der Nutzungsgrad des Maschinenparks zwar
ab, er übertraf allerdings den Stand vom Vorjahr um 4 Pro-
zentpunkte. Die Reichweite der Auftragsbestände stieg auf
2,4 Monate an (Vorjahr: 2,1 Monate). Dementsprechend wur-
de die Auftragslage insgesamt weniger häufig als unbefrie-
digend bewertet. Aufgehellt haben sich auch die Perspek-
tiven, jedoch gilt dies offensichtlich nur für den Tiefbau. Die
Verschlechterung des Geschäftsklimas in Ostdeutschland
ist auf die erhöhte Skepsis in den Erwartungen – insbeson-
dere für den Tiefbau – zurückzuführen. Aber auch die aktu-
elle Situation wurde etwas ungünstiger beurteilt. Die Gerä-
te waren mit 71% ebenso ausgelastet wie im Vormonat, aber
immerhin um 3 Prozentpunkte stärker als zur entsprechen-
den Vorjahreszeit. Auch die Reichweite der Auftragsbestände
blieb konstant (2,2 Monate), übertraf jedoch den Vorjahres-
wert (1,9 Monate). Wie in den alten Bundesländern hat der
Anteil der Unternehmen, die von einer Abnahme der Zahl ih-
rer Beschäftigten ausgingen, zugenommen (per saldo 33%

Hans G. Russ

ifo Konjunkturtest Oktober 2005 in Kürze1

1 Die ausführlichen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests sowie Unterneh-
mensbefragungen in den anderen EU-Ländern werden in den »ifo Kon-
junkturperspektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von
75,– EUR/Jahr abonniert werden.
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in West-, 36% in Ostdeutschland). Während man in West-
deutschland mit steigenden Baupreisen rechnete, dürften
sie in Ostdeutschland den Firmenangaben zufolge etwas
nachgeben.

Die Besserung der Geschäftslage im westdeutschen Groß-
handel ist auf die erneute Aufwärtstendenz im Produk-
tionsverbindungshandel zurückzuführen, während im Kon-
sumgüterbereich die negativen Urteile etwas mehr über-
wogen als im Vormonat. In den Geschäftserwartungen ist
die Skepsis nahezu abgeklungen. Die Unternehmen beab-
sichtigten daher trotz etwas vergrößerter Lagerüberhänge
eine Lockerung ihrer zurückhaltenden Bestelltätigkeit. In den
neuen Bundesländern hat sich die aktuelle Geschäftslage
zwar auf ein zufriedenstellendes Niveau verbessert, hin-
sichtlich der künftigen Entwicklung äußerten sich die Un-
ternehmen aber unverändert skeptisch. Da außerdem der
Lagerdruck trotz reger Nachfrage spürbar zugenommen hat,
wurden die Orderpläne abermals nach unten revidiert. In bei-
den Berichtskreisen rechneten die Testteilnehmer mit einem
weiteren Anstieg der Verkaufspreise, wenngleich die Zahl
derartiger Meldungen etwas geringer geworden ist. Abge-
nommen hat auch der Anteil der Unternehmen, die von rück-
läufigen Beschäftigtenzahlen ausgingen; er war im Osten mit
per saldo 19% etwa doppelt so hoch wie im Westen (9%).

Im Einzelhandel der alten Bundesländer wurde die gegen-
wärtige Geschäftssituation ebenfalls deutlich weniger ne-
gativ beurteilt. Ausschlaggebend hierfür war aber nur die
sprunghafte Besserung im Nahrungs- und Genussmittel-
sektor, im Non-Food-Bereich hat dagegen die Enttäuschung
erkennbar zugenommen. Zwar wurde im Durchschnitt mehr
umgesetzt als zur gleichen Zeit des Vorjahres, die überhöhten
Warenbestände konnten jedoch nur unwesentlich vermin-
dert werden. Demzufolge beabsichtigten die Unternehmen
trotz einer deutlichen Aufhellung der Geschäftsperspektiven
weitere Kürzungen ihrer Bestellvolumina. Die ostdeutschen
Einzelhändler waren mit dem Geschäftsverlauf nahezu eben-
so unzufrieden wie im Vormonat, schätzten aber die Aus-
sichten für das kommende halbe Jahr deutlich weniger pes-
simistisch ein. In Anbetracht des verringerten Lagerdrucks
waren auch die Bestellpläne weniger nach unten ausge-
richtet. Während die Unternehmen im Westen gewisse Spiel-
räume für Preisanhebungen in den nächsten Monaten sa-
hen, ging man im Osten von stabilen Preisen aus. Der An-
teil der Firmen, die einen Personalabbau beabsichtigten, hat
sowohl in den alten (per saldo 10%) als auch in den neuen
Bundesländern (per saldo 18%) wieder zugenommen. 

Das Geschäftsklima im Bereich Dienstleistungen2 hat sich
im Oktober wieder verbessert, nachdem in den beiden vor-
angegangenen Monaten nur eine Seitwärtsbewegung zu
beobachten war. Zwar beurteilten die Unternehmen ihre

aktuelle Situation etwas weniger positiv als im September,
ihre Erwartungen ließen jedoch einen deutlich verstärkten
Optimismus erkennen.

2 In den Ergebnissen für die »gewerbliche Wirtschaft« nicht enthalten.
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